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Neue Gesichter durch den einsetzenden Generationswechsel, neue Aufga-
ben durch neue Politikfelder, neue Anforderungen durch wachsende Wün-
sche der Bevölkerung an unsere Produkte, neue Dienstgebäude und IT-Pro-
jekte, neue Arbeitsorganisation, neue Technik. Wenn er es überhaupt jemals 
gewesen sein sollte: Der öffentliche Dienst hat längst aufgehört, langweilig 
zu sein. Auch das LAGuS reiht sich in einen Prozess des ständigen Wandels 
ein. Dabei gilt es, gleichzeitig den bisherigen Standard unserer Leistungen 
für die Menschen zu sichern.

Das LAGuS legt auch im 14. Jahr seines Bestehens einen Bericht vor, der an 
Themenbreite unter anderen Landesämtern seinesgleichen wohl vergeb-
lich sucht. 

475 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stellen sich an sechs Standorten in 
unserem Bundesland flächendeckend den unterschiedlichsten Aufgaben 
für unser Land. 

Das LAGuS zählt zu den wichtigen Zuwendungsbehörden des Landes. För-
dermittel des Landes, des Bundes und der Europäischen Union in Höhe von 
435 Millionen Euro wollen schnell und rechtssicher vergeben und kontrol-
liert werden.

Allein die Sozialabteilung betreut mehr als 300.000 Bürgerinnen und Bür-
ger und setzt dabei 178 Millionen Euro um. 

Im Arbeitsschutz kam es zu nahezu 4.000 Betriebsbesichtigungen. 

Die Gesundheitsabteilung steht für sauberes Trink- und Badewasser und hat 
dafür insgesamt 20.000 Proben analysiert. Ebenso viele, nämlich ca. 20.000 
Einzeluntersuchungen, wurden in Krankenhäusern durch unsere Fachleute 
im Dienste der Hygiene durchgeführt. 

Und nicht zuletzt der Infektionsschutz: 2019 wurde die landesweite Impf-
kampagne fortgesetzt. Sie stellt die Bekämpfung von Infektionskrankhei-
ten in den Mittelpunkt. Mancher mag hinterfragt haben, ob in einem Bun-
desland mit gewohnt hohen Durchimpfungsraten eine solche Kampagne 
notwendig sei. Mancher wird gefragt haben, ob dem Thema Seuchenbe-
kämpfung nicht ohnehin zu viel Aufmerksamkeit geschenkt wird, denn die 
großen Seuchen schienen doch bekämpft. Und dann kam Corona. Mit Co-
rona kamen auf das LAGuS Aufgaben zu, die ungeahnten und ungewohn-
ten Ausmaßes waren. Dazu mehr im nächsten Heft. 

Soviel aber an dieser Stelle: Wir sind mit der Veröffentlichung unseres Jah-
resberichts spät dran. Ich bitte dafür um Nachsicht und verweise in diesem 
Zusammenhang auf unsere besondere Einbindung in die Begleitung und 
Nachsorge der Pandemie. 

Und gemeinsam hoffe ich mit Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, dass wir 
im nächsten Jahr wieder pünktlich zur Sommerpause erscheinen, auch und 
gerade, weil die Pandemie überwunden ist.

Bleiben Sie gesund!

 
 
Ihr Heiko Will
Erster Direktor LAGuS

VORWORT



Gemeinsam arbeiten Landesregierung und Landesamt für gesunde und 
sichere Arbeits- und Lebensbedingungen in unserem Bundesland. Dabei 
reicht die Palette nicht nur von „A“ wie „Apothekenaufsicht“ bis „Z“ wie „Zu-
wendungsbescheide“, sondern auch von Null (beispielsweise Elterngeld 
und Impfschutz) bis Hundert plus (Schwerbehindertenrecht, Kriegsopfer-
versorgung), was das Alter der Personen angeht, mit denen das Landesamt 
für Gesundheit und Soziales (LAGuS) in Kontakt steht.

Der aktuelle Jahresbericht ist einmal mehr eine beeindruckende Übersicht 
über das weitgefächerte Aufgabenspektrum unserer zentralen Landesbe-
hörde. Alle Bürgerinnen und Bürger in Mecklenburg-Vorpommern, Tau-
sende Urlauber, aber auch eine große Zahl von Expertinnen und Experten 
profitieren von den Leistungen und der Arbeit des LAGuS. Der Bericht ver-
mittelt einen guten Überblick über die fachliche Vielfalt der Aufgaben und 
die Kompetenz der Beschäftigten.

Unsere Bürgerinnen und Bürger in Mecklenburg-Vorpommern dürfen er-
warten, dass ihre Anliegen korrekt, schnell und vor allem bürgerfreundlich 
bearbeitet werden. Mit fachlicher und sozialer Kompetenz stellt sich das 
LAGuS dabei der Vielzahl seiner Aufgaben. Dabei gilt es, auch immer wieder 
neue Herausforderungen zu bewältigen – auch dies ist in diesem Bericht 
nachzulesen. Als ein Beispiel sei hier die Reform der Pflegeberufe genannt.

Noch nicht berichtet wird darüber, was das LAGuS während der Corona-
Pandemie leistet(e). Hier „vertrösten“ wir Sie auf den Bericht 2020. Nur so 
viel: Ob Bürgertelefon zu Gesundheitsfragen, Darstellung und Bewertung 
der epidemiologischen Situation, Arbeitsschutz unter Corona-Bedingun-
gen, Hilfen für Pendler aus dem Ausland oder Eltern, die ihre Kinder zu Hau-
se betreut haben und nicht arbeiten konnten: Das Corona-Virus sorgte für 
eine sehr lange Liste von Aufgaben, die das LAGuS zusätzlich bewältigt hat. 

Mit dem LAGuS steht unseren Ministerien ein verlässlicher, kompetenter 
und engagierter Partner zur Seite. Wir freuen uns über die vertrauensvol-
le Zusammenarbeit im Arbeitsalltag zwischen den Fachleuten, aber auch 
über den einen oder anderen Höhepunkt, den wir gemeinsam gestalten. 
Wir denken da zum Beispiel an die Kampagne „MV impft – gemeinsam 
Verantwortung übernehmen“, aber auch an den Arbeitsschutztag. Ganz 
gleich, welche Aufgabe oder welches Thema auf der Tagesordnung steht – 
wir können uns auf die gute Arbeit und Kooperation verlassen. Herzlichen 
Dank dafür! Wir wollen und werden die vertrauensvolle und konstruktive 
Zusammenarbeit mit dem LAGuS im Sinne der Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern fortsetzen.

Stefanie Drese�
Ministerin für Soziales, Integration�
und Gleichstellung�

GELEITWORT

Harry Glawe
Minister für Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit
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Neues lernen  
mit Freistellung

Am 31. Dezember 2013 
ist das aktuelle Gesetz zur 
Freistellung für Weiterbil-
dungen im Land Meck-
lenburg-Vorpommern (Bil-
dungsfreistellungsgesetz - 
BfG M-V) in Kraft getreten. 
Entsprechend dem Gesetz 
haben alle Beschäftigten, 
deren Arbeits- oder Dienst-
verhältnis den Schwer-
punkt in Mecklenburg-Vor-
pommern hat, einen An-
spruch auf Freistellung zur 
Teilnahme an anerkannten 
Weiterbildungsveranstal-
tungen unter Fortzahlung 
ihres Arbeitsentgeltes. 
Der Anspruch besteht un-
abhängig von einer etwai-
gen Erstattung des Arbeits-
entgeltes an den Arbeitge-
ber und kann für fünf Ar-
beitstage innerhalb ei-
nes Kalenderjahres bewil-
ligt werden. Das Beschäf-
tigungsverhältnis muss 
sechs Monate bestehen.
2019 wurden im Rahmen 
des BfG M-V, gelegentlich 
auch als „Bildungsurlaub“ 
bezeichnet, 980 Anträge 
auf Anerkennung von Bil-
dungsveranstaltungen be-
arbeitet. Den entsprechen-
den Lohnausfall haben 335 
Arbeitgeber geltend ge-
macht.

Förderangelegenheiten 
In der Abteilung für Förderangelegenheiten des LAGuS werden Zu-
wendungen, gesetzliche Leistungen und Anerkennungen für das 
Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung sowie für 
das Wirtschafts-, Bildungs-, Landwirtschafts- und Justizministerium 
Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt. 

Die Abteilung unterteilt sich in sechs Fachdezernate und ist an meh-
reren Standorten des LAGuS tätig. Kernaufgaben der Abteilung sind 
die Beratung, Prüfung, Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
bewilligten Projekte. Über Aspekte der Kindertagesförderung, der Ju-
gendhilfe, der Gesundheitsversorgung, des Ehrenamtes und weite-
rer sozialer Bezugspunkte sind von den geförderten Projekten nahe-
zu alle Lebensbereiche betroffen. Bei den Prüfaufgaben des LAGuS 
spielen neben den Interessen der Zuwendungsempfänger auch die 
haushaltsrechtlichen Vorschriften des Landes eine zentrale Rolle. 

Neu in der Abteilung ist seit dem Jahr 2019 der Bereich der Pflege-
berufe-Ausbildungsfinanzierung. Mit dem Pflegeberufegesetz des 
Bundes wurde die langjährig vorbereitete Reform der Pflegeausbil-
dung umgesetzt, die 
dazu beiträgt, die 
Qualität in der Pflege 
weiter zu verbessern 
und die Attraktivität 
des Pflegeberufes zu 
erhöhen.
Die Förderabteilung 
des LAGuS verwaltet 
als sogenannte „zu-
ständige Stelle“ den 
zu diesem Zweck er-
richteten Pflegeaus-
bildungsfonds zur 
Finanzierung der neuen generalistischen Ausbildung zur Pflegefach-
kraft. Schwerpunkt im Jahr 2019 waren die Einrichtung der IT- und 
Verwaltungsverfahren sowie Beratungsaktivitäten für die betroffe-
nen Einrichtungen und die Umsetzung der ersten notwendigen Prü-
fungen.

Im Auftrag des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
werden darüber hinaus Anträge nach dem Bildungsfreistellungsge-
setz Mecklenburg-Vorpommern bearbeitet. 

© DOC RABE Media / Fotolia.com
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Begleitung für 
Gründer

Durch die Initiative der 
Landesregierung zur Stär-
kung der Digitalisierung in 
der Wirtschaft sollen Unter-
nehmen und Beschäftig-
te in MV dabei unterstützt 
werden, die Herausforde-
rungen der digitalen Trans-
formation zu meistern. 
Auch bei Unternehmens
gründungen müssen die 
Gründerideen für die Di-
gitalisierung fit gemacht 
werden. In den Digita-
len Innovationszentren in 
Greifswald, Neubranden-
burg, Rostock, Schwerin, 
Stralsund und Wismar fin-
den Gründerinnen und 
Gründer gute Startbedin-
gungen vor, um ihre Ideen 
gemeinsam zu diskutieren 
und umzusetzen.
Die Landesregierung un-
terstützt deshalb die Tätig-
keit von Entrepreneurship-
Managern in diesen Inno-
vationszentren. Sie bera-
ten und begleiten Gründer 
und Gründungsteams, ko-
ordinieren die Zusammen-
arbeit bei fachübergreifen-
den Gründungen und stel-
len Kontakte zu etablierten 
Unternehmen in den Re
gionen her. Dadurch soll 
die Innovationskraft der 
Wirtschaftsräume gestärkt 
werden. Aus dem Europäi-
schen Sozialfonds (ESF) 
werden hierfür jährlich et-
wa 640.000 Euro bereitge-
stellt. Das LAGuS begleitet 
die Zuwendungsverfahren.

Fördermittel aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF)

Die Europäische Union stellt dem 
Land Mecklenburg-Vorpommern 
384,6 Millionen Euro aus dem 
Europäischen Sozialfonds (ESF) 
für die Förderperiode 2014 bis 
2020 zur Verfügung. 

Die aus diesen Mitteln finanzier-
ten Projekte verfolgen unter-
schiedliche thematische Ziele:

•	 Förderung nachhaltiger und 
hochwertiger Beschäftigung 
und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte 

•	 Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Armut und 
jeglicher Diskriminierung

•	 Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung und 
in lebenslanges Lernen

Das LAGuS ist eine der zentralen Bewilligungsbehörden. Das Spektrum an 
Fördergegenständen umfasst dabei nahezu die gesamte Bandbreite des ge-
sellschaftlichen Lebens. Dabei standen relativ kleine Projekte, z. B. 500 Euro 
für ein demokratiestärkendes Mikro-Projekt, genauso auf dem Programm 
wie komplexe Förderungen über mehrere Hunderttausend Euro, zum Bei-
spiel für die Unterstützung der  Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privatleben 
oder die Schulsozialarbeit in den Landkreisen und kreisfreien Städten.

Zu den Herausforderungen gehört es auch immer wieder, neue und teil-
weise neuartige Förderbereiche zu implementieren. 2019 waren dies unter 
anderem die Unterstützung von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen 
bei der Gewinnung vietnamesischer Fachkräfte für eine Pflegeausbildung 
in Mecklenburg-Vorpommern und die Finanzierung des Bildungsganges 
Altenpflege zur Erreichung der Schulgeldfreiheit für die Ausbildung im 
Pflegebereich.

Schwerpunkt im Jahr 2019 war wie schon in den vergangenen Jahren die 
Weiterentwicklung der genutzten IT-Systeme und die Beratung der um-
setzenden Projektträger zum neuen Abrechnungsverfahren. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter haben dazu viele Workshops mit Vertreterinnen 
und Vertretern der ESF-Trägerlandschaft durchgeführt, um diese gut auf die 
neuen Anforderungen vorzubereiten. 

Daneben galt es, die vielfältigen Kontrollen externer Prüforgane zu beglei-
ten. Die Vorhabens- und Systemprüfungen insbesondere der verschiede-
nen EU-Prüforgane machen nach wie vor deutlich, welche Verantwortung 
mit der Vergabe und Prüfung mehrerer Hundert Millionen Euro an Förder-
mitteln einhergeht. 
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„SpinOff 
Incubation“ 

Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler unter-
schiedlicher Forschungs-
einrichtungen in MV arbei-
ten an Themen und Frage-
stellungen, aus denen sich 
oft auch unternehmeri-
sche Möglichkeiten erge-
ben, auch wenn diese nicht 
immer sofort offensichtlich 
sind. 
Das Projekt „SpinOff Incu-
bation“ sucht solche Ideen 
für Unternehmen, die sich 
aus der Forschung ergeben 
können. Die Forschenden 
werden bei der Konkreti-
sierung und Realisierung 
bis hin zur Unternehmens-
gründung unterstützt. Ein 
Aspekt ist dabei, Finanzie-
rungsquellen für die Grün-
dung zu gewinnen. Solche 
Beispiele sind EXIST, ein 
Förderprogramm des Bun-
des, Landesgründerstipen-
dien oder auch private In-
vestitionen. Das Projekt be-
rät aber auch zur Business-
plan-Erstellung, zu Mar-
ketingstrategien und Ver-
triebskonzepten. Für spe-
zielle Themen stehen den 
Forschenden externe Coa-
ches zur Seite.
Auf diese Weise konnten 
in MV bereits einige Un-
ternehmensideen, bei-
spielsweise ein modularer 
Tauchroboter für die Tief-
see, nährstoffoptimiertes 
Koi-Futter oder Luftent-
feuchter mit Wärmeener-
gie-Rückgewinnung, reali-
siert werden.
Für das Projekt stellt das 
Land MV aus dem Europäi-
schen Sozialfonds jährlich 
etwa 240.000 Euro zur Ver-
fügung. 

2019 wurden im LAGuS insgesamt 975 ESF-finanzierte Maßnahmen der 
aktuellen und vergangenen Förderperiode in den unterschiedlichen Ver-
fahren (Bewilligung, Verwaltungsprüfung, Abrechnung) geprüft. Das dabei 
geprüfte Mittelvolumen betrug insgesamt etwa 181 Millionen Euro. Davon 
wurden 430 Neubewilligungen mit einem Mittelvolumen von ungefähr 
43,5 Millionen Euro ausgesprochen.

Auf der Suche nach 
den Fachkräften von morgen 

Auch in Mecklenburg-Vorpommern ist der Fachkräftebedarf in vielen Berei-
chen enorm hoch. Ziel des Projektes „LÖWENPITCH“ ist es, durch regionale 
Events Karrieremöglichkeiten in lokalen Unternehmen ins Bewusstsein der 
nachfolgenden Generationen zu rücken – bei Schülerinnen und Schülern, 
Studierenden, Auszubildenden sowie jungen Fach- und Führungskräften. 

Bei den entsprechenden Veranstaltungen bewertet eine Publikumsjury die 
Pitches, also die kurzen Werbeauftritte der teilnehmenden Unternehmen, 
und kürt einen Champion. Diesem offiziellen Teil folgt ein lockeres Kennen-
lernen und Vernetzen zwischen Unternehmensvertretern und Zielgruppen. 
Das Format trägt dazu bei, den kurz- und langfristigen Wegzug von Talen-
ten in die Ballungszentren zu unterbinden. Im bisherigen Verlauf des Pro-
jektes haben 650 „Talente“ teilgenommen und 22 Unternehmen haben sich 
auf unterschiedlichen Veranstaltungen präsentiert.

Attraktive Arbeitgeber können sich unter loewe@loewenpitch.de für die 
Teilnahme als Löwe oder als Gast bewerben. Nähere Informationen erhält 
man unter www.facebook.com/loewenpitch oder unter loewenpitch.de. 

Das LAGuS unterstützt das mittlerweile landesweite Projekt im Rahmen der 
Förderung von Strukturentwicklungsmaßnahmen mit 70.000 Euro aus Mit-
teln des ESF und des Landes MV.

Löwenpitch vernetzt lokale Arbeitgeber mit zukünftigen Fachkräften.
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Suche nach  
Entlastung

Das interdisziplinäre Ver-
bundvorhaben „Digitale 
Früherkennung und Belas-
tungsminimierung in der 
palliativen Pflege“ setzen 
die Universitätsmedizin 
Rostock und das Fraunho-
fer-Institut für Graphische 
Datenverarbeitung (IGD) 
gemeinsam um. Durch Er-
fassung biometrischer Pa-
rameter und Vitaldaten so-
wie durch persönliche Be-
fragung des Pflegeperso-
nals sollen besondere all-
gemeine, aber auch indi-
viduelle Stresssituationen 
identifiziert werden. Zu-
dem sollen mittels Verän-
derung der Arbeitsabläu-
fe und -organisation durch 
Anwendung prophylak-
tischer und stützender 
Maßnahmen die Pflegebe-
dingungen verbessert wer-
den.
Zwei klassische Palliativ-
pflege-Situationen werden 
analysiert:
1) �Tätigkeiten der Pflege im 

stationären Ablauf
2) �Tätigkeiten der Pflege in 

der spezialisierten am-
bulanten Palliativversor-
gung

Die Analyse erfolgt unter 
Nutzung speziell angepass-
ter, tragbarer Minicompu-
ter, dazu gehören beispiels-
weise Smartwatches. 
Das Projekt dient dem 
Schutz des Personals durch 
Verbesserung der Arbeits-
abläufe und des Umgangs 
mit Stresssituationen und 
außergewöhnlichen Belas-
tungen. Es wird aus dem 
Strategiefonds des Landes 
MV finanziert. Für eine Lauf-
zeit von 24 Monaten stehen 
insgesamt 500.000 Euro zur 
Verfügung.

Werben um Fachkräfte aus Fernost

Der Fachkräftemangel ist auch in Mecklenburg-Vorpommern ein ernst zu 
nehmendes Problem. Dies betrifft auch den Bereich der Pflege. Mit der För-
derung von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen bei der Gewinnung 
vietnamesischer Fachkräfte für eine Pflegeausbildung in Mecklenburg-Vor-
pommern soll dem Fachkräftemangel entgegengewirkt werden. Gleichzei-
tig werden auf diesem Weg die Pflegeeinrichtungen bei der Erschließung 
einer langfristigen Strategie zur Fachkräftegewinnung unterstützt.

Das LAGuS fungiert im Auftrag des Wirtschaftsministeriums MV als Bewil-
ligungsbehörde. Das Programm wird durch den Europäischen Sozialfonds 
finanziert.

Voraussetzung für die Förderung ist, dass

•	 die Pflegeeinrichtung mit einem Dienstleister einen Vertrag über die 
Gewinnung von mindestens zwei vietnamesischen Fachkräften für eine 
Pflegeausbildung in Mecklenburg-Vorpommern mit dem Inhalt ab-
schließt, dass

	 - �eine sprachliche und fachsprachliche Vorbereitung in Vietnam bis 
Ende Juli 2020 stattfindet (Intensivsprachkurs Deutsch bis Niveau 
B2 sowie fachsprachliches Zusatzmodul Pflege)

	 - �die Zentrale Auslands- und Fachvermittlung der Bundesagentur für 
Arbeit (ZAV) am Auswahlverfahren in Vietnam beteiligt wird

	 - �eine Ausbildungsvergütung während der gesamten Ausbildungs-
zeit entweder nach Tarifvertrag gezahlt wird oder, falls es einen 
Tarifvertrag nicht gibt, in Höhe der Ausbildungsvergütung des öf-
fentlichen Dienstes für Pflegeberufe

	 - �eine Integrationsbegleitung in Deutschland erfolgt

•	 die Pflegeeinrichtung ihren Sitz an einem Ort hat, der es ermöglicht, die 
Pflegeausbildung so zu organisieren, dass mindestens sechs der im Rah-
men dieser Fördergrundsätze zu gewinnenden vietnamesischen Fach-
kräfte zugleich an derselben Berufsschule unterrichtet werden können. 

2019 wurden 50 vietnamesische Fachkräften für eine Pflegeausbildung in 
Mecklenburg-Vorpommern gefördert. Pro vietnamesischer Fachkraft be-
trägt der Zuschuss für Krankenhäuser bis zu 2.000 Euro und für ambulante 
bzw. stationäre Pflegeeinrichtungen bis zu 8.000 Euro.

Vietnamesische Pflegefachkräfte werden zum Beispiel an der Universitätsmedizin Rostock 
ausgebildet.
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Freier Eintritt  
in die Kita

Mecklenburg-Vorpommern 
ist Kinder- und Familien-
land. Deshalb hat sich die 
Landesregierung für die 
schrittweise Einführung ei-
ner kostenfreien Kinderta-
gesbetreuung eingesetzt, 
um die Eltern vollständig 
von den Elternbeiträgen in 
der Kindertagesförderung 
zu entlasten.
Bereits ab dem 1. Januar 
2019 zahlten Eltern ab dem 
zweiten Kind in Krippe, Ki-
ta, Hort oder Kindertages-
pflege keine Gebühren 
mehr. Diese Geschwister-
kind-Regelung kam mehr 
als 20.800 Kindern in MV 
zugute. Hierfür wurden et-
wa 40 Millionen Euro be-
reitgestellt. 
Mit dem Landtagsbe-
schluss vom September 
2019 gilt seit 2020 Beitrags-
freiheit in allen Förderarten 
– in Krippe, Kindergarten, 
Hort und Kindertagespfle-
ge – und im vollen Förder-
umfang, also bis zu zehn 
Stunden täglich.

Zuweisungen und Zuwendungen 
aus Mitteln des Landes MV

Im Auftrag verschiedener Ministerien werden im LAGuS aus Mitteln des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern vielfältige Projekte für Bürgerinnen 
und Bürger, Vereine und Unternehmen sowie kommunale Körperschaften 
bearbeitet. Die Leistungen betreffen nahezu sämtliche Aspekte des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens. Schwerpunkte dabei sind:

•	 Projektförderungen im Bereich Frauen und Gleichstellung 
z. B. Frauenhäuser, Opferhilfe-Beratung, frauenpolitische 
Maßnahmen zur Gleichstellung, psychosoziale Prozessbegleitung 

•	 Projektförderungen im Bereich Jugend und Familie 
z. B. Kinderwunschbehandlungen, Schwangerschaftsberatung, 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege oder 
Jugendarbeit

•	 Projektförderungen im Bereich Soziales, Wohlfahrtsverbände und 
Senioren  
z. B. Schuldner- und Insolvenzberatung, ehrenamtliche Mitarbeit 

•	 Projektförderungen im Bereich Migration 
z. B. Integrationsfonds, sprach- und kommunikationsfördernde 
Projekte im Rahmen der Migrationsförderung

•	 Projektförderungen im Bereich Gesundheit, Suchtprävention, AIDS 
z. B. Förderung im Bereich der Suchtberatung und -prävention

•	 Förderung von Bauinvestitionen 
z. B. Kindertagesstätten, Jugendhilfeeinrichtungen, Jugend
herbergen, Schullandheime

2019 wurden insgesamt 3.573 Maßnahmen bewilligt, begleitet bzw. ab-
gerechnet. Das geprüfte Mittelvolumen umfasste ungefähr 600 Millionen 
Euro. Davon wurden 2.271 Neubewilligungen mit einem Mittelvolumen 
von etwa 309 Millionen Euro ausgesprochen.

Das LAGuS ist darüber hinaus zuständig für verschiedene Anerkennungs- 
und Genehmigungsverfahren. Bearbeitet wurden z. B. Anträge auf: 

•	 Anerkennung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag

•	 Anerkennung von Trägern des Freiwilligen Sozialen Jahres 

•	 Anerkennung von Schwangerschafts(konflikt)beratungsstellen

•	 Anerkennung von Schuldner- und Verbraucherinsolvenz
beratungsstellen

•	 Anerkennung von Sucht- und Drogenberatungsstellen

•	 Genehmigung von Investitionskostensätzen für  
Pflegeeinrichtungen nach § 10 Landespflegegesetz

© highwaystarz / Fotolia.com
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Eine App für den 
Kinderschutz

Tagtäglich steht der Schutz 
von Kindern und Jugendli-
chen vor Gewalt für die 
Fachkräfte des Jugendam-
tes, der freien Träger der Ju-
gendhilfe und anderer Ar-
beitsbereiche an oberster 
Stelle. Helfen kann dabei 
jetzt eine „Kinderschutz-
App“. Das LAGuS unter-
stützte die Initialisierung 
der App durch eine Zuwen-
dung als Modellprojekt im 
Bereich Kinderschutz. Die 
Pflege der App hat das Mi-
nisterium für Soziales, Inte-
gration und Gleichstellung 
vertraglich abgesichert. 
Es handelt sich um eine mo-
bile technische Arbeitshilfe 
für Fachkräfte im Arbeits-
alltag. Die App bietet durch 
Fragen und Hinweise eine 
gewisse Sicherheit und 
Hilfestellung zur Orientie-
rung und Planung einzel-
ner Vorgehensweisen im 
Kinderschutzverfahren. Sie 
führt in der Anwendung in-
tuitiv durch die gesetzlich 
fixierten Arbeitsschritte 
im Kinderschutzverfahren 
und gewährleistet somit 
die Einhaltung der gesetz-
lichen Mindeststandards. 
Die App kann unter www.
kinderschutz-app-mv.de 
für Smartphones mit And-
roid-Betriebssystem herun-
tergeladen werden. Sie ist 
nicht für die Speicherung, 
Verarbeitung und Versen-
dung von einzelfall- oder 
personenbezogenen Da-
ten vorgesehen. 

Und wieder eine neue Aufgabe:  
die Umsetzung der Pflegeberufereform

Mit dem Pflegeberufegesetz wird eine langjährig vorbereitete Reform der 
Pflegeausbildung umgesetzt, die dazu beiträgt, die Qualität in der Pflege 
weiter zu verbessern und die Attraktivität des Pflegefachkraftberufes zu er-
höhen. Ziel der Pflegeberufereform ist es, bundesweit eine wohnortnahe 
und qualitätsgesicherte Ausbildung durch eine einheitliche Finanzierung 
der beruflichen Pflegefachkraftausbildung zu ermöglichen.

Ein weiterer Schwerpunkt der Reform ist die Zusammenführung der Aus-
bildungen der Altenpflege, Gesundheits- und Krankenpflege sowie der Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflege zu einer neuen generalistischen Pfle-
geausbildung mit einheitlichem Berufsabschluss als Pflegefachfrau/-mann. 
Inhalt der neuen Ausbildung ist die Vermittlung übergreifender pflegeri-
scher Kompetenzen zur Pflege von Menschen aller Altersgruppen und 
Versorgungsbereiche. Unbenommen bleibt den Auszubildenden, sich 
weiterhin für einen gesonderten Berufsabschluss in der Altenpflege oder 
Kinderkrankenpflege zu entscheiden. Die Wahlmöglichkeit für eine solche 
Spezialisierung haben die Auszubildenden im letzten Ausbildungsdrittel.

Die Finanzierung der Pflegefachkraftausbildung erfolgt je Bundesland 
durch einen Ausgleichsfonds. Dieser wird durch eine sogenannte zustän-
dige Stelle organisiert und verwaltet. Er dient unter anderem dazu, das ins-
besondere in der Altenpflege verbreitete Schulgeld abzuschaffen. Im Wege 
eines Umlageverfahrens werden seit dem Ausbildungsbeginn in 2020 sämt-
liche Einrichtungen, die Pflegefachkräfte beschäftigen, an der Finanzierung 
beteiligt und zwar unabhängig davon, ob sie ausbilden. Einrichtungen, die 
Pflegefachkräfte ausbilden, erhalten aus dem Ausbildungsfonds die Kosten 
der Ausbildung ersetzt.

In Mecklenburg-Vorpommern ist die „zuständige Stelle“ im LAGuS in der 
Abteilung Förderangelegenheiten angesiedelt. Die damit einhergehenden 
Aufgaben für das LAGuS als sogenannte zuständige Stelle nach dem Pflege-
berufegesetz sind vielfältig und umfangreich. Dazu gehören zum Beispiel:

•	 die jährliche Ermittlung der Höhe des Pflegeausbildungsfonds

•	 die Zuweisung von Ausgleichszahlungen an Träger der praktischen 
Ausbildung und Pflegeschulen

•	 die Erhebung der Umlagen bei den einzahlungspflichtigen Pflegeein-
richtungen, Krankenhäusern sowie beim Land Mecklenburg-Vorpom-
mern und bei der Pflegekasse

•	 die jährliche Abrechnung des Pflegeausbildungsfonds.

Die Einrichtungen können ihre Angaben für den Fonds mittels eines 
Online- Portals an die zuständige Stelle übermitteln. Entwickelt wurde 
das Portal durch eine Kooperation der zuständigen Stellen in Branden-
burg, Berlin und Mecklenburg- Vorpommern. Am 1.  Juli 2019 unter-
zeichneten in Berlin die Präsidentin des Landesamtes für Soziales und 
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Psychosoziale 
Prozessbegleitung

Im 3. Opferrechtsreformge-
setz wurden Regelungen 
zur psychosozialen Pro-
zessbegleitung getroffen. 
Sie sind in die Strafprozess-
ordnung, das Gerichtskos-
tengesetz und in das Ge-
setz über die psychosozi-
ale Prozessbegleitung im 
Strafverfahren aufgenom-
men worden und seit 2017 
in Kraft.
Psychosoziale Prozessbe-
gleitung ist eine intensi-
ve Form der Begleitung für 
besonders schutzbedürfti-
ge Opfer schwerer Strafta-
ten während und nach der 
Hauptverhandlung. Im Rah-
men des Gesetzgebungs-
verfahrens hat der Land-
tag eine Entschließung ge-
fasst, mit der die Landesre-
gierung aufgefordert wird, 
die psychosoziale Prozess-
begleitung über die bun-
desrechtlichen Vorgaben 
und das Ausführungsge-
setz des Landes hinausge-
hend in jenen Bereichen zu 
fördern, die nicht von den 
gesetzlichen Vergütungs-
regelungen erfasst sind. 
Dies betrifft unter anderem 
die Querschnittstätigkeiten 
(Supervision, Intervention, 
Öffentlichkeits- und Netz-
werkarbeit) und die Kosten 
für psychosoziale Betreu-
ung außerhalb des eigent-
lichen Strafverfahrens.
Aus diesem Grund gewährt 
das Land MV Zuwendun-
gen an gemeinnützige ju-
ristische Personen des pri-
vaten Rechts sowie Kör-
perschaften des öffentli-
chen Rechts mit Sitz in MV, 
soweit sie einen durch das 
Justizministerium MV an-
erkannten psychosozialen 
Prozessbegleiter beschäf-
tigen.

Versorgung des Landes 
Brandenburg, Liane Klo-
cek, der Präsident des Lan-
desamtes für Gesundheit 
und Soziales Berlin, Franz 
Allert, und Dr. Heiko Will, 
Erster Direktor des LAGuS, 
eine Kooperationsverein-
barung. 

Neben personellen und sächlichen Synergieeffekten auf Seiten der „zustän-
digen Stellen“ bedeutet dies auch eine einheitliche Umsetzung für die am 
Pflegeausbildungsfonds extern Beteiligten in den drei Bundesländern.

 

Transparenz in Mecklenburg-Vorpommern
Das Wohlfahrtsfinanzierungs- und -transparenzgesetz (WoftG M-V), 
das am 13. November 2019 durch den Landtag beschlossen worden 
ist, trat mit seinen Abschnitten 1 und 3 am 1. Januar 2020 in Kraft. Der 
dritte Abschnitt des Gesetzes ist darauf ausgerichtet, dass das Land 
Mecklenburg-Vorpommern eine Transparenzdatenbank für Träger 
der sozialen Arbeit einrichtet. Damit setzt die Landesregierung ihre 
Transparenzinitiative weiter fort. 

 
Die Transparenzdatenbank soll gemäß § 12 WoftG M-V in verständlicher, 
übersichtlicher und leicht zugänglicher Form über die Ziele, Werte und Mo-
tive der Träger informieren, außerdem über Unternehmensstrukturen und 
die Arbeitsweisen. Darüber hinaus wird Auskunft über die Herkunft, den 
Einsatz und die Verwendung finanzieller Ressourcen gegeben. 

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales ist die für das Betreiben der Trans-
parenzdatenbank zuständige Landesbehörde. Es handelt sich dabei um eine 
internetgestützte Plattform, die seit Januar 2020 unter www.transparenz-mv.
de aufgerufen werden kann. Die Eintragungen in die Transparenzdatenbank 
sowie die Datenpflege werden durch die Träger selbst vorgenommen. 

Grundsätzlich kann jeder Träger der sozialen Arbeit die Möglichkeit nutzen, 
sich in die Transparenzdatenbank einzutragen, um sich und seine Arbeit dar-
zustellen und sich somit zu mehr Transparenz zu bekennen. Zum Bereich 
der sozialen Arbeit im Sinne der gesetzlichen Regelungen zählen dabei ins-
besondere solche Tätigkeiten und Leistungen, die sich unmittelbar aus dem 
Ersten bis Zwölften Buch Sozialgesetzbuch einschließlich hierzu ergange-
ner Ausführungsgesetze ergeben oder sich aus dem Sozialgesetzbuch ver-
wandten Regelungen beziehungsweise Regelwerken ableiten lassen.

Gewährt das Land Trägern der sozialen Arbeit gemäß der §§ 23 und 44 der 
Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern Zuwendungen für 

Liane Klocek, Franz Allert (l.) und Dr. Heiko Will 
unterzeichneten die Kooperationsvereinbarung.
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Projekte 2019  
im Einzelnen

Stadt Schönberg:	
•	Schaffung eines Platzes 

für Jugendliche in Ab-
sprache und enger Zu-
sammenarbeit mit der 
Stadt

•	 Jumpstyle für eine Grup-
pe von 10 bis 12 Jugend-
lichen 

•	Mehrgenerationenpro-
jekt – feste Gruppe von 
8 Jugendlichen

Gemeinde Selmsdorf:
•	Survival-Camp, fünf Ju-

gendliche zwischen 12 
und 14 Jahren

alle Gemeinden:
•	großes Y.U.T. – Open Air 

am 03.10.2019: mit Open-
Space-Bereich,  Podiums-
diskussion und Bands; 
ca. 90 Jugendliche aus al-
len Gemeinden beteilig-
ten sich an der Vorberei-
tung, Durchführung und 
Nachbereitung; Ziel war 
hier vorrangig die Ju-
gendbeteiligung

Maßnahmen im Bereich der sozialen Arbeit, wird zukünftig die Förderung 
von deren Eintragung in die Transparenzdatenbank abhängig gemacht. 
Träger der sozialen Arbeit, die einen Antrag auf Zuwendungen des Landes 
stellen, müssen sich unter bestimmten Bedingungen ebenfalls in die Trans-
parenzdatenbank eintragen.

„Mobile Jugendarbeit“  
in Nordwestmecklenburg

Im Jahr 2018 startete das dreijährige Modell-
projekt „Mobile Jugendarbeit“ im Landkreis 
Nordwestmecklenburg unter Trägerschaft 
des Internationalen Bundes – Freier Träger 
der Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit e.V. 
auf Initiative der Gemeinden Selmsdorf, Lü-
dersdorf und der Stadt Schönberg.

Die offene Kinder- und Jugendarbeit bezieht sich heute nicht nur auf die 
klassischen „Häuser der offenen Tür / Jugendhäuser“, sondern zielt auch 
auf die mobile aufsuchende Jugendarbeit ab. Das ursprünglich für Städte 
entwickelte Konzept der mobilen Jugendarbeit muss auch die besonderen 
Rahmenbedingungen im ländlichen Raum beachten. Das spezielle soziale 
Gefüge, das Freizeitverhalten und besonders die Mobilität der Kinder und 
Jugendlichen müssen besondere Berücksichtigung finden.

Ziel des Projektes ist es, über einen niederschwelligen Zugang die Bedürf-
nisse und Bedarfe der Kinder und Jugendlichen, die nicht die Angebote der 
offenen Jugendhäuser annehmen, zu ermitteln und die Angebote für Kin-
der und Jugendliche nach deren Bedarfen neu auszurichten. Das Projekt 
richtet sich an insgesamt 3.520 Kinder und Jugendliche der Gemeinden 
Selmsdorf, Lüdersdorf und der Stadt Schönberg unter 26 Jahren und deckt 
hierbei ein 130 Quadratkilometer großes Gebiet ab. 

Schwerpunkte im ersten Projektjahr lagen in der Erhöhung der Bekannt-
heit an den Standorten, im Kontaktaufbau und der Kontaktpflege, in der 
Ermittlung erster Bedarfe, der Installation von Kleinprojekten und im Auf-
bau eines Netzwerkes mit Kooperationspartnern. 2019 wurde durch die 
Beschäftigten in der mobilen Jugendarbeit die Netzwerkarbeit ausgebaut. 
Schwerpunkte für das dritte Modelljahr sind unter anderem die Weiterfüh-
rung der Projekt- und Gruppenarbeit, die kontinuierliche Kontaktpflege, 
die Beteiligung junger Menschen im Gemeinwesen sowie die Erstellung 
einer Broschüre „Drei Jahre Modellprojekt Mobile Jugendarbeit Lüdersdorf 
Schönberg und Selmsdorf“.

Durch den Fachdienst Jugend des Landkreises Nordwestmecklenburg wird 
das Projekt fachlich begleitet. So werden zum Beispiel Gesprächs- und Re-
flexionsrunden mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der mobilen Ju-
gendarbeit und den Streetworkern der Hansestadt Wismar durchgeführt.

Finanziert wird das Projekt über drei Jahre durch die Gemeinden Selmsdorf, 
Lüdersdorf und die Stadt Schönberg, den Landkreis Nordwestmecklenburg 

Auf dem Stadtfest in Schönberg 
gab es eine mobile Cocktailbar.
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Beratung vor  
Abbruch ist Pflicht

Von den 41 Schwanger-
schaftsberatungsstellen 
in Mecklenburg-Vorpom-
mern nehmen 33 darüber 
hinaus auch die besondere 
Aufgabe der Schwanger
schaftskonfliktberatung 
wahr, die sich ebenfalls aus 
dem Schwangerschafts-
konfliktgesetz ergibt. Da-
bei handelt es sich um eine 
ergebnisoffene Beratung, 
die vor einem Schwanger-
schaftsabbruch verpflich-
tend durchzuführen ist.
In dieser Beratung, die 
dem Schutz des ungebo-
renen Lebens dient, sol-
len Schwangere, die einen 
Schwangerschaftsabbruch 
in Erwägung ziehen, mög-
lichst ihre Gründe darlegen 
und sich mit ihrer konkre-
ten Situation gedanklich 
auseinandersetzen. Nach 
Abschluss dieser Beratung 
ist in jedem Fall durch die 
Beratungsstelle eine Be-
scheinigung auszustellen, 
die dann zu einem straf-
freien Schwangerschafts-
abbruch berechtigt.
Für die Wahrnehmung 
dieser Aufgaben muss für 
40.000 Einwohner mindes-
tens eine vollbeschäftig-
te Beratungsfachkraft zur 
Verfügung stehen. Darüber 
hinaus sind die Länder zur 
Sicherstellung einer ange-
messenen Förderung der 
Personal- und Sachkosten 
der Beratungsstellen ver-
pflichtet.

und durch eine Förderung des Landes in Höhe von fast 125.000 aus dem 
Landesjugendplan. Aufbauend auf den guten Erfahrungen der Modelljahre 
wird daran gearbeitet, das Projekt über die Modellphase hinaus zu verste-
tigen.

Auswahlverfahren für  
Schwangerschaftsberatungsstellen 

In Mecklenburg-Vorpommern gibt es gegenwärtig 41 Schwangerschafts-
beratungsstellen. Die Aufgaben der Schwangerschaftsberatungsstellen er-
geben sich aus dem Schwangerschaftskonfliktgesetz. Jede Frau und jeder 
Mann hat danach einen Anspruch auf Beratung zu allen eine Schwanger-
schaft mittelbar oder unmittelbar berührenden Themen. Dazu gehören 
Beratungen zu Fragen der Schwangerschaft, Familienplanung, Verhütung 
und Sexualaufklärung, die Unterstützung von Schwangeren bei der Gel-
tendmachung von Ansprüchen und die Nachbetreuung nach einer Geburt 
oder nach einem Schwangerschaftsabbruch. 

Im Ausführungsgesetz zum Schwangerschaftskonfliktgesetz Mecklenburg-
Vorpommern und in der Förderverordnung sind die konkreten Fördermo-
dalitäten in einem zweistufigen Verfahren (Auswahlverfahren und Förder-
verfahren) geregelt. Demnach werden zunächst in einem Auswahlverfahren 
für einen Dreijahreszyklus Schwangerschafts(konflikt)-beratungsstellen mit 
einem festgelegten Stellenanteil an Beratungsfachkräften ausgewählt. Für 
diese ausgewählten Beratungsstellen erfolgt dann jährlich auf Antrag eine 
Förderung in Höhe von 90 Prozent der förderfähigen Personal- und Sachkos-
ten. Die erste Dreijahresperiode umfasste den Zeitraum von 2017 bis 2019. 

2019 hatte eine besondere Bedeutung für die Landschaft der Schwanger-
schaftsberatungsstellen in MV, denn in diesem Jahr wurde das zweite Aus-
wahlverfahren für die Träger von Schwangerschaftsberatungsstellen durch-
geführt, mit dem die Weichen für die nächste Dreijahresperiode von 2020 
bis 2022 gestellt wurden. Auf der Grundlage von Interessenbekundungen 
der Träger von Schwangerschaftsberatungsstellen führte das LAGuS die ge-
nannten Verfahren durch, in denen die Beratungsstellen ausgewählt und 
die entsprechenden Stellenanteile berechnet wurden, mit dem Ziel, den 
Beratungsauftrag unter Berücksichtigung der Veränderung der Einwohner-
zahlen auch in Zukunft sicherzustellen und gleichzeitig den besonderen 
Belangen in den einzelnen Versorgungsgebieten (Gebiete der Landkreise 
und kreisfreien Städte) Rechnung zu tragen. Die Festlegungen für Träger-
verbände, die Schwangerschaftsberatung anbieten, und zu den Umfängen 
der Stellenanteile für die Beratungsfachkräfte wurden mit dem zuständi-
gen Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung getroffen.

Im Ergebnis sichern 42,24 Vollzeitstellen bei 25 unterschiedlichen Trägern 
die Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonfliktberatung in unserem 
Bundesland ab. Somit besteht für die nächsten drei Jahre Planungssicher-
heit für alle Beteiligten und die Klientinnen und Klienten können auch wei-
terhin in den Beratungsstellen zu den besonderen Fragen rund um das The-
ma Schwangerschaft Rat und Hilfe erhalten.
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GESUNDHEIT

Prüfungen über 
Prüfungen

2019 hat das Landesprü-
fungsamt für Heilberufe 
im akademischen Bereich 
insgesamt 751 Approba
tionen und 276 Berufser-
laubnisse erteilt. Von den 
Personen, die eine Appro-
bation erhielten, haben 
573 ihr Studium in MV ab-
geschlossen. 178  Perso-
nen mit Approbation ab-
solvierten ihr Studium im 
Ausland. Unter den Aka-
demikern mit ausländi-
schem Bildungsabschluss 
ist der Anteil an Ärztin-
nen und Ärzten eindeutig 
am höchsten (151  Appro-
bationen und 259  Berufs-
erlaubnisse). 18  Approba
tionen für Apothekerinnen 
und Apotheker, sieben für 
Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte und eine Approba
tion für die psychologische 
Psychotherapie ergänzen 
das Leistungsspektrum.
In den Gesundheitsfachbe-
rufen wurden wie alljähr-
lich mehr als 2.000 staatli-
che Prüfungen absolviert. 
Altenpflege und Kranken-
pflege sind die Ausbil-
dungsrichtungen, in de-
nen mit 445 bzw. 470 Prü-
fungen die meisten Prü-
fungen abgelegt wurden. 
In 264 Fällen wurden Ent-
scheidungen zur Gleich-
wertigkeit im Ausland ab-
geschlossener Ausbildun-
gen getroffen. Die Kran-
kenpflege mit 222 Gleich-
wertigkeitsentscheidun-
gen bildet hier den abso-
luten Schwerpunkt.
Seit 2016 hat sich die An-
zahl der Entscheidungen 
zu Anträgen auf Überprü-
fung der Gleichwertigkeit 
in den Gesundheitsfachbe-
rufen mehr als verdreifacht.

Im Einsatz für die  
Gesundheit der Menschen
Die Gesundheitsabteilung des LAGuS unterteilt sich in fünf Dezer-
nate, die unterschiedliche Aufgaben erfüllen und dabei das gemein-
same Ziel verfolgen, die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger zu 
erhalten und zu schützen.

Die Arzneimittelüberwachungs- und -prüfstelle kontrolliert auf der 
Basis des Arzneimittelgesetzes Hersteller, Blutspendedienste und 
Großhändler. Die Beschäftigten untersuchen beim Hersteller oder aus 
der Handelskette gezogene Arzneimittelproben und sind verantwort-
lich für Erlaubnis- bzw. Genehmigungsverfahren für Apotheken, Groß-
händler, Arzneimittelhersteller und Gewebeeinrichtungen. Überwacht 
werden auch klinische Prüfungen nach dem Arzneimittelgesetz.

Zu einer hohen Qualität im Bereich der Hygiene in Krankenhäusern 
und Rehabilitationseinrichtungen in MV trägt die Überwachung die-
ser Häuser seitens des Dezernats Krankenhaushygiene/Allgemeine 
Hygiene bei. Ziel ist es, mögliche Infektionen im Zusammenhang mit 
medizinischen Eingriffen und Anwendungen zu minimieren.

Hauptaufgaben im Dezernat Infektionsschutz/Prävention sind die 
Überwachung von meldepflichtigen Infektionskrankheiten in Meck-
lenburg-Vorpommern, die Koordinierung von Maßnahmen zum 
Schutz vor Ausbreitung dieser Erkrankungen, die Erfassung und Aus-
wertung von Impfraten bei Kindern und Jugendlichen und die Erfas-
sung von meldepflichtigen Kinder-Vorsorgeuntersuchungen in MV.

Kann man in der Ostsee 
und den Binnenseen in 
Mecklenburg-Vorpom
mern unbedenklich ba-
den? Ist das Trinkwasser 
sauber? Diese und andere 
Fragen werden im Dezer
nat Umwelthygiene/Um-
weltmedizin durch die Untersuchung und Bewertung von Trink- und 
Badewasserproben in erfolgreich akkreditierten Laboren beantwor-
tet. Weitere Aufgaben sind die Untersuchung und Beurteilung biolo-
gischer und chemischer Einflüsse in Innenräumen sowie die Bearbei-
tung bau- und lärmhygienischer Fragestellungen.

Staatliche Prüfungen in akademischen Heilberufen, z. B. der Human- 
und Zahnmedizin, sowie im nichtakademischen Bereich in den Ge
sundheitsfachberufen werden vom Landesprüfungsamt für Heil-
berufe organisiert und durchgeführt. Approbationen und Berufser-
laubnisse für die akademischen Berufe sowie die Erlaubnis zur Füh-
rung der Berufsbezeichnung für die Gesundheitsfachberufe sind zu 
erteilen und außerdem abgeschlossene ausländische Ausbildungen 
auf die hiesigen anzurechnen.

© Photographee.eu / Fotolia.com
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GESUNDHEITImpfkampagne gewinnt Poster-Preis 

Mecklenburg-Vorpommern ist ein Land mit sehr hoher Impfbereitschaft 
und überdurchschnittlich hohen Impfquoten im bundesweiten Vergleich. 
Trotzdem muss auch hierzulande die Motivation zum Impfen ständig auf-
rechterhalten werden. Einen wichtigen Beitrag hierfür leistete 2019 auch 
die Kampagne „MV impft“. Am 29. November 2017 (Landtagsdrucksache 
7/1331) hat der Landtag beschlossen, dass die Landesregierung die Bevöl-
kerung in MV mittels einer Informationskampagne über Schutzimpfungen 
aufklären und für das Impfen sensibilisieren soll. Unter Federführung des 
Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit MV haben sich zahlrei-
che Akteure engagiert und die Kampagne gemeinsam erfolgreich umge-
setzt. Dazu gehören neben dem LAGuS zum Beispiel alle Gesundheitsämter 
in MV, die Universitäten in Rostock und Greifswald, die Kassenärztliche Ver-
einigung MV, die Ärztekammer MV und der Apothekerverband MV sowie 
der Landesfeuerwehrverband. 

Im Oktober 2018 startete die landesweite Impfkampagne „MV impft – ge-
meinsam Verantwortung übernehmen“. Insgesamt 150.000 Euro Landes-
mittel wurden bereitgestellt, um die Bevölkerung durch verschiedene, breit 
gefächerte Aktivitäten zielgruppenspezifisch für das Thema Impfen zu sen-
sibilisieren. Dabei stand neben dem Eigenschutz besonders auch die Ver-
antwortung für das eigene Umfeld wie in der Familie, unter Freunden und 
am Arbeitsplatz im Fokus.

Es wurde eine spezielle Internetseite (www.mv-impft.de) gestaltet, die re-
gelmäßig gepflegt und aktualisiert wird. Gedruckte Informationsmateria-
lien in Form von Plakaten, Flyern, Rollups und ein neu gestalteter aktueller 
Impfkalender für MV wurden entwickelt und im Land verteilt. Parallel dazu 
wurden andere Medien, wie das Kino, YouTube oder Facebook, als Infor-
mationsträger genutzt, um mittels kurzer und einprägsamer Clips für das 
Impfen zu werben und auch das jüngere Publikum anzusprechen. Allein 
durch diese digitalen Medien konnten mehr als 115.000 Personen in MV 
erreicht werden.

Es wurden zusätzliche Impfaktionen in den kommunalen Gesundheitsäm-
tern, über Betriebsärzte am Arbeitsplatz, an Fachhochschulen, Universitä-
ten und auch im Landtag angeboten. Diese Impfaktionen fanden landes-
weit große Resonanz. Darüber hinaus wurde im Rahmen der Kampagne das 
Schulprojekt „Wissen schützt!“ in MV in Kooperation mit der AOK Nordost, 
dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit MV, dem Ministe-
rium für Bildung, Wissenschaft und Kultur MV sowie der Landesfachstelle für 
sexuelle Gesundheit und Familienplanung MV eingeführt. Innerhalb dieses 
Projektes wird die Lehrerschaft zum Thema Impfen fachgerecht geschult 
und für den Unterricht werden Lehrmaterialien bereitgestellt. Im Schul-
unterricht können die Lehrkräfte anschließend ihren Schülern das Wissen 
zum Thema Impfen praxisnah vermitteln. Hierfür wurden Fortbildungen 
für gesundheitsbeauftragte Lehrkräfte sowie Schulleiterinnen und Schul-
leiter aller Schulen mit Sekundarstufe I und II in MV durchgeführt. Als Re-
ferenten für die Fortbildungsveranstaltungen für die Lehrkräfte fungierten 
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Infektionserregern 
auf der Spur

Insgesamt wurden 2019 
im infektiologischen La-
bor des LAGuS 13.157 Un-
tersuchungen durchge-
führt. 6.388 Proben betra-
fen serologische Untersu-
chungen auf HIV, Syphilis 
sowie verschiedene He-
patitis-Infektionen, wovon 
4.400 Proben von Asylsu-
chenden eingingen. Hier 
spiegelt sich der kontinu-
ierliche Rückgang der Zahl 
der Asylanträge auch in sin-
kenden Probenzahlen in 
der Infektiologie wider (ca. 
1.400 Untersuchungen we-
niger als im Vorjahr). 
Um 27 Prozent und da-
mit deutlich angestiegen 
sind dagegen die mikro-
biologischen Stuhlunter-
suchungen auf Enteritis-
Erreger (insgesamt 748). 
Im Rahmen der molekula-
ren Überwachung auf vi-
rale Erreger akut respirato-
rischer Erkrankungen (In-
fluenza-Virus, Metapneu-
mo-Virus sowie Respirato-
risches Synzytial-Virus) er-
folgten im Jahr 2019 ins-
gesamt 4.220 Analysen, 
mit relativ wenig bestätig-
ten Influenza-Fällen. In der 
Grippe-Saison 2019/2020 
wurden dem LAGuS ins-
gesamt 3.774 Influenza-In-
fektionen gemeldet. Es gab 
drei Todesfälle.

Ärztinnen der Gesundheitsämter und des LAGuS. Nähere Informationen 
zum Projekt finden sich unter www.wissenschuetzt.de.

Mit der Präsentation der landesweiten Impfkampagne „MV impft 
– Gemeinsam Verantwortung übernehmen“ hat Mecklenburg-Vor-
pommern am 24. Mai 2019 in Hamburg den Poster-Preis der Natio-
nalen Impfkonferenz gewonnen. Im Rahmen der zweitägigen Kon-
ferenz wurden in einer besonderen Aktion Themen, Studien und 
Projekte in Form eines Posters vorgestellt.

 
Weitere Bausteine der Impfkampagne waren Informationen und Aktivitä-
ten zu Impfungen gegen Humane Papillomviren (HPV) für Mädchen und 
Jungen und zur Impfung gegen Herpes Zoster für ältere Erwachsene. Mitt-
lerweile wurde auch ein Werbespot für die Schutzimpfung gegen HPV auf 
www.mv-impft.de veröffentlicht. Impfaktionen zu HPV wurden in allen Ge-
sundheitsämtern oder direkt in Schulen im zweiten Halbjahr 2019 durch-
geführt. Als weitere Erinnerung werden zudem HPV-Flyer mit jedem J1-Er-
innerungsschreiben versandt.

Gute Impfquoten sind kein Selbstläufer und bedürfen immer wieder eines 
großen Engagements und vieler engagierter Mitstreiterinnen und Mitstrei-
ter. MV gehört zwar bundesweit hinsichtlich der Durchimpfungsraten in al-
len Altersgruppen 
zum Spitzenfeld, 
jedoch muss das 
Impfen als wich-
tigste und wirk-
samste präventi-
ve Maßnahme mit 
neuen Aktivitä-
ten und Ideen im-
mer wieder aktu-
alisiert und the-
matisiert werden. 
Deshalb wird die 
Impfkampagne  in 
den nächsten zwei 
Jahren mit unter
schiedlichen Akti-
vitäten und Ziel-
gruppen weiterge-
führt. Dabei wird 
auch die Umset-
zung des neuen 
Masernschutzge-
setzes eine große 
Rolle spielen.

© Michal Jarmoluk / Pixabay.com
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a Bei Anwendung eines monovalenten Impfstoffes kann diese Dosis entfallen.
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c Impfung mit Polysaccharid-Impfstoff, Auffrischimpfung nur für bestimmte
Indikationen empfohlen. 
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f Td-Auffrischimpfung alle 10 Jahre. Die nächste fällige Td- Impfung
einmalig als Tdap- bzw. bei entsprechender Indikation als
Tdap-IPV-Kombinationsimpfung.

g Frühgeborene erhalten eine zusätzliche Impfstoffdosis im Alter von
3 Monaten, d.h. insgesamt 4 Dosen. 

ERLÄUTERUNGEN

STANDARDIMPFUNG
AUFFRISCHIMPFUNG
NACHHOLIMPFUNG (Grundimmunisierung aller noch nicht
Geimpften bzw. Komplettierung einer unvollständigen Impfserie) 

Früherkennungsuntersuchung
Jugenduntersuchung (J1 im Alter von 12 - 14 Jahren)
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Empfehlungen der Ständigen
Impfkommission (STIKO), 2018/2019

Quelle: Robert Koch-Institut
www.rki.de

Die Impfungen sollten zum frühestmöglichen Zeitpunkt erfolgen.
Die Überprüfung des Impfstatus ist in jedem Lebensalter sinnvoll.
Fehlende Impfungen sollten sofort, entsprechend den STIKO-Empfehlungen
für das jeweilige Lebensalter, nachgeholt werden.    
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GRUNDIMMUNISIERUNG (in bis zu 4 Teilimpfungen G1 - G4)

Die 1. Impfung sollte bereits ab dem Alter von 6 Wochen erfolgen, je nach verwendetem
Impfstoff sind 2 bzw. 3 Dosen im Abstand von mindestens 4 Wochen erforderlich.

Einmalige Impfung mit einem MMR Impfstoff für alle nach 1970 geborenen Personen
≥ 18 mit unklarem Impfstatus, ohne Impfung oder nur mit einer Impfung in der Kindheit.  

Standardimpfung für Mädchen und Jungen im Alter von 9 - 14 Jahren.
Für Nachholimpfungen und Anzahl der Impfstoffdosen
Fachinformation beachten. 

(in Wochen)
Säuglinge

(in Monaten)
Kleinkinder Kinder

(in Jahren)
Jugendliche Erwachsene

G1 G2

(Personen mit chronischen Erkrankungen jährlich; Schwangere)
S

Gemeinsam
Verantwortung übernehmen

Erarbeitung & Umsetzung durch: 

• Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und
Gesundheit MV

• Landesamt für Gesundheit und Soziales MV  
• Gesundheitsämter MV  
• Universitäten Rostock & Greifswald
• Kassenärztliche Vereinigung MV 
• Ärztekammer MV
• Apothekerverband MV
• Landesfeuerwehrverband MV
• Agentur H2F GmbH & Co. KG aus Rostock

Umsetzung „MV impft“

• Versand HPV-Flyer mit J1-Erinnerungsschreiben 
• Schulimpfaktionen der Gesundheitsämter (HPV)

Weitere Aktionen

• Veröffentlichung des Werbespots zu HPV auf YouTube und auf Facebook 

Werbespot zu HPV

Vereinbarungen zum Impfen in MV…
• mit den Gesetzlichen Krankenversicherungen
• mit dem Verband der Privaten Krankenversicherung e. V.
• zwischen den Gesundheitsämtern und den in MV tätigen Betriebsärzten
• zur Beschaffung von Impfstoffen für den ÖGD durch das LAGuS
• zwischen Ärztekammer und Kassenärztlichen Vereinigung

(Impfzertifikat für Ärzte)   

Beschluss des Landtages vom 29. November 2017 (Landtagsdrucksache 
7/1331): 

Vorgeschichte / Ziele

Videoaufrufe:
40.000 Facebook
500.000 YouTube

• Universitäten
• Kliniken
• Fachhochschulen
• Landtag
• Behörden
• Gesundheitsmobil
• Werkstatt für Behinderte
• Jobcenter
• Einkaufszentrum

Zusätzlich 54
Impfaktionen im ÖGD

in 3 Monaten

• „Wissen schützt!“ der AOK Nordost
Vermittlung von Wissen zum Thema Impfen im Schulunterricht, durch 
fachgerechte Schulung der Lehrerinnen und Lehrer. 

Projekte

  

  

Schütze dich und deine Familie

Impfen ist 
Familiensache

»Gesundheit ist für uns das A und O.
Deshalb achte ich auf regelmäßige Impfungen. Bei meinen 
Kindern von Geburt an, bei  Oma und Opa sind sie auch im 
Alter wichtig und bei uns als Eltern so oder so.
So schützen wir uns auch gemeinsam als Familie!«

Gemeinsam
Verantwortung übernehmen

  

  Gemeinsam
Verantwortung übernehmen

Schütze dich und deine Freunde

Impfen ist 
ein Freundschaftsdienst

»Seit einem Jahr sind wir fest zusammen. Vor unserem 
ersten Mal haben wir uns gegen HPV impfen lassen. 
Jetzt sind wir beide davor geschützt. Wir übernehmen 
gemeinsam Verantwortung.«

  

  Gemeinsam
Verantwortung übernehmen

Schütze dich und deine Kollegen

Impfen ist 
Chefsache

»Wenn mein Team gesund und fit zur Arbeit kommt, 
haben wir alle mehr Spaß und Erfolg. Auch deshalb
achte ich auf meinen Impfschutz.
Meinen Beschäftigten empfehle ich, sich jedes Jahr 
gegen Grippe impfen zu lassen. Das ist gut für sie 
selbst und für alle Kollegen.«

Fortführung der Kampagne für 2 Jahre

3.500 zusätzliche
Schutzimpfungen!

Wichtige Fragen und Antworten

HPV-Impfung für
Mädchen und Jungen

Ist die Nutzung von Kondomen eine

Alternative zur HPV-Impfung?

Bei der Nutzung von Kondomen zum Schutz vor einer HPV-Infektion 
ist zu beachten, dass HPV meist, aber nicht ausschließlich über 
Sexualkontakte übertragen wird. Bestimmte HPV-Typen kommen 
außer auf den Schleimhäuten auch auf der Haut im Genital- und 
Analbereich vor. Daher kann es auch zu einer Übertragung durch sehr 
engen Körperkontakt (trotz Kondomnutzung beim Geschlechtsver-
kehr) kommen. Studien haben gezeigt, dass sich bei ausschließlicher 
Kondomnutzung HPV-Infektionen zwar teilweise verringern, jedoch 
nicht verhindern lassen.

Ist nach der HPV-Impfung bei Mädchen noch 

eine spätere Teilnahme am Gebärmutter-
halskrebs-Screening erforderlich?

Unabhängig von einer erfolgten HPV-Impfung sollten die geimpften 
Mädchen später unbedingt regelmäßig am empfohlenen Gebärmut-
terhals-Screening teilnehmen, da der Impfstoff zwar die wichtigsten, 
aber nicht alle HPV-Typen abdeckt. 

Impressum

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern
19048 Schwerin · Tel.: 0385-588 5065 · Fax: 0385-588 5045
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»Seit einem Jahr sind wir fest zu-
sammen. Vor unserem ersten Mal 
haben wir uns gegen HPV impfen 
lassen. Jetzt sind wir beide davor 
geschützt. Wir übernehmen ge-
meinsam Verantwortung.«

Gemeinsam
Verantwortung übernehmen

Welche sonstigen Impfungen werden für

9–17 Jährige empfohlen?

Tetanus ( Wundstarrkrampf ), Diphtherie,
Pertussis (Keuchhusten), Poliomyelitis (Kinderlähmung)
• Auffrischimpfung (möglichst bis spätestens 16 Jahre)

Humane Papillomviren (HPV)
• Mädchen und Jungen 9-14 Jahre (als Standardimpfung: 2 Impfungen)
• Mädchen und Jungen 15-17 Jahre (als Nachholimpfung: 3 Impfungen)

Kontrolle des aktuellen Impfstatus
• Masern/Mumps/Röteln: 2 Impfungen erhalten?
• Varizellen (Windpocken): Erkrankung durchgemacht oder 

2 Impfungen erhalten?
• Hepatitis B: 3 Impfungen erhalten?
• Meningokokken (Serogruppe C): 1 Impfung erhalten?

Wo kann ich mich impfen lassen?

z. B. bei allen
• Hausärzten
• Kinderärzten
• Frauenärzten
• Gesundheitsämtern

Wer bezahlt die Impfungen?

Die aufgeführten Impfungen gehören zu den öffentlich empfohlenen Imp-
fungen und die Kosten werden von allen Krankenkassen übernommen.

Printmedien:
• 85.000 Flyer
• 3.500 Plakate
• 3.000 Impfkalender
• 2x4 Rollups

• Digitale Medien:
• Website zur Kampagne
• Kino
• Facebook
• YouTube

Informationsmaterial

Wöchentliche Impfsprechstunden 
in den Gesundheitsämtern

Aufklärung der Bevölkerung über Schutzimpfungen
und Sensibilisierung für das Impfen.

Landesweite Impfkampagne „MV impft – gemeinsam Verantwortung übernehmen“
Martina Littmann, Mandy Gebauer*, Christiane Vick*

Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (LAGuS), *Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern

Das preisgekrönte Poster. 
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Meldungen von Infektionskrankheiten in MV 2010 bis 2019

2019 2018 2017 2016 2015 2014 2013 2012 2011 2010
Acinetobacter 3 6 5 2

Adenovirus 14 19 40 42 31 37 20 63 14 87

Amoebiasis 6 6 5 5 3 9 10 11 9

Brucellose 1 1 1 1

Campylobacter 1.744 1924 1972 1898 1977 2138 2002 1945 2605 2028

Creutzfeldt-Jakob-Krankheit 2 1 1 1 4 1 4 2 4 4

Clostridioides difficile 1 59 98 59 43 31 26 23 2 8

Denguefieber 67 3 2 11 9 6 7 4 8 8

EHEC 8 39 52 55 62 99 41 26 172 7

Enterobacterales 45 20 18 6

FSME 61 1 1 1 1 2 1

Giardiasis 1 92 95 89 101 129 119 116 187 131

Haemophilus influenzae 101 19 12 14 15 7 7 5 5 1

Hantavirus 25 14 9 12 10 15 7 15 5 11

Hepatitis A 12 25 20 11 7 7 20 9 6 7

Hepatitis B 21 23 37 45 18 8 7 15 7 17

Hepatitis C 70 51 48 39 57 48 71 66 39 52

Hepatitis D 52 1 1

Hepatitis E 95 90 59 46 25 17 15 13 16

HUS 135 2 1 1 1 1 38 1

Influenza 11711 3544 4265 2576 188 3977 186 2375 208

Keuchhusten 6.841 264 593 216 206 243 230 516 484 391

Kryptosporidiose 363 124 149 143 133 110 68 89 85 46

Legionellose 205 15 13 6 5 7 4 12 10 13

Leptospirose 16 2 4 6 4 4 3 1 1 2

Listeriose 3 20 21 23 10 13 6 7 8 6

Lyme-Borreliose 13 852 1091 979 784 791 979 739 1223 978

Masern 802 1 1 1 16 1 1 3 1

Meningokokken 5 5 8 5 9 7 5 10 3

MRSA 3 85 81 110 136 134 145 143 134 97

Mumps 57 6 8 7 10 11 5 1 4 7

Norovirus 3 3800 3310 4061 4001 3689 4880 4285 4891 5587

Ornithose 3173 1 1 1 1 2

Paratyphus 1 1 1 2 3 1

Pneumokokken 111 106 130 95 69 76 68 77 65

Q-Fieber 127 1 7 1 6 1 1 2

Rotavirus 1089 2092 1684 1506 1417 1907 1534 3199 2252

Salmonellose 1.587 334 387 311 385 501 513 574 839 717

Shigellose 394 4 3 4 3 2 2 2 2 7

Tuberkulose 4 80 90 78 68 63 80 87 95 57

Tularämie 46 1 2 2

Typhus 1 1 1

Virales hämorrhagische Fieber 1 2 1 1

Vibrio vulnificus 12 17 1 3 4 6 1 4

Windpocken 201 156 165 187 233 184 146 137 174 236

Yersiniose 47 75 73 80 59 55 49 41 65 71

Gesamt 16.267 21153 14245 14677 12631 10065 15441 10747 16802 13132
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GMP-Inspektionen

Die Herstellung von Arz-
neimitteln unterliegt einer 
strengen Überwachung. 
Die Qualität der hergestell-
ten pharmazeutischen Pro-
dukte wird nicht dem Zu-
fall überlassen, sondern sie 
muss reproduzierbar und 
gleichbleibend den aktu-
ellen gesetzlichen Vorga-
ben entsprechen.
Ein Instrument der Über-
wachung ist die GMP-
Inspektion, durchgeführt 
von speziell qualifizierten 
Inspektoren. GMP steht da-
bei für „Good Manufactu-
ring Practice“, also die gute 
Herstellungspraxis.
Regelungen zu Personal, 
Räumen, Dokumentatio-
nen und Qualitätssiche-
rungen sind vorgeschrie-
ben. Aber auch das Ma-
nagement von Beanstan-
dungen und Qualitätsmän-
geln spielt eine große Rolle. 
Denn nur wer Fehler aktiv 
untersucht, kann eine bes-
sere Produktqualität ge-
währleisten. 
Eine GMP-Inspektion bei 
einem Arzneimittelherstel-
ler wird nach einem vorher 
verkündeten Inspektions-
plan durchgeführt.
Es werden die Räume und 
die hygienischen Bedin-
gungen des pharmazeuti-
schen Unternehmens so-
wie die Einhaltung der 
GMP-Regeln inspiziert.
Ist die gute Herstellungs-
praxis des Unternehmens 
durch die Inspektion nach-
gewiesen, wird ein GMP-
Zertifikat erteilt, dieses ist 
drei Jahre gültig.
Nach Ablauf der Gültig-
keit muss spätestens ei-
ne erneute Untersuchung 
durchgeführt werden.

Der lange Weg zum GMP-Inspektor

Für die Einhaltung der guten Herstellungspraxis werden Arzneimittelher-
steller regelmäßig durch Good Manufacturing Practice-(GMP)-Inspektio-
nen überwacht, die von qualifizierten GMP-Inspektoren durchgeführt wer-
den müssen. Doch welche Anforderungen gibt es an diese Inspektoren, wer 
kann diesen Beruf ausüben?

GMP-Inspektoren bedürfen einer speziellen Sachkenntnis sowie einer in der 
Regel mindestens zweijährigen praktischen und theoretischen Ausbildung. 
Die Sachkenntnis ist im Arzneimittelgesetz und in der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur Durchführung des Arzneimittelgesetzes geregelt. Als 
Nachweis dient zum Beispiel die Approbation als Apotheker oder Apothekerin.

Wurde ein mindestens vierjähriges Hochschulstudium im Bereich Chemie, 
Biologie, pharmazeutischer Chemie und Technologie oder Medizin (Hu-
man, Veterinär) absolviert, muss der zuständigen Behörde nachgewiesen 
werden, dass weitere Kenntnisse zu bestimmten Grundfächern vorhanden 
sind. Dazu zählen zum Beispiel die organische Chemie, Mikrobiologie, Toxi-
kologie, pharmazeutische Technologie und experimentelle Physik.

Des Weiteren werden von angehenden GMP-Inspektoren Kenntnisse über 
die Organisation des öffentlichen Gesundheitswesen, des Veterinärwesens 
und der Europäischen Gemeinschaft sowie die Grundzüge des Verwal-
tungsrechts, des Arzneimittelrechts, des Heilmittelwerberechts, der GMP-
Leitlinie und der Qualitätsmanagementsysteme gefordert. 

Die notwendigen praktischen Erfahrungen können in einer Überwachungs-
behörde, in einer Arzneimitteluntersuchungsstelle oder in einem Arznei-
mittelherstellungsbetrieb, unter Aufsicht eines erfahrenen Tutors/einer 
erfahrenen Tutorin, erworben werden. Dazu gehört auch das Erlernen von 
Inspektionstechniken sowie der Methoden zur Prüfung, Herstellung und 
Lagerung von Arzneimitteln.

Sind diese Eigenschaften alle 
erfüllt und ist der Einarbei-
tungsplan vollständig absol-
viert, wird eine Abschluss
inspektion unter Begleitung 
eines zertifizierten GMP-In-
spektors durchgeführt so-
wie ein GMP-Bericht erstellt. 
Nach positiver Bewertung 
der Inspektion kommt es 
zur Beauftragung als GMP-
Inspektor/GMP-Inspektorin 
durch die zuständige Behörde. Die Qualifikationen müssen durch regelmä-
ßige Fortbildungen an mindestens zehn Tagen pro Jahr aufrechterhalten 
werden, unter anderem können Arbeitstagungen und GMP-Seminare be-
sucht werden.

In der Arzneimittelüberwachungs- und -prüfstelle des LAGuS sind zur-
zeit Ulrike Schein, Dr. Andreas Schieweck und Bernhard Jost beauftragte 

Dr. Andreas Schieweck (r.) und Dr. Alrik Stoffers bei 
der Ausbildung von Thea Pallas zur GMP-Inspektorin.
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Kontrolle 
in Sachen 

Betäubungsmittel

Die Vorbereitungen für 
Überprüfungen bei Ärzten 
bezüglich der Einhaltung 
der gesetzlichen Regelun-
gen im Betäubungsmit-
telverkehr beginnen etwa 
zehn Wochen vor dem ei-
gentlichen Inspektionster-
min. Im ersten Schritt wer-
den Arztpraxen, Rettungs-
dienste und Krankenhäu-
ser in der elektronischen 
Datei identifiziert, die in 
relativer Nähe zueinander 
liegen. Dadurch kann an ei-
nem Arbeitstag der Betäu-
bungsmittelverkehr bei bis 
zu zehn Ärzten kontrolliert 
werden. Auf Grund der Be-
sonderheiten vieler Praxen 
(Operationstage, Hausbe-
suche, Öffnungszeiten nur 
bis 12 Uhr usw.) werden die 
Besichtigungstermine zu-
meist angekündigt. 
2019 wurde der Betäu-
bungsmittelverkehr bei 
146 Ärzten in MV kon
trolliert. Der Ablauf der In-
spektionen vor Ort wird 
protokolliert. Zur Inspek-
tion gehört die Kontrol-
le der Betäubungsmittel-
rezepte (BtmRez). Die An-
zahl der innerhalb eines 
Jahres ausgestellten Ver-
schreibungen variiert je 
nach ärztlicher Fachrich-
tung zwischen 50 und 
1500 BtmRez. Diese gilt es 
hinsichtlich gesetzlich vor-
geschriebener Kriterien zu 
begutachten. 
Die häufigsten festgestell-
ten Mängel sind ungenaue 
Gebrauchsanweisungen 
und Verschreibungen, die 
vor Ablauf der Reichwei-
te des vorherigen BtmRez 
ausgestellt werden (Mehr-
verschreibungen).

GMP-Inspektoren. Sie überwachen beispielsweise die Herstellung und das 
Inverkehrbringen von Arzneimitteln bei pharmazeutischen Unternehmen 
in Greifswald und Teterow sowie die Transfusionsmedizin und Radiophar-
mazie der Unikliniken des Landes. Thea Pallas befindet sich derzeit in der 
Ausbildung zur GMP-Inspektorin. Sie nahm zum Beispiel bereits an Inspek-
tionen von Blister-Zentren (patientenindividuelle Verpackung von Arznei-
mitteln) und diversen weiteren pharmazeutischen Unternehmen in Meck-
lenburg-Vorpommern teil.

Cannabis-Medikamente nur auf Rezept

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur „Änderung betäubungsmittel-
rechtlicher und anderer Vorschriften“ am 10. März 2017 ist medizinisches 
Cannabis in Deutschland 
verschreibungsfähig. Damit 
sind Cannabis-Blüten und 
-Zubereitungen verkehrs-
fähig und können von je-
dem Arzt und jeder Ärztin, 
unabhängig von der Fach-
richtung, auf Grundlage des 
Betäubungsmittelgesetzes 
und der Betäubungsmittel-
verschreibungsverordnung 
verordnet werden. 

Generell kann der behandelnde Arzt bei vorliegender Erkrankung und be-
reits erfolgter versuchter Behandlung mit anderen Medikamenten ein Be-
täubungsmittelrezept (BtmRez) als Privatrezept ausstellen, mit dem der 
Patient auf eigene Kosten medizinisches Cannabis in der Apotheke erwer-
ben kann. Arzneimittel auf Cannabis-Basis müssen auf einem Betäubungs-
mittelrezept (BtmRez) verschrieben werden. Wenn die Kostenübernahme 
durch die Krankenkasse beabsichtigt wird, sind weitere Voraussetzungen 
zu erfüllen.

Ob beim Ausstellen der BtMRez und Anforderungsscheine, bei der Lage-
rung oder bei der Vernichtung verfallener Betäubungsmittel alle recht-
lichen Vorgaben eingehalten werden, wird in Mecklenburg-Vorpommern 
regelmäßig kontrolliert. Die Überwachung des Betäubungsmittelverkehrs 
bei Ärzten sowie auch Apotheken und Großhändlern obliegt der Arznei-
mittelüberwachungs- und Prüfstelle (AMÜSt) des LAGuS. Sie erhält von der 
Bundesopiumstelle jährlich eine Übersicht über die am Betäubungsmittel-
verkehr teilnehmenden Ärzte. Aktuell sind dort mehr als 2.500 Ärzte regis
triert, die in MV praktizieren. Die elektronische Datei enthält neben den An-
schriften und Namen der Ärzte auch die Anzahl der angeforderten BtmRez 
und Anforderungsscheine der letzten drei Jahre. 

BtmRez dienen der Verschreibung von Betäubungsmitteln in Arztpraxen 
und Btm-Anforderungsscheine der Beschaffung von Betäubungsmitteln in 
Krankenhäusern. Sie sind arztbezogen, d. h. sie sind mit einer neunstelligen 

Muster für ein Betäubungsmittelrezept.
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Arzneimittel
untersuchung

Bei der Untersuchung der 
Arzneimittelproben im ak-
kreditierten Labor muss-
ten 37 Prozent der Proben 
beanstandet werden. Al-
le beanstandeten Proben 
stammten aus öffentlichen 
Apotheken. Gründe für die 
Beanstandungen waren 
überwiegend die unzurei-
chende Kennzeichnung 
der Produkte gemäß Arz-
neimittelgesetz bzw. Apo-
thekenbetriebsordnung 
(n=17). Weitere Gründe, 
die zu einer Beanstandung 
führten, waren zu geringe 
Mengen an Wirkstoff (zwei 
Fälle, Oxytetracyclin HCl 
und Betamethason-17-va-
lerat). Bei einer Probe wur-
de eine Überschreitung der 
Teilchengrößenvorgabe 
festgestellt. Bei einer wei-
teren Probe konnte trotz 
Deklaration kein Konser-
vierungsmittel bestimmt 
werden.

fortlaufenden Nummer codiert und darüber dem jeweiligen Arzt persön-
lich zuzuordnen. Der größte Teil der bisher durchgesehenen BtmRez sind 
Verschreibungen für Betäubungsmittelpflaster und für Tabletten mit den 
Wirkstoffen Tapentadol (Palexia), Morphin oder Oxycodon. 

Verschreibungen über Betäubungsmittel auf Cannabis-Basis bilden in MV 
im Moment die Ausnahme. Dies liegt einerseits daran, dass die Verschrei-
bungsfähigkeit dieser Produkte noch nicht lange besteht und andererseits, 
dass diese Arzneimittel nur Schwerstkranke verordnet bekommen. Der Arzt 
muss Nutzen und Risiko des Arzneimittels für den Patienten prüfen und die 
Behandlung bei der jeweiligen Krankenkasse beantragen.

Auf Nachfrage in den Praxen wurde bisher berichtet, dass gerade zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Änderung der betäubungsmittelrechtlichen 
Vorschriften vermehrt Patienten mit dem Wunsch an die Ärzte herantraten, 
BtmRez über Cannabisblüten auszustellen. Diese Nachfragen sind mittler-
weile eher selten geworden.   

Für einen Patienten darf der Arzt innerhalb von 30 Tagen bis zu zwei der 
gelisteten Betäubungsmittel unter Einhaltung bestimmter Höchstmen-
gen oder eines der weiteren in Anlage III des Betäubungsmittelgesetzes 
bezeichneten Betäubungsmittel verschreiben. Jede Verschreibung muss 
neben der Unterschrift des ausstellenden Arztes u. a. die Daten des Pa-
tienten, die Menge des verschriebenen Betäubungsmittels und eine Ge-
brauchsanweisung enthalten. Weiterhin dürfen sich bei den Patienten kei-
ne Betäubungsmittelvorräte ansammeln. Der Arzt muss also die Reichweite 
einer Verschreibung berechnen und darf dem Patienten erst zu diesem 
Enddatum eine Folgeverschreibung ausstellen.

Mehrverschreibungen müssen besonders begründet sein. Sind keine beson-
deren Gründe ersichtlich, liegt ein Straftatverdacht vor, der an die zuständige 
Staatsanwaltschaft weitergeleitet werden muss. Dies geschah im Jahr 2018 
in zwei Fällen. Für Besichtigungen 2019 gab es keine entsprechenden Fälle.

Auf das Badewasser ist Verlass

Für einen ungetrübten Badespaß in MV wird die Qualität der Badegewässer 
regelmäßig durch die kommunalen Gesundheitsämter des Landes kontrol-
liert. Bestandteil der Überwachung ist die Analyse von Wasserproben auf 
hygienisch relevante Bakterien.

Mecklenburg-Vorpommerns Gesundheitsminister Harry Glawe hat 
am 15. Mai 2019 gemeinsam mit Dr. Heiko Will, Erster Direktor des 
LAGuS, die aktuelle Badewasserkarte für Mecklenburg-Vorpommern 
vorgestellt und die „Saison“ eröffnet. Vor und während der Bade-
saison vom 20. Mai bis zum 10. September wurden im LAGuS über 
2.900  Badegewässerproben mikrobiologisch untersucht, deren Er-
gebnisse zusammen mit den Ergebnissen der letzten drei Jahre die 
Grundlage für die Bewertung bilden.

© Olga Lionhart / Pixabay
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Wasserprobe auf 
Wasserprobe

Im Bereich Wasserhygie-
ne des LAGuS werden al-
le amtlichen Untersuchun-
gen im Bereich Trink- und 
Badewasserhygiene durch-
geführt. Die Kontrollen und 
Probennahmen vor Ort er-
folgen durch die Gesund-
heitsämter der Landkreise 
und kreisfreien Städte.
Insgesamt wurden 2019 
im LAGuS 18.876 Wasser-
proben untersucht. Da-
bei kam es zu 17.570 mi
krobiologischen und 3.471 
chemischen Analysen. Al-
lein 12.076 mikrobiologi-
sche und 2.001 chemische 
Untersuchungen erfolgten 
nach Trinkwasserverord-
nung (TrinkwV 2001).
Zur Überprüfung der mi
krobiologischen Wasser-
qualität, z. B. in Wasser-
werken, in Trinkwasser-In-
stallationen oder Kleinan-
lagen, erfolgt die Bestim-
mung der Keimbelastung 
sowie bestimmter Bakte-
rien, die als Krankheitserre-
ger bekannt sind oder das 
Vorhandensein von Krank-
heitserregern „anzeigen“. 
Grenzwertüberschreitun-
gen waren hauptsächlich 
bei Kleinanlagen zu ver-
zeichnen. So konnten z. B. 
bei ca. 20 % der Proben co-
liforme Bakterien nachge-
wiesen werden. Bei die-
sen Bakterien handelt es 
sich nicht um Krankheits-
erreger, sondern um einen 
sog. Indikatorparameter. 
Meist wurden nur sehr ge-
ringe Mengen von 1 bis 10 
Bakterien in 100 ml Wasser 
nachgewiesen. 

Zum Ende der Badesaison 2019 konnten von den 501 gelisteten Badege-
wässern 92,2 % als ausgezeichnet sowie 4,8 % als gut eingestuft werden.

Neun Badegewässer wurden mit „ausreichend“ und nur zwei mit „mangel-
haft“ bewertet.

Die Badewasserkarte mit allen aktuellen Daten und Informationen ist im 
Internet abrufbar. Eine entsprechende App ermöglicht alle Auskünfte auch 
mobil.

Bei den vorherrschenden sehr warmen Wassertemperaturen traten regio-
nal begrenzt die sogenannten „Blaualgenblüten“ auf, die mikroskopisch in 
den Laboren des LAGuS bestätigt wurden. Dabei handelt es sich um Cyano-
bakterien, die natürlicherweise in der mittleren Ostsee und in den Binnen-
gewässern vorkommen. Es gibt viele verschiedene Arten, einige davon sind 
auch in der Lage, Toxine zu bilden. Aus den vergangenen Jahren sind keine 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen von Badenden in MV bekannt.

Wie in den Vorjahren wurden an sieben ausgewählten Badestellen der Ost-
seeküste Mecklenburg-Vorpommerns im Wasser Vibrionen nachgewiesen. 
Das ergab die Analyse von insgesamt 36 Proben. Die Gesundheitsbehörden 
registrierten in diesem extremen Sommer zwölf Vibrionen-Infektionen, die in 
Zusammenhang mit Ostseewasserkontakt standen, darunter zwei Todesfälle.

Vibrionen sind Bakterien und natürlicher Bestandteil salzhaltiger Gewässer. 
Sie können in seltenen Fällen bei besonders gefährdeten Personen schwe-
re Infektionen hervorrufen. Jedoch baden an der Ostseeküste des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern jedes Jahr mehr als zehn Millionen Menschen. 
Dem gegenüber stehen seit 2003 insgesamt 58 gemeldete Infektionen mit 
Vibrionen nach Kontakt mit erregerhaltigem Salzwasser. Angesichts dieser 
Zahlen scheint das Risiko überschaubar. Dennoch ist es wichtig, dass in 
sachlicher und ausgewogener Form über das Thema informiert wird und 
eventuell potenziell gefährdete Personen über mögliche Risiken aufgeklärt 
werden.

Gesundheitsminister Harry Glawe (l.) und Dr. Heiko Will.
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Damit Antibiotika 
wirken können

Durch den häufig unge-
zielten Einsatz von Anti-
biotika in den vergange-
nen Jahrzehnten kommt es 
immer wieder und fortlau-
fend zur „Züchtung“ multi-
resistenter Erreger. Ziel für 
die Zukunft muss es daher 
sein, die Primärprävention 
in den Vordergrund zu rü-
cken. Am Robert Koch-In-
stitut gibt es bereits natio-
nale Programme zur Über-
wachung von Antibiotika-
Verbrauch und -Resisten-
zen in Krankenhäusern. Ak-
tuell wird dies auch für den 
ambulanten Sektor aufge-
baut, da hier wahrschein-
lich ein unterschätztes Pro-
blem liegt.
Am 23.04.2019 trat eine 
überarbeitete Verordnung 
zur Hygiene und Infek
tionsprävention in medi-
zinischen Einrichtungen 
in MV (MedHygVO M-V) in 
Kraft. Darin ist festgeschrie-
ben, dass in medizinischen 
Einrichtungen speziell aus-
gebildete Ärztinnen oder 
Ärzte zum Umgang mit 
Antibiotika (Antibiotic Ste-
wardship) zur Verfügung 
stehen müssen. 
Zur erfolgreichen Reduk
tion der Infektionen mit 
multiresistenten Erregern 
ist eine enge Zusammen-
arbeit von Klinikern, Infek-
tiologen, Antibiotic-Ste-
wardship-Experten, Hy-
gienikern und Überwa-
chungsbehörden unab-
dingbar.

Im Fokus: multiresistente Klebsiellen

Keime, die gegen Antibiotika resistent sind, gehören inzwischen zu unse-
rem Alltag. In den Fokus rücken dabei zunehmend gramnegative multi-
resistente Erreger (MRGN). Ein Erreger fällt hier besonders auf - Klebsiella 
pneumoniae. Dieses Bakterium ist in seiner ursprünglichen Form ein nor-
maler und ungefährlicher Bewohner der menschlichen Darmflora. Bei Fehl-
besiedlung kann es jedoch zu Harnwegsinfekten, Atemwegsinfektionen, 
Wundinfektionen und auch Blutvergiftungen kommen, welche gut mit den 
gängigen Antibiotika behandelt werden können. Die Klebsielle hat jedoch 
die Fähigkeit, Resistenzen – auch gegen sogenannte Reserveantibiotika – 
zu erwerben und diese an ihre Nachkommen weiterzugeben. Für die Be-
handlung von Infektionen mit diesem multiresistenten Bakterium stehen 
dann kaum noch Antibiotika zur Verfügung. Seit 01.05.2016 besteht eine 
Meldepflicht.

Am 25.06.2019 wurde an das Gesundheitsamt Vorpommern-Greifswald 
der erste Fall einer Klebsiella pneumoniae mit besonderen Resistenzme-
chanismen gemeldet. Das Besondere an diesem Erreger war seine Resis-
tenz gegen fast alle zur Verfügung stehenden Antibiotika. Durch die enge 
Zusammenarbeit mit dem nationalen Referenzzentrum für gramnegative 
Erreger in Bochum (NRZ) konnten jedoch schnell Antibiotika ermittelt wer-
den, die bei diesem Keim noch Wirksamkeit zeigen. Dennoch war klar, dass 
es sich hier um einen ganz besonderen Erreger mit einem neuartigen und 
erweiterten Resistenzspektrum handelt. 

Innerhalb von fünf Monaten wurden 20 Fälle im Raum Vorpommern-Greifs-
wald in vier Kliniken diagnostiziert. Die Betroffenen hatten oft schwere 
Grunderkrankungen. Laborproben aller Verdachtsfälle wurden zur Bestäti-
gung des Erregers und mit der Frage nach Zugehörigkeit zum gleichen Aus-
bruchsstamm an das NRZ versendet. Für das weitere Vorgehen arbeiteten 
die Dezernate Krankenhaushygiene und Infektionsschutz des LAGuS Hand 
in Hand, unterstützt von einem Ausbruchsteam des Robert Koch-Instituts. 
Unter Federführung des LAGuS wurden engmaschig mit allen beteiligten 
Kliniken und Gesundheitsämtern Beratungen durchgeführt. 

Gemeinsam konnten die Herausforderungen des Ausbruchs bewältigt und 
Optimierungen im Bereich des Hygienemanagements sowie der Kommu-
nikation vorgenommen werden. Das weitere Vorgehen wurde in Maßnah-
menplänen festgelegt. Das LAGuS hat vor Ort in den Kliniken detailliert 
Daten erhoben. Um mögliche Übertragungswege aufzudecken, mussten 
jeder einzelne Patiententag sowie sämtliche Untersuchungen und Verle-
gungen zwischen den Stationen und verschiedenen Kliniken genauestens 
dokumentiert werden. Medienvertreter und damit die Öffentlichkeit wur-
den wöchentlich über die aktuelle Lage informiert. So konnte auch die Ak-
zeptanz für erweiterte Screening-Maßnahmen erhöht werden. 

Alle Krankenhäuser und Reha-Kliniken in Mecklenburg-Vorpommern wur-
den durch Informationsschreiben über den Ausbruch und die vom LAGuS 
angeordneten Maßnahmen zur Prävention einer Weiterverbreitung des 
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Hygienisch-
mikrobiologische 
Untersuchungen 

Zur Kontrolle der Hygiene 
in Krankenhäusern und Re-
habilitationseinrichtungen 
werden im Rahmen der hy-
gienischen Überwachung 
regelmäßig hygienisch-
mikrobiologische Untersu-
chungen sowie anlassbe-
zogene Untersuchungen 
zur Prävention und Aufklä-
rung von nosokomialen 
Infektionen durchgeführt. 
2019 erledigte das LAGuS 
189 Außendienste in Kran-
kenhäusern, 106 in Vorsor-
ge- und Rehabilitationsein-
richtungen sowie sechs in 
sonstigen Einrichtungen. 
Es wurden dabei 958 Pro-
zesse mit 19.119 Einzelun-
tersuchungen geprüft.
Zu solchen Untersuchun-
gen gehören zum Beispiel 
die mikrobiologische Prü-
fung der Ergebnisquali-
tät nach Aufbereitung von 
flexiblen Endoskopen, die 
Aufbereitung von Patien-
tengeschirr, die Prüfung 
von chemothermischen 
und thermischen Wasch-
verfahren, die hygienische 
Prüfung von raumlufttech-
nischen Anlagen in Opera-
tionseinheiten sowie mi-
krobiologische Untersu-
chungen von Oberflächen 
mittels Abdruckproben.
2019 wurden 872 Abdruck-
proben von Oberflächen 
genommen, von denen et-
wa 20 % zu beanstanden 
waren. Häufigste Ursache 
für Beanstandungen war 
die unzureichende Schluss-
desinfektion der Flächen 
nach Baumaßnahmen. 

Erregers in andere medi-
zinische Einrichtungen in-
formiert. In einer bundes-
weiten Telefonkonferenz 
wurden auch die anderen 
Bundesländer regelmäßig 
über den Stand des Aus-
bruchs informiert. Für den 
ambulanten Sektor wurden 
Merkblätter zum Umgang 
mit solchen Erregern in Pflegeheimen, Tageskliniken und ambulanten Pfle-
gediensten entwickelt und auf der Internetseite des LAGuS zur Verfügung 
gestellt. All diese Maßnahmen zusätzlich zu den bereits ergriffenen Maß-
nahmen seitens der Kliniken führten letztlich dazu, dass der Ausbruch kon
trolliert werden konnte. Die Sicherheitsmaßnahmen in den Kliniken bleiben 
bestehen, solange Patienten mit dem Erreger stationär behandelt werden. 

Qualitätsmanagement der Laboratorien  
in der Abteilung Gesundheit 

Analyse-Ergebnisse aus Laboratorien müssen nicht nur richtig, sondern 
auch nachvollziehbar und gerichtsfest sein. Dazu bedarf es eines Kompe-
tenznachweises in Form einer Akkreditierung durch die Deutsche Akkredi-
tierungsstelle (DAkkS). Bereits seit 2003 sind die Laborbereiche der Abtei-
lung Gesundheit akkreditiert und unterliegen der regelmäßigen externen 
Überwachung. System- und Fachbegutachter der DAkkS kommen ins 
LAGuS und prüfen sowohl die Laborleitung als auch die Labormitarbeiter 
durch Befragen und Kontrollen der Dokumentationen auf „Herz und Nie-
ren“, wer, wo, wie, warum, weshalb und wann? Wenn alle Anforderungen 
der geltenden europäischen Norm DIN EN ISO 17025 (2018) eingehalten 
sind, erhält das Labor die Akkreditierungsurkunde. Es darf dann auf seinen 

Nach Anzucht im Labor – links als Reinkultur und 
rechts als Mischkultur – lassen sich multiresistente 
Klebsiellen mit bloßem Auge erkennen.
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Ein gutes Pilzjahr

2019 war insgesamt ein 
sehr gutes Pilzjahr, denn 
so viele Steinpilze und Ma-
ronen hatte es einige Jahre 
nicht mehr gegeben. In ei-
nem guten Pilzjahr gibt es 
aber oft auch viele Giftpil-
ze. So haben die Pilzbera-
ter 26 Grüne Knollenblät-
terpilze und 109 Panther-
pilze sowie kiloweise Kar-
bolegerlinge aussortiert.
Leider kommt es immer 
wieder zu Vergiftungen, 
wenn die Pilzberatung nicht 
genutzt wird. Am häufigs
ten traten 2019 Vergiftun-
gen mit Karbolegerlingen 
auf, 25 Personen waren be-
troffen, keine musste ins 
Krankenhaus. 
Pantherpilze werden oft 
von Urlaubern aus Sach-
sen und Sachsen-Anhalt 
gegessen, da sie mit ei-
ner dort wachsenden, sehr 
ähnlich aussehenden ess-
baren Art verwechselt wer-
den. Insgesamt acht Perso-
nen erkrankten und muss-
ten teilweise mehrere Tage 
in intensivmedizinische Be-
handlung. Der Landespilz-
sachverständige erarbeitet 
einen neuer Flyer, um auf 
diese Verwechslungsmög-
lichkeit hinzuweisen. 
Besonders schwer verlief 
die Vergiftung zweier Per-
sonen mit dem Grünen 
Knollenblätterpilz. Nach 
mehrtägiger Intensivbe-
handlung und Verlegung 
an eine Spezialklinik zur 
Vorbereitung einer Leber-
transplantation konnten 
beide, ohne Operation, 
wieder entlassen werden. 

Ergebnisberichten das Akkreditierungssymbol verwenden und wird bei 
der DAkkS als akkreditiertes Laboratorium gelistet. Das LAGuS ist zu finden 
unter:  

https://www.dakks.de/as/ast/d/D-PL-18439-02-00.pdf 

Neben einer regulären Überwachung in den Wasserlaboratorien bestand 
2019 die große Herausforderung für das LAGuS darin, das Qualitätsma-
nagementhandbuch (QMH) auf elektronische Form umzustellen und 
gleichzeitig die Neuerungen der EN ISO 17025 zu implementieren. 

Bis zur Begutachtung der DAkkS im Juli/August 2019 waren dafür unend-
lich viele Neuregelungen zu treffen. Verantwortlichkeiten, Pflichten und 
Kommunikationswege für das elektronische Qualitätsmanagementhand-
buch mussten klar festgelegt werden. Die Management-Anforderungen 
wurden deutlich erweitert und die Zentralabteilung musste „mit ins Boot“ 
des QMH genommen werden. Viele Regelungen, wie beispielsweise

•	 erweiterte Personalanforderungen und Befugnisse 

•	 verpflichtende Betrachtung von Risiken und Chancen

•	 Unparteilichkeit und Vertraulichkeit

•	 Regelungen für Beschaffung und Haushalt

•	 Regelungen für den Kurierdienst

•	 elektronische Datensicherung

•	 elektronische Datenlenkung im SharePoint 

konnten nur in enger Zusammenarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen 
der Zentralabteilung getroffen werden. Auf einer kleinen Klausurtagung im 
Januar 2019 wurde dazu ein detaillierter Maßnahmenplan erarbeitet.

Das neue, elektronische QMH wurde im Juni 2019 freigegeben und in den 
darauffolgenden Wochen sind alle beteiligten Beschäftigten geschult wor-
den. In den Laboratorien gab es interne Audits als Vorbereitung für die 
Überwachung durch die DAkkS im Juli/August 2019.

Die Anwendung in der täglichen Praxis mit all den umfangreichen Neue-
rungen im QM-System und der ausschließlich elektronischen Dokumenta-
tion haben die Beschäftigten dann zwei Wochen lang den Gutachtern der 
DAkkS demonstriert und sie wurden von diesen entsprechend geprüft. Der 
Fortführung der bestehenden Akkreditierung nach DIN EN ISO/IEC 17025 
stand nach Ursachenanalyse und Korrektur von acht unkritischen Abwei-
chungen nichts im Wege. Als besonders positiv wurde die umfassende und 
tiefgründige Beschäftigung des Labors mit den Anforderungen der neuen 
Norm und die Anpassung des betrachteten QM-System an diese Vorgaben 
hervorgehoben. Dies wurde aus Sicht der DAkkS vom LAGuS vorbildlich 
gelöst und größtenteils auch sehr zweckmäßig und außerordentlich fach- 
und sachgerecht umgesetzt. Die neue Akkreditierungsurkunde ist seit dem 
11.12.2019 in unserem Besitz.
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Gentechnik-
Vollzug 

vereinheitlichen

Am 5. und 6. November 
2019 fand im LAGuS ein 
Fachgespräch mit Vertre-
terinnen und Vertretern 
der oberen Gentechnik-
Landesbehörden aus Bay-
ern, Berlin, Hamburg, Hes-
sen und Thüringen sowie 
des LAGuS statt. In diesen 
Bundesländern (ausge-
nommen Thüringen) wer-
den gentechnische Anla-
gen der höchstmöglichen 
Sicherheitsstufe 4 betrie-
ben, Bayern plant deren 
Errichtung.
Die aktuell größte Anlage 
der Welt, in der mit vira-
len Erregern der höchsten 
Risikogruppe unter den 
modernsten Bedingun-
gen gentechnische Ver-
suche durchgeführt wer-
den, befindet sich auf der 
Insel Riems bei Greifswald. 
Der Besuch dort am ersten 
Veranstaltungstag führte 
in den Hochsicherheitsbe-
reich für ausschließlich tier-
pathogene Erreger (zum 
Beispiel Virus der Afrikani-
schen Schweinepest, Maul- 
und Klauenseuche-Virus). 
Am zweiten Tag erarbeite-
ten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer gemein-
same Lösungsansätze und 
Strategien für die Überwa-
chung gentechnischer An-
lagen der Sicherheitsstu-
fe  4. Ziel ist es, die Über-
wachungstätigkeiten, die 
in solchen gentechnischen 
Anlagen mindestens ein-
mal im Jahr durchgeführt 
werden müssen, zu harmo-
nisieren und weitere Fra-
gen zum Gentechnik-Voll-
zug zu klären. Das nächste 
Treffen ist für 2020 in Mar-
burg geplant.

Für den Ernstfall gewappnet
Seit 2018 ist Mecklenburg-Vorpommern Mitgliedsland der Akade-
mie für Öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf – AfÖG. Damit 
besteht für die Beschäftigten des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) in MV die Möglichkeit, kostenfrei an Fortbildungen zu praxisre-
levanten Fragen teilzunehmen. Eine solche, mit Spannung erwartete 
und bis auf den letzten Platz ausgebuchte, Veranstaltung fand vom 
8. bis 10. Juli 2019 zum Thema „Management Biologischer Gefahren-
lagen im Öffentlichen Gesundheitsdienst“ am LAGuS-Standort in der 
Gertrudenstraße in Rostock statt. 

Biologische Gefahrenlagen können durch eine Vielzahl von Ereignissen, 
beispielsweise weltweite Influenza-Pandemien, bundeslandübergreifende 
Ausbrüche von Magen-Darm-Erkrankungen, aber auch durch das gezielte 
Ausbringen von Krankheitserregern oder Giften verursacht werden. Für das 
erfolgreiche Management in derartigen Gefahrenlagen ist die Vorbereitung 
durch eine gezielte Ausbildung mitentscheidend.

Die Informationsstelle des Bundes für Biologische Gefahren und spezielle 
Pathogene (IBBS) am Robert Koch-Institut führt gemeinsam mit der AfÖG 
solche Trainingskurse durch, 
die diesen spezifischen An-
forderungen Rechnung trägt. 
Das LAGuS konnte aufgrund 
der hohen Nachfrage in MV 
und anderen nördlicher Bun-
desländern den Kurs der 
AfÖG nach Rostock holen. 
Die Referentinnen und Refe-
renten gaben zum Beispiel 
einen aktuellen Überblick 
über gefährliche Infektions-
erreger und damit verbun-
dene Gefährdungslagen, zu 
Meldemodalitäten nach dem 
Infektionsschutzgesetz, zu 
Anforderungen an den Trans-
port ansteckungsgefährlicher 
Stoffe sowie zu den Heraus-
forderungen bei solchen Ge-
fährdungslagen für den ÖGD.

Das Anlegen von Schutzanzügen gehörte zu 
den praktischen Übungen.
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Fisch ist nicht 
gleich Fisch

Beschäftigt sich das LAGuS 
jetzt auch mit Fischen in 
der Ostsee? Wenn sie denn 
mit Giftstacheln die Ge-
sundheit Badender bedro-
hen könnten, kommt das 
tatsächlich vor – das Peter-
männchen lässt grüßen. 
Aber darum soll es hier 
nicht gehen. In der Ab-
teilung Gesundheit wer-
den unter anderem Insek-
ten und Spinnentiere be-
stimmt, die stechen oder 
beißen und dabei viel-
leicht auch Krankheitser-
reger übertragen, die uns 
als Parasiten oder „Schäd-
linge“ umgeben oder die 
einfach als eklig empfun-
den werden. Ziel der Be-
stimmung ist es, über den 
Namen der Tiere Erkennt-
nisse über deren Biologie 
zu erhalten. Diese sind er-
forderlich, um mit eventu-
ell notwendigen Bekämp-
fungsmaßnahmen an der 
„richtigen Stelle“ anzuset-
zen. Proben werden ein-
gesandt von Privatperso-
nen, Kolleginnen und Kol-
legen der Gesundheits-
ämter und vor allem von 
Schädlingsbekämpfungs-
unternehmen. Dadurch er-
reichen das LAGuS immer 
wieder auch Tierarten, de-
ren Auftreten im Nordos-
ten Deutschlands bislang 
unbekannt war. Das könnte 
abgetan werden als Spleen 
zoologischer „Borstenzäh-
ler“ – hat aber, neben dem 
rein wissenschaftlichen 
Aspekt, oft auch handfes-
te wirtschaftliche Auswir-
kungen.

Kammfischchen an der Ostseeküste

Vor wenigen Monaten erhielt 
das LAGuS besondere Post. 
Erstmals wurden Kammfisch-
chen eingesandt. Das sind 
„Urinsekten“, die mit dem be-
kannten Silberfischchen nah 
verwandt sind. Sie sind wie 
diese nur ca. 1 cm groß und flü-
gellos, aber braun gefärbt und 
oft auffällig längsgestreift. Wei-
terhin auffällig sind sehr lange 
Fühler und drei fädig-dünne 
„Schwanzanhänge“ an der Hin-
terleibsspitze. Ihren deutschen 
Namen erhielten sie durch 
Borstenkämme, die an lebenden Tieren und ohne eine gute Lupe nicht 
sichtbar sind. 

Obwohl Kammfischchen ursprünglich aus dem Mittelmeerraum stammen 
und in Deutschland bislang nur in südwestlichen Bundesländern gefunden 
wurden, scheinen sie weniger wärmebedürftig zu sein, als zum Beispiel das 
Silber- oder das Ofenfischchen – eine weitere Art, die manchmal in Bäcke-
reien auftritt. Anders als diese werden Kammfischchen oft auch im Freien 
angetroffen und besiedeln sowohl Dachbereiche als auch Dämmungen 
von Fassaden. Der an das LAGuS herangetragene Fall betraf ein Ferienhaus, 
in dem sich die Tiere so stark vermehrt hatten, dass die Beauftragung eines 
Schädlingsbekämpfers erforderlich war. 

Wie die Tiere in den Nordosten Deutschlands gelangten, ob es sich um eine 
einzelne, auf das Haus begrenzte Population handelt und ob diese mit den 
durchgeführten Bekämpfungsmaßnahmen bereits wieder ausgerottet wur-
de, ist aktuell unbekannt. Anzunehmen ist, dass dieser zufällige Nachweis 
„nur die Spitze des Eisbergs“ ist und die Art viel weiter verbreitet ist als bis-
lang bekannt. So verhielt es sich zumindest mit dem Papierfischchen – eine 
weitere Fischchen-Art, die sich in den letzten Jahren stark ausbreitete und 
sich – der Name lässt es vermuten – unter anderem von Papier ernährt. Die 
Tiere werden immer häufiger aus Privathäusern, aber auch Lagern, Kanz-
leien oder Arztpraxen gemeldet. Sie werden oft mit Verpackungsmaterial 
verschleppt und lassen sich nur schwer wieder loswerden. Deshalb gelten 
sie als Material- und Hygieneschädlinge. Diesen Status erlangten Kamm-
fischen noch nicht … In Ferienhäusern sind sie dennoch ganz sicher keine 
willkommenen Gäste.

Charakteristisch für das Kammfischchen sind die 
Längsstreifen.    © Paethon / wikipedia.org
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Viel Neues war für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Abteilung 
Soziales im Jahr 2019 zu bewältigen. In fast allen Aufgabenfeldern 
gab es gravierende neue gesetzliche Regelungen oder Änderungen 
in der maßgeblichen Rechtsprechung. Auch in der Führungsspitze 
der Abteilung gab es eine Neuerung. So lenkt seit Juni 2019 eine 
Doppelspitze die Geschicke der Abteilung Soziales. Frau Anne Streu-
bel verantwortet die Themen der Versorgungsverwaltung und Frau 
Dr. Kathrin Baumgarten leitet das Integrationsamt. Diese organisato-
rische Zweiteilung war notwendig geworden, um der gewachsenen 
Aufgabenfülle und Komplexität von Versorgungsverwaltung und In-
tegrationsamt fachlich gerecht werden zu können. 

Auch 2019 ist es in der überwiegenden Zahl aller Fälle gelungen, 
den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger zu Fragen des Schwer-
behindertenrechts, des Sozialen Entschädigungsrechts und des El-
terngeldrechts sowie der beruflichen Integration schwerbehinderter 
Menschen gerecht zu werden und die Leistungen in gewohnter Zeit 
und Qualität zu erbringen. Nach wie vor kann sich das LAGuS mit den 
leistungsstarken Partnerämtern der Bundesrepublik messen und das 
erfüllt unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Recht mit Stolz.  

Kriegsopferversorgung und 
Kriegsopferfürsorge gestern und heute

Im Februar 1919 wurde die Verordnung über die soziale Kriegsbeschä-
digten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge erlassen. Neben der bis dahin 
geltenden Rentenversorgung war nun auch die soziale Fürsorge für die 

Zahl der 
Kriegsopfer sinkt

Das LAGuS betreute Ende 
2019 in Mecklenburg-Vor-
pommern 966 Kriegsopfer. 
Mit Stand vom 31.12.2019 
erhielten 941 Menschen ei-
ne monatliche Rente. Unter 
ihnen waren 437  Kriegs-
beschädigte, 491 Witwen 
bzw. Witwer und 13 Kriegs-
waisen. 
Die Zahl der Leistungs-
empfänger war damit erst-
mals am Volkstrauertag, 
2019 war es der 17. No-
vember, nur noch dreistel-
lig. Zum 31.12.2018 hatte 
es noch 1.011 Kriegsopfer 
im Rentenbezug gegeben. 
Vor zehn Jahren waren es 
5.498 Personen und zu Be-
ginn der 1990er-Jahre wa-
ren es etwa 43.000 Men-
schen, die in Mecklenburg-
Vorpommern eine solche 
Rente bezogen. 
Der Volkstrauertag gilt 
dem Gedenken an die Mil-
lionen Toten der beiden 
Weltkriege sowie die Op-
fer von Kriegen und Kon-
flikten nach Ende des Zwei-
ten Weltkrieges bis in unse-
re Tage. 

Blick auf die Festveranstaltung in Berlin.
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Kriegsbeschädigten eine staatliche Aufgabe, die den bereits bestehenden 
Hauptfürsorgestellen übertragen wurde. Anlässlich des 100. Jahrestages 
fand am 07.02.2019 in der Heilig-Geist-Kirche Berlin-Kreuzberg eine Fest-
veranstaltung statt, an der Frau Gabriel Kohl als Vertreterin des LAGuS teil-
nahm.

Aktuelle Rechtsgrundlagen für Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfür-
sorge im Rahmen des Sozialen Entschädigungsrechts sind das im Jahr 1950 
erlassene Bundesversorgungsgesetz (BVG) und zahlreiche weitere Gesetze, 
die das BVG für anwendbar erklären (z. B. das Opferentschädigungsgesetz 
und das Infektionsschutzgesetz), sowie die Sozialgesetzbücher, insbeson-
dere das Neunte Buch Sozialgesetzbuch. Die Versorgung im Sinne des BVG 
umfasst unter anderem Leistungen der Kriegsopferfürsorge, Renten- sowie 
Heilbehandlungsleistungen. 

Aufgabe der Kriegsopferfürsorge ist es, sich der besonderen Lebenslagen 
der Beschädigten und Hinterbliebenen anzunehmen, um die Folgen der 
Schädigung oder des Verlustes des Ehegatten, Lebenspartners, Elternteils 
oder Kindes angemessen auszugleichen bzw. zu mindern. In Ergänzung der 
übrigen Leistungen nach dem BVG handelt es sich um besondere individu-
elle Hilfen im Einzelfall. 

In Mecklenburg-Vorpommern werden die fürsorgeberechtigten Beschä-
digten durch die Hauptfürsorgestelle im LAGuS mit Sitz in Neubranden-
burg und durch örtliche Fürsorgestellen in den Landkreisen betreut. Es 
werden beispielsweise Leistungen der Hilfe in besonderen Lebenslagen er-
bracht, oft in enger Zusammenarbeit mit anderen Sozialleistungsträgern. 
Dazu gehören zum Beispiel Taxikostenpauschale, Telefonkostenpauschale, 
Heizungsmehrbedarf, Blindenhilfe, Alten-, Erholungs- und Wohnungshilfe 
sowie Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.

Unabhängig von möglichen Rentenzahlungen können alle Beschädigten 
für ihre als Folge einer Schädigung anerkannten Gesundheitsstörungen 
medizinisch notwendige Leistungen der Heilbehandlung nach dem BVG in 
Anspruch nehmen. Diese Leistungen, zum Beispiel ambulante ärztliche Be-
handlungen, Krankenhausbehandlungen und Medikamente, werden größ-
tenteils durch die jeweiligen Krankenkassen der Beschädigten erbracht. Für 
spezielle Leistungen ist das LAGuS direkt zuständig, zum Beispiel für die 
Versorgung mit Hilfsmitteln oder Zahnersatz, für ergotherapeutische und 
logopädische Behandlungen sowie Badekuren. Entsprechende Anträge 
werden im LAGuS an verschiedenen Stellen bearbeitet, so in der Ortho-
pädischen Versorgungsstelle am Standort Rostock für Hilfsmittel, im Fach-
bereich Soziales Entschädigungsrecht im Versorgungsamt Schwerin für 
Badekuren sowie im Fachbereich Heil- und Krankenbehandlung im Versor-
gungsamt Stralsund.

Standen nach den beiden verheerenden Weltkriegen des vergangenen 
Jahrhunderts vor allem die Kriegsbeschädigten im Vordergrund des Han-
delns, so haben sich in der Gegenwart die Zuständigkeiten immer mehr 
auch auf andere Beschädigte und Hinterbliebene erweitert, zum Beispiel 
auf Opfer von Gewalttaten im Sinne des Opferentschädigungsgesetzes 
oder Impfgeschädigte nach dem Infektionsschutzgesetz.

Soziale 
Entschädigung 

Opferentschädigungs-
gesetz
Im Gesetz über die Ent-
schädigung für Opfer von 
Gewalttaten (OEG) ist ge-
regelt, dass Opfer von Kri-
minalität bzw. ihre Hinter-
bliebenen Hilfe bekom-
men: unter anderem Heil- 
und Krankenbehandlung, 
Beschädigtenrente, Hin-
terbliebenenversorgung 
für Witwen, Waisen und 
Eltern. 2019 wurden 271 
neue Anträge auf Anerken-
nung von Schädigungsfol-
gen nach dem OEG ge-
stellt. Das sind 53 Anträge 
mehr als 2018. Zurzeit le-
ben 518 Menschen in MV, 
die eine Rente nach dem 
OEG erhalten, neben den 
Beschädigten auch 19 Wit-
wen bzw. Witwer, 29 Halb-
waisen, vier Vollwaisen und 
zwei Elternteile. 
SED-Unrechtsbereini-
gungsgesetze
Nach dem Strafrechtlichen 
und dem Verwaltungs-
rechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetz wurden 2019 
drei neue Anträge auf An-
erkennung von Schädi-
gungsfolgen gestellt. Es 
leben 88 Menschen in MV, 
die eine Rente nach die-
sen SED-Unrechtsbereini-
gungsgesetzen erhalten. 
Insgesamt wurden seit In-
krafttreten dieser Gesetze 
in MV 659 Anträge gestellt.
Infektionsschutzgesetz
2019 wurden acht neue 
Anträge auf Anerken-
nung von Schädigungs-
folgen nach dem Infek
tionsschutzgesetz gestellt. 
45 Menschen in MV erhal-
ten derzeit eine Rente nach 
diesem Gesetz. 
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Elterngeld:  
MV-Statistik 

16.207 neue Anträge  auf 
Elterngeld sind im Jahr 
2019 vom LAGuS bearbei-
tet worden, das sind 94 Pro-
zent der gestellten Anträge 
(Eingang: 17.313). Bei den 
Bewilligungen erhielten 
3.087 der Antragstellerin-
nen und -steller, das sind 
etwa 20 Prozent, den Min-
destsatz von 300 Euro mo-
natlich. Den Höchstbetrag 
von 1.800 Euro erhielten 
990 Personen und damit 
6,2 Prozent der Leistungs-
berechtigten. Im Laufe des 
Jahres wurden 8.435 Än-
derungsbescheide ausge-
fertigt. 
Etwa ein Drittel der Väter 
beteiligt sich in der Eltern-
zeit ebenfalls an der Be-
treuung der Kleinsten. Die-
se Zahl stagniert seit etwa 
fünf Jahren weitgehend, 
genauso wie die Zahl der 
Monate – Väter gehen un-
gefähr für drei Monate in 
Elternzeit.

Ihr Kinderlein kommet – und damit auch 
das Elterngeld

Wenn der Kinderwunsch in Erfüllung geht, gilt es auch, die Mühlen der Ver-
waltung zügig in Bewegung zu setzen. Schnell muss Geld fließen, damit 
das Familieneinkommen gesichert ist. Das Elterngeld ist dabei ein wichti-
ges Standbein. Das Gesetz zum Elterngeld ist zwar mit seinen 27 Paragrafen 
recht kurz und einfach gefasst, nicht aber, wenn man näher hinschaut: Die 
Ausführung ist oft strittig, sehr viele andere Rechtsgebiete, wie zum Bei-
spiel das EU-Recht, sind tangiert und werfen immer wieder neue Fragen auf. 

Regelmäßig findet daher einmal im Jahr rund um das Thema Eltern-
geld eine Tagung statt, bei der sich die Bundesländer zum Vollzug 
des Gesetzes austauschen. Das Angebot des LAGuS, in diesem Jahr 
Veranstalter zu sein, wurde gern angenommen. So hieß Rostock-
Warnemünde die Teilnehmenden aus 14 Bundesländern vom 25. bis 
27. März bei schönstem Sonnenschein und mit einer frischen Brise 
willkommen. Bei der Begrüßung der Gäste hob Herr Dr. Heiko Will 
als Gastgeber den Wert solcher Tagungen hervor. Entstehende Syn-
ergieeffekte nützen vor allem kleineren Bundesländern wie Mecklen-
burg-Vorpommern, denn immer schwerer fällt es, sämtliche Fach-
disziplinen des LAGuS in allen Facetten kompetent abzudecken. 
Länderübergreifende Zusammenarbeit wird daher zunehmend zum 
Gebot der Stunde.

 
So war die Tagung letztlich auch wieder für alle Seiten ein voller Erfolg: 
Neben Details zur Berechnung der Höhe des Elterngeldes oder zum Part-
nerschaftsbonus bildeten der Austausch zu den Normen der Datenschutz-
grundverordnung oder zu den Auswirkungen des Austritts Großbritanniens 
aus der Europäischen Union, aber auch die Digitalisierung von Verwal-
tungsvorgängen die Schwerpunkte der Beratung. 

Die Länder nahmen neben vielen Anregungen und Empfehlungen zum 
Vollzug des Elterngeldgesetzes auch Vorlagen zur Klärung für das Bun-
desministerium mit. Ein schöner Nebeneffekt der Veranstaltung war, dass 
unsere Küstenregion bei einigen Gästen als mögliches nächstes Urlaubsziel 
punkten konnte.

Apropos Digitalisierung: In einigen wenigen Ländern ist bereits eine elek
tronische Antragstellung möglich. Alle anderen Länder wie auch MV forcie-
ren diese moderne Form. Unter Federführung des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist mit der Freischaltung eines On-
line-Antrages für MV spätestens 2021 zu rechnen. Seit dem Spätsommer 
2019 läuft zudem der Datenaustausch über zustehende Sozialleistungen al-
ler EU-Mitgliedsstaaten ausschließlich auf elektronischem Weg. Nordrhein-
Westfalen stellte dankenswerter Weise die Software für alle Bundesländer 
zur Verfügung. Das LAGuS arbeitete gemeinsam mit der DVZ GmbH an einer 
Schnittstelle zwischen dem hiesigen Anwenderprogramm zur Auszahlung 
des Elterngeldes (ELGiD) und dem Zahlungs-Überwachungs-Verfahren der 

© Luna Lee / Pixabay.com
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Im Fokus: 
Hypophyse und 
Nebennieren 

Am 29.09.2019 waren der 
Versorgungsarzt Malte 
Raether und der Grundsatz
sachbearbeiter für das 
Schwerbehindertenrecht 
Marian Schmidt Referen-
ten beim 23. überregiona-
len Hypophysen- und Ne-
bennierentag an der Uni-
versitätsmedizin Rostock. 
Zuhörer waren Erkrankte, 
Begleiter, Ärzte und Inte-
ressierte aus dem gesam-
ten Bundesgebiet. 
Herr Schmidt erläuter-
te das komplexe Verfah-
ren zur Feststellung ei-
ner Schwer-/Behinderung. 
Anschließend führte Herr 
Raether anschaulich aus, 
dass es für Hypophysen- 
und Nebennierenerkran-
kungen leider keine genau-
en Vorgaben für die medizi-
nische Begutachtung gibt. 
Daher gibt es häufig Unver-
ständnis bei den Betroffe-
nen für die Verwaltungs-
entscheidungen und so ist 
jedes Gespräch hilfreich.
Im Rahmen der folgenden 
Diskussionsrunde konnten 
daher auch Herr Raether 
und Herr Schmidt vie-
le Hinweise und Tipps ge-
ben. So können Betroffene 
beispielsweise selbst auf ei-
ne bessere Befundlage hin-
wirken, sodass durch präzi-
sierte Befunde der behan-
delnden Ärzte eine realis-
tischere Einschätzung der 
Auswirkungen der Erkran-
kungen möglich wird. Der 
rege Gedankenaustausch 
wurde von Betroffenen 
und Verwaltung als sehr 
positiv wahrgenommen.

Bundeskasse. Das Vorhaben konnte erfolgreich abgeschlossen werden und 
somit entfällt die doppelte Führung und Überwachung von Rück-/Einzah-
lungen in beiden Programmen. Alles ist nun vollständig in einem Programm 
abgebildet. Im Länderverbund der DVZ GmbH ist MV damit Vorreiter. 

Das Bundeselterngeldgesetz ist ein sehr lebendiges Gesetz. Seit seiner Ein-
führung im Jahr 2007 hat es etliche Änderungen erfahren. Die Einführung 
von Elterngeld Plus im Jahr 2015 war eine davon. Mehr Flexibilität für die 
jungen Eltern bei der Entscheidung für ein Kind – das war das Ziel des Ge-
setzgebers. Bei den Eltern werfen die Wahlmöglichkeiten natürlich auch 
immer wieder viele Fragen auf. Der Beratungsbedarf ist deshalb in den 
letzten Jahren immens gestiegen. Gerne nimmt das LAGuS Einladungen 
an, beispielsweise von Vereinen und Schwangerschaftsberatungsstellen, 
um beratend zur Seite zu stehen. Ein Beispiel hierfür war die Teilnahme an 
der Branchenkonferenz der Kultur- und Kreativwirtschaft MV „Kreatopia“. 
Vereinbarkeit von Familie und Selbstständigkeit, wie bringe ich alles unter 
einen Hut? In diesem kurzweiligen Workshop konnten die vermeintlichen 
Hürden zur Antragstellung minimiert werden. Das LAGuS verwies auf sei-
nen Beratungsauftrag und empfahl ausdrücklich die individuelle Beratung 
der Elterngeldstellen zu nutzen. Ihr Kinderlein kommet – Elterngeld? Läuft!

Neues aus der Arbeit der  
Orthopädischen Versorgungsstelle

Am 21. und 22. Mai fand im Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) in Berlin ein Workshop zu den Auswirkungen der Änderung der Me-
dizinproduktebetreiberverordnung (MPBetreibV) auf die Durchführung der 
Heil- und Krankenbehandlung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) 
durch die Länder statt. Vom LAGuS nahmen Katrin Olandt, Bearbeiterin in 
der Orthopädischen Versorgungsstelle (OVSt), und Dr. Piotr Peszynski, der 
für die Fragen der Hilfsmittelversorgung zuständige Versorgungsarzt, teil.

Im LAGuS, so wie in den anderen Versorgungsverwaltungen der Länder, be-
trifft die besprochene Problematik die Versorgung mit medizinischen Hilfs-
mitteln, welche in der Regel Medizinprodukte sind. Aus der MPBetreibV 
ergeben sich für das LAGuS Betreiberpflichten, wie Einweisung, Instandhal-
tung, Dokumentation, Service und zum Teil mess- und sicherheitstechni-
sche Kontrollen. 

Alle Teilnehmenden waren sich darin einig, dass die Nichteinhaltung dieser 
Pflichten nicht mit einer angespannten personellen Ausstattung der Ver-
sorgungsverwaltungen begründet werden kann. Auf die Organisation in 
den Ländern darf das BMAS wiederum keinen Einfluss nehmen.

Aus Sicht der Teilnehmenden ist zwar vieles durch die bundesweiten Rah-
menverträge abgedeckt, insbesondere bei den kostenintensiven Hilfsmit-
teln. Der „Teufel steckt aber, wie fast immer, im Detail“. Aus diesen Grün-
den begrüßten alle Teilnehmenden die Entwicklung eines gemeinsamen 
Arbeitspapiers, auch wenn, wie vom BMAS mehrfach betont, die Umsetzung 
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Behinderte 
Menschen in MV 

2019 sind im LAGuS 20.512 
Erst- und 22.888 Ände-
rungsanträge nach dem 
Neunten Buch Sozialge-
setzbuch gestellt worden. 
Es wurden neben 7.095 
Überprüfungen von Amts 
wegen 20.620 Erstfeststel-
lungen und 21.987 Neu-
feststellungen getroffen, 
sodass von einer Gesamt-
anzahl von 49.702 Feststel-
lungen nach dem SGB IX 
auszugehen ist. Die durch-
schnittliche Bearbeitungs-
dauer lag bei 2,70 Mona-
ten.
In MV lebten Ende 2019 
369.198 Menschen mit Be-
hinderungen. 223.902 von 
ihnen waren schwerbehin-
dert. 193.907 schwerbehin-
derte Menschen hatten ei-
nen gültigen Schwerbehin-
dertenausweis. 
Art und Anzahl der Merk-
zeichen:	(von den Aus-
weisinhabern)
G	� (erheblich 

gehbehindert):� 93.932 
aG	� (außergewöhnlich 

gehbehindert):� 15.371
H	� (hilflos):� 22.146
Bl	� (blind):� 2.571
HS	� (hochgradig 

sehbehindert):� 1.772
RF	� (Befreiung bzw. 

Ermäßigung von den 
Rundfunkgebühren/-
beiträgen):� 22.409

B	� (Berechtigung zur 
Mitnahme einer 
Begleitperson): �49.838

Gl	� (gehörlos)� 1.469
TBl	�(taubblind)� 28

eine ausschließliche Aufgabe der je-
weiligen Länder ist.

Dieses Papier soll eine Hilfestellung 
für die Umsetzung der MPBetreibV im 
Rahmen der Hilfsmittelversorgung in 
den Orthopädischen Versorgungs-
stellen sein. Das macht auch deswe-
gen Sinn, weil viele Hilfsmittel über 
den gemeinsamen, vom Land Nie-
dersachsen betreuten Hilfsmittelpool 
und eine gemeinsame Datenbank 
bestellt werden. Eine entsprechende 
Vorlage wurde bereits im Vorfeld aus-
gearbeitet und über E-Mail kommuni-
ziert. In Berlin wurden die Vorschläge 
sachlich und intensiv, aber auch zum 
Teil kontrovers diskutiert. Es wurden 
gemeinsame Formulierungen entwi-
ckelt und das Arbeitspapier konnte 
erfreulicherweise finalisiert werden.

In Mecklenburg-Vorpommern, wie in den anderen Ländern, muss nun 
überlegt werden, wie die einzelnen Aufgaben mit wenig Aufwand bei best-
möglichem Nutzen ohne Verletzung der gesetzlichen Pflichten umgesetzt 
werden können.

Stille Helfer im Hintergrund 

Nicht jede Arbeit im LAGuS steht im Rampenlicht und dennoch ist sie wich-
tig. So gibt es Assistenztätigkeiten, die in hohem Maße für schnelles und 
qualitätsgerechtes Handeln stehen und dabei eher im Hintergrund ab-
laufen. Ein gutes Beispiel hierfür ist 
die Arbeit im Büro des Versorgungs-
ärztlichen Dienstes. Ohne die enga-
gierten Kolleginnen und Kollegen in 
diesem Bereich wäre eine geordnete 
Durchführung von Verwaltungs- und 
Rechtsbehelfsverfahren im Versor-
gungsamt gar nicht möglich. 

Um eine Behinderung oder Ansprü-
che nach dem Sozialen Entschädi-
gungsrecht feststellen zu können, 
müssen ärztliche Befunde, Kurbe-
richte, Krankenhausdokumente und 
Gutachten aller Art für die betroffene 
Person eingeholt werden. Der Ein-
gang dieser Befunde muss erfasst 

Auf die Sicherheit eines solchen künstli-
chen Kniegelenkes in seiner Beinprothe-
se muss sich der von der OVSt versorgte 
Kriegsversehrte verlassen können.

Niels Ebert gehört zu den Stützen des 
Versorgungsärztlichen Dienstes.
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Neue Auflage für  
„Behinderung und 

Ausweis“

Dem Wunsch der Bürgerin-
nen und Bürger, zu Hause 
in Ruhe Informationen 
zum Thema Schwerbehin-
derung nachlesen zu kön-
nen, kommt das LAGuS mit 
verschiedenen Broschüren 
und Merkblättern nach. 
Hinweise zum Ausfüllen 
von Antragsformularen er-
gänzen das Angebot. Diese 
Unterlagen müssen natür-
lich regelmäßig überarbei-
tet und an Gesetzesände-
rungen angepasst werden, 
denn mit veralteten Infor-
mationsmaterialien kann 
eine Behörde ganz schön 
Verwirrung stiften.
Im März 2019 wurde des-
halb die Broschüre „Be-
hinderung und Ausweis“ 
neu aufgelegt, ein Ge-
meinschaftswerk von Ma-
rian Schmidt (l. im Foto), 
Grundsatzsachbearbeiter 
aus dem Dezernat Zentra-
le Aufgaben, Steffi Prom-
mer, Sachbearbeiterin im 
Fachbereich Rechtsbehel-
fe des Rostocker Versor-
gungsamtes, und Dr. Piotr 
Peszynski, Leiter des Ver-
sorgungsärztlichen Diens-
tes im LAGuS. Sie haben 
mit Sachverstand und ih-
rem jeweiligen Spezialwis-
sen eine Publikation ge-
schaffen, die sich großer 
Nachfrage erfreut und ei-
ne große Hilfe für Interes-
sierte bieten kann.

und bewertet werden. Mit der Bewertung ist eine Vergütung der Befunde 
verbunden. Am Tag gehen je Versorgungsamt etwa 120-150 Befunde ein, 
die von zwei Beschäftigten abgearbeitet und dann in die jeweiligen Berei-
che weitergegeben werden. Dies muss korrekt und zügig erfolgen. Solange 
nicht alle Befunde im Fachbereich vorliegen, ruhen die Verfahren und die 
Bürgerin oder der Bürger muss auf Entscheidungen warten.

Zudem ist das Büro des Versorgungsärztlichen Dienstes Dreh- und Angel-
punkt der Übergabe von Akten an die Versorgungsärzte des LAGuS sowie 
an Außengutachter, die im Auftrag der Behörde arbeiten. Noch gibt es 
Papierakten, das bedeutet immer noch Bewegung von riesigen Aktenber-
gen. Mehr als 300 Akten werden pro Woche gepackt, versendet und ent-
gegengenommen. Da für diesen Bereich die Digitalisierung noch nicht 
realisiert ist, muss noch längere Zeit von einer Parallelbewirtschaftung von 
Papier- und E-Akte ausgegangen werden und dafür bedarf es guter Orga-
nisationsabläufe, um diese logistische Herausforderung zu meistern. Wir 
sagen einmal ausdrücklich danke.

Bilanz des Integrationsamtes

Das Integrationsamt im LAGuS soll Hürden für die Beschäftigung schwer-
behinderter Menschen abbauen und dabei Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
nachhaltig unterstützen. Ein wichtiger Baustein dafür ist die begleitende 
Hilfe im Arbeitsleben, die neben finanziellen Leistungen an Arbeitgeber 
und behinderte Menschen auch fachliche Beratung sowie psychosoziale 
Betreuung durch Integrationsfachdienste gewährleistet. Zum Erhalt des 
Arbeitsplatzes eines schwerbehinderten Menschen dienen außerdem wich-
tige Instrumente wie der besondere Kündigungsschutz und die gesetzliche 
Verpflichtung des Arbeitgebers zum Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ment (BEM).

Die Sicherung bestehender Beschäftigungsverhältnisse wurde 2019 für 
1.004  schwerbehinderte Menschen mit vier Millionen Euro gefördert. Für 
129  schwerbehinderte Menschen entstanden neue Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze, die insgesamt mit fast 730.000 Euro gefördert wurden. Für 
die behindertengerechte Einrichtung von Arbeits- und Ausbildungsplät-
zen wurden etwa 103.000 Euro eingesetzt. Das LAGuS war zudem an 490 
Kündigungsschutzverfahren schwerbehinderter Menschen beteiligt, in 115 
Fällen wurde der Arbeitsplatz erhalten.
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Gesetzlich 
verankert: Chance 

zum Wechsel 

Bundesweit arbeiten et-
wa 236.000 Menschen in 
Werkstätten für behin-
derte Menschen (WfbM). 
„Werkstattwechsler“ (sie-
he Beitrag links) profitie-
ren seit dem 1. Januar 2018 
vom Budget für Arbeit, das 
durch das Bundesteilhabe-
gesetz im § 61 SGB IX ver-
ankert ist. Die Kombina-
tion von Lohnkostenzu-
schuss an den Arbeitgeber 
und Übernahme der Kos-
ten für die wegen der Be-
hinderung erforderliche 
Anleitung und Begleitung 
am Arbeitsplatz ermöglicht 
Menschen mit Behinderun-
gen, Jobs bei einem Unter-
nehmen auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt wahrzu-
nehmen. Innovativ daran: 
Trotz des neuen Arbeitneh-
merstatus bleiben die Bud-
getnehmer dauerhaft voll 
erwerbsgemindert und da-
mit Rehabilitanden im Sin-
ne der Eingliederungshil-
fe. Sie haben somit ein un-
eingeschränktes Rückkehr-
recht in die WfbM. 
Ansprechpartner für Bud-
getnehmer und deren po-
tenzielle Arbeitgeber sind 
die Träger der Eingliede-
rungshilfe. Sie organisieren 
federführend das Teilha
beplanverfahren und laden 
alle Beteiligten dazu ein. In 
MV kann sich das Integra-
tionsamt am Budget für 
Arbeit beteiligen. Art und 
Umfang der Beteiligung 
richten sich dabei nach den 
Umständen des Einzelfalls.

Ein Weg zum ersten Arbeitsmarkt

Mit der Einführung des Bundesteilhabegesetzes können schwerbehinder-
te Menschen seit dem 1. Januar 2018 mit dem sogenannten Budget für 
Arbeit, welches grundsätzlich durch die Träger der Eingliederungshilfe fi-
nanziert wird, bei der Ausübung einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterstützt werden. Das 
LAGuS begleitet bereits seit 20 Jahren mit seinem Integrationsamt soge-
nannte „Werkstattwechsler“, also Menschen, die den Sprung aus den Werk-
stätten für behinderte Menschen (WfbM) in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt wagen wollen. 

Das LAGuS kann in Abstimmung mit dem Ministerium für Soziales, Inte
gration und Gleichstellung und im Rahmen seiner Zuständigkeit für die 
begleitende Hilfe im Arbeitsleben einzelfallbezogen Aufwendungen für 
die notwendige Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz übernehmen. 
Als Leistungen kommen hier Zahlungen zur Förderung der personellen 
betrieblichen Unterstützung (Leistungen bei außergewöhnlichen Belas-
tungen) und die psychosoziale Begleitung und Betreuung durch die Integ-
rationsfachdienste in Betracht. 

Neben dem Budget für Arbeit kann das LAGuS im Rahmen seiner Zustän-
digkeit weitere Leistungen gewähren. So können die Arbeitsplätze der Bud-
getnehmer mit optimalen betriebswirtschaftlichen und leistungsfördern-
den sowie unterstützenden Ausführungstechniken ausgestattet werden. 
Ebenso können die Budgetnehmer von Weiterbildungen oder Schulungen 
zusätzlich profitieren. 

Von den in MV insgesamt 16 Budgetnehmern der vergangenen zwei Jah-
re sind zwischenzeitlich 14 in den allgemeinen Arbeitsmarkt integriert,  
für zwei ist es zu keiner arbeitsvertraglichen Vereinbarung gekommen. 
Die 14  erfolgreichen Budgetnehmer nehmen erwartungsgemäß aus-
schließlich Helfertätigkeiten wahr und arbeiten in der Landwirtschaft, im 
Dienstleistungssektor, im Handel und in der Gastronomie. Das LAGuS hat 
die Budgetnehmer unter anderem mit einem Staplerpass, einem Holzver-
arbeitungslehrgang, mit Investitionen für die Ausstattung neuer Arbeits-
plätze sowie mit individueller Berufsbegleitung durch den Integrations-
fachdienst unterstützt. 

Mit viel Eigenmotivation sowie durch Mithilfe des Sozialen Dienstes der 
WfbM und mittels Leistungen des Budgets für Arbeit gelang es zum Bei-
spiel Christian N., der seit 2008 in einer WfbM tätig war, einen unbefristeten 
Arbeitsvertrag als Hofarbeiter und Hilfskraft in der Schweineproduktion zu 
erhalten. Er hat einen Grad der Behinderung von 80 - für das Unterneh-
men kein Ausschlusskriterium – denn Christian N. überzeugte sehr mit 
seinen Arbeitsleistungen und seinem freundlichen und aufmerksamen 
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Neues 
Fachverfahren 

Das Fachverfahren „3In“ ist 
eine technische Plattform 
für die elektronische Da-
tenverarbeitung zwischen 
Integrationsamt, Integra
tionsfachdiensten und 
Integrationsunternehmen. 
Seine Einführung war er-
forderlich, da das bisheri-
ge Fachverfahren den tech-
nischen Anforderungen 
nicht mehr entsprach. Seit 
2015 gab es umfangreiche 
Vorarbeiten, 2018 wur-
de das Thema im LAGuS 
entsprechend projektiert. 
Kolleginnen und Kollegen 
aus den Bereichen Integra
tionsamt, Informations
technik, Organisation, Da
tenschutz und Beschaf-
fung/Vertragsmanagement 
bildeten das Projektteam. 
Alle wichtigen Dokumente 
wurden mittels moderner 
Software so gespeichert, 
dass alle am Projekt Mit-
arbeitenden jederzeit den 
gleichen Wissensstand hat-
ten und jeweils an der ak-
tuellen Version arbeiten 
konnten. Der Prozess wur-
de also sehr transparent 
gestaltet.
Nach Schaffung aller tech-
nischen Voraussetzungen 
und umfangreichen Schu-
lungen wurde 3In ab dem 
15.07.2019 sukzessive in 
den Arbeitsalltag inte
griert. Seit 01.10.2019 ar-
beiten alle Fachberaterin-
nen und -berater im Pro-
duktivsystem, die Einfüh-
rung des Fachverfahrens 
ist abgeschlossen. Eine 
gemeinsame Auswertung 
mit allen Beteiligten bilde-
te den Abschluss, sodass 
die Erfahrungen kompakt 
auch für künftige Projek-
te genutzt werden können.

Verhalten den Kollegen und den Tieren gegenüber. Das Integrationsamt 
bezuschusste unter anderem die Anschaffung eines Radladers mit 70 Pro-
zent (27.999 Euro). Das Budget, aus dem der Arbeitgeber im Falle von Chris-
tian N. 75 Prozent der anfallenden Lohnkosten als Zuschuss zur Abgeltung 
seiner betrieblichen Aufwendungen erhält, ist zunächst für zwei Jahre be-
fristet. Danach wird neu verhandelt und dabei die betriebliche Entwicklung 
des geistig behinderten Mannes mitberücksichtigt.

Nach den Wahlen steigt der Schulungsbedarf

In Betrieben oder Dienststellen, in denen wenigsten fünf schwerbehinderte 
oder ihnen gleichgestellte Menschen nicht nur vorübergehend beschäftigt 
sind, muss eine Schwerbehindertenvertretung und mindestens eine Stell-
vertretung gewählt werden. Die Wahlen finden regelmäßig alle vier Jahre 
statt, zuletzt im Herbst 2018. 

Die Schwerbehindertenvertretung ist bei allen Entscheidungen des Arbeit-
gebers bzw. der Arbeitgeberin zu beteiligen, die die Arbeitsbedingungen 
schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen in einem Be-
trieb oder einer Dienststelle betreffen. Dafür ist spezielles Wissen über das 
Schwerbehindertenrecht erforderlich. Eine Schlüsselposition bei der Wis-
sensvermittlung nimmt hierbei das Integrationsamt auf der Grundlage des 
ihm obliegenden Schulungsauftrages ein. 

Den nötigen Wissenstransfer bietet den Schwerbehindertenvertretungen 
in Mecklenburg-Vorpommern das Integrationsamt mit einem umfangrei-
chen Fortbildungsprogramm. Für neu gewählte Schwerbehindertenver-
tretungen stehen die Grund- und Aufbaukurse im Vordergrund. Während 

Hofarbeiter Christian N. an seinem Arbeitsplatz.
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Fit gemacht für 
die Praxis 

Schwerbehindertenvertre-
tungen setzen sich für die 
Belange schwerbehinder-
ter Menschen ein und ste-
hen ihnen und den Arbeit-
geberinnen und Arbeitge-
bern als kompetente An-
sprechpartner zur Seite. 
Dafür benötigen sie Fach-
kenntnisse und Kompeten-
zen, die ihnen in Seminaren 
durch das Integrationsamt 
vermittelt werden. 
Nach den Wahlen zur 
Schwerbehindertenvertre
tung im Herbst 2018 stieg 
der Fortbildungsbedarf. 
Für 2019 reagierte das 
LAGuS mit drei zusätzli-
chen Grundkursen. In die-
sen Kursen werden den 
Schwerbehindertenver-
tretungen Grundkennt-
nisse im Schwerbehinder-
tenrecht vermittelt. Hinzu 
kam ein weiterer Grund-
kurs, der auf Anfrage des 
Marinekommandos Nord 
der Bundeswehr dort vor 
Ort durchgeführt wurde.
Das Angebot richtet sich 
auch an Inklusionsbeauf-
tragte, Betriebs- und Perso-
nalräte und weitere Perso-
nen, zu deren Aufgabenbe-
reich die Teilhabe schwer-
behinderter Menschen am 
Arbeitsleben gehört. Sie 
werden in speziellen Kur-
sen, unter anderem zum 
Arbeitsrecht, zum Betrieb-
lichen Eingliederungsma-
nagement (BEM), zu spezi-
fischen Krankheitsbildern 
sowie zur Gesprächs- und 
Verhandlungsführung ge-
schult.
472 Personen haben 2019 
an einer Fortbildung teilge-
nommen. Seit 2016 ist die 
Nachfrage nach den Schu-
lungsangeboten des LAGuS 
um 47 Prozent gestiegen.

im Grundkurs die theoretische Ein-
führung in die praktische Arbeit der 
Schwerbehindertenvertretung er-
folgt, wird in den Aufbaukursen das 
Wissen erweitert und somit Sicherheit 
in der Ausübung des Ehrenamtes der 
Schwerbehindertenvertretung ver-
mittelt. In der Regel haben die Schwer-
behindertenvertretungen bereits ers-
te Praxiserfahrungen gesammelt, die 
sie mit in die Kurse einbringen.

Eine Teilnehmerin von Grund- und 
Aufbaukurs war 2019 Frau Silvana Heller-Scheunemann. Sie wurde 2018 
zur Vertrauensfrau der schwerbehinderten Beschäftigten des Landkrei-
ses Vorpommern-Greifswald gewählt und für diese Aufgabe von ihrem 
Arbeitgeber freigestellt. Eine Freistellung ist möglich, wenn in Betrieben 
oder Dienststellen mit mindestens 100 schwerbehinderten Menschen die 
Schwerbehindertenvertretung dies wünscht.

Als langjährige Verwaltungsmitarbeiterin und zuletzt Fallmanagerin im So-
zialamt des Landkreises Vorpommern-Greifswald hat Frau Heller-Scheune
mann bereits vielseitige Erfahrungen in der Ermittlung von Hilfebedarfen 
für Menschen mit Beeinträchtigungen sowie in der Koordination der er-
forderlichen Leistungen, u. a. im Schwerbehindertenrecht, sammeln kön-
nen. In ihrem Amt will sie Führungskräfte für inklusive Strukturen, Prozesse 
und Haltungen innerhalb der Verwaltung sensibilisieren. Silvana Heller-
Scheunemann, die auch Mitglied im Team des Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements der Verwaltung ist, vertritt die Auffassung, dass kranke 
Beschäftigte von heute Langzeiterkrankte von morgen und möglicher-
weise Schwerbehinderte von übermorgen sind, wenn nicht entsprechend 
frühzeitig auf Signale reagiert wird. 

Das Aufgabenfeld für eine Schwerbehindertenvertretung in einer Verwal-
tung, in der es mehr als 100 schwerbehinderte Angestellte gibt, ist riesig. 
Eine gute Vernetzung und Kooperation, unter anderem mit dem Personalrat, 
der Gleichstellungsbeauftragten, der Jugend- und Ausbildungsvertretung 
und den Führungskräften, bilden nach Auffassung von Frau Heller-Scheune-
mann eine erfolgversprechende Grundlage für die Arbeit im Sinne der Inte-
ressenvertretung der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Als wertvoll bewertet sie auch den konstruktiven Austausch mit dem LAGuS, 
insbesondere dann, wenn es um die Beratung in Grundsatzangelegenheiten 
und bei der Inanspruchnahme von Schulungsmaßnahmen geht. So sei in 
den Schulungsmaßnahmen immer auch die Möglichkeit gegeben, Praxis-
erfahrungen mit anderen Schwerbehindertenvertretungen auszutauschen, 
Lösungswege zu diskutieren und sich miteinander zu vernetzen. 

Silvana Heller-Scheunemann, Vertrau-
ensfrau im Landkreis Vorpommern-
Greifswald.
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Inklusionsbetriebe

Inklusionsbetriebe be-
schäftigen schwerbehin-
derte Menschen, die er-
höhte Schwierigkeiten 
haben, in anderen Betrie-
ben des allgemeinen Ar-
beitsmarktes Fuß zu fas-
sen. Dazu zählen sowohl 
Menschen mit einer seeli-
schen oder geistigen Be-
hinderung als auch Men-
schen mit schwerer Sin-
nes-, Körper- oder Mehr-
fachbehinderung. Auch 
schwerbehinderte Lang-
zeitarbeitslose, Beschäf-
tigte einer WfbM und För-
derschüler, die ohne Un-
terstützung den Weg ins 
Berufsleben nicht schaf-
fen, können dadurch dau-
erhaft beruflich eingeglie-
dert werden. Inklusionsbe-
triebe haben die schwieri-
ge Aufgabe, den Spagat 
zwischen Wettbewerbsfä-
higkeit und Rentabilität auf 
der einen Seite und sozia-
lem Engagement auf der 
anderen Seite zu bewerk-
stelligen. Gelingt er ihnen, 
gelten sie als positives Bei-
spiel für eine inklusive Ar-
beitswelt. Inklusionsbe-
triebe müssen mindestens 
30 Prozent der Beschäftig-
ten aus der oben genann-
ten Zielgruppe beschäf-
tigen. 2019 arbeiteten in 
24 Inklusionsbetrieben in 
MV insgesamt 156 schwer-
behinderte Beschäftigte, 
von denen 148 der Ziel-
gruppe angehörten. Für 
investive Maßnahmen ein-
schließlich betriebswirt-
schaftlicher Beratung wur-
den diesen Betrieben et-
wa 613.000 Euro bewilligt, 
zur Abgeltung des beson-
deren Aufwandes und der 
außergewöhnlichen Belas-
tungen noch einmal fast 
2,5 Millionen Euro.

Familienbetrieb mit einer Beschäftigungs-
quote von 57 Prozent

Auf ein besonderes sozia-
les Engagement bei der 
Einstellung von Menschen 
mit Schwerbehinderung 
kann das Unternehmen Do-
kuservice Knoll GmbH in 
Greifswald verweisen. Das 
Unternehmerpaar Christine 
und Peter Knoll macht von 
der Beschäftigung schwer-
behinderter Angestellter 
jedoch kein Aufhebens. In der Firma, die aktuell 14 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter hat, sind derzeit acht schwerbehinderte Menschen beschäftigt! 
Das Unternehmen bietet EDV-Dienstleistungen sowie die Übernahme von 
Druck- und Versandaufträgen für Firmen und Behörden an.

Die Einstellung schwerbehinderter Beschäftigter begann mit einem Zufall. 
Peter Knoll traf einen ehemaligen Kollegen wieder, der auf der Suche nach 
einem Praktikumsplatz war. Aufgrund seiner Schwerbehinderung befand 
sich dieser Mann gerade in einem Umschulungsprozess im Berufsförde-
rungswerk Stralsund zum Industrieelektroniker. Nach einem Praktikum bot 
Peter Knoll seinem ehemaligen Kollegen einen unbefristeten Arbeitsver-
trag an. Der Einstellung dieses ehemaligen Kollegen folgten weitere. Die 
entstandenen guten Kontakte zum Berufsförderungswerk haben hierzu 
beigetragen.  

Kirsten Lissowski dagegen ist seit dem 1. Januar 2008 im Unternehmen 
beschäftigt. Die körperlichen Leiden, die sie während ihres Berufslebens 
erwarb, behinderten immer mehr ihre Leistungsfähigkeit, sodass eine Ent-
lastung während des Arbeitsprozesses erforderlich wurde. Diese Entlas-
tung ermöglichte der Arbeitgeber durch die Gewährung von zusätzlichen 

Pausen während des Arbeitsprozesses. Er 
beantragte beim LAGuS die entsprechen-
den Leistungen. Zur Abgeltung der außer-
gewöhnlichen Belastungen aufgrund der 
bestehenden behinderungsbedingten Leis-
tungseinschränkung wird ein finanzieller 
Zuschuss gewährt. Mittels dieses Zuschus-
ses ist der Arbeitgeber in der Lage, seine Be-
lastungen, beispielsweise durch zusätzliche 
Pausen für Frau Lissowski, abzubauen. Und 
Frau Lissowski freut sich, wieder in der Lage 
zu sein, die von ihr geforderten Tätigkeiten 
in dem vom Arbeitgeber erwarteten Umfang 
erbringen zu können. 

Christine und Peter Knoll.

Kirsten Lissowski.
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„Schwerbehinderte 
Menschen im 

Betrieb“

Gemeinsam mit der Re-
gionaldirektion Nord der 
Bundesagentur für Arbeit 
und dem Ministerium für 
Soziales, Integration und 
Gleichstellung hat das 
LAGuS im August 2019 ei-
ne Neuauflage der Bro-
schüre „Schwerbehinderte 
Menschen im Betrieb“ he-
rausgebracht. Das Heft lie-
fert Arbeitgeberinnen und 
-gebern sowie Arbeitneh-
merinnen und -nehmern 
alle relevanten Informa-
tionen rund um das The-
ma und kann auch im Rah-
men von Veranstaltungen 
eingesetzt werden, um ex-
terne Partner über Förder-
möglichkeiten für Men-
schen mit Schwerbehinde-
rung bzw. ihnen Gleichge-
stellte zu informieren. 
Themen sind beispiels-
weise Unterstützte Be-
schäftigung, Arbeitsassis-
tenz und Eingliederungs-
zuschuss. Die gesetzlichen 
Änderungen, die durch 
die Novellierung des SGB 
IX im Jahr 2016 beschlos-
sen wurden und Schritt für 
Schritt in Kraft treten, wur-
den berücksichtigt. Darü-
ber hinaus enthält die Bro-
schüre eine Übersicht der 
Kontaktadressen des Inte-
grationsamtes sowie der 
Agenturen für Arbeit (AA) 
und Jobcenter (JC) in MV. 
Auf der Internetseite des 
Landesamtes für Gesund-
heit und Soziales kann die 
Broschüre bestellt werden 
unter: https://www.lagus.
mv-regierung.de/Soziales/
Integrationsamt/Publikati-
onen_bestellen/.

Nico Winter ist gelernter IT-Systemadministrator und kam über ein Prak-
tikum zur Dokuservice Knoll GmbH. In seinem 16. Lebensjahr ist bei ihm 
Epilepsie festgestellt worden. Er benötigt regelmäßig zusätzliche Pausen. 

Körperliche Anstrengung muss 
er vermeiden, um keinen Anfall 
zu provozieren. Herr Winter hat 
die Erfahrung machen müssen, 
dass kaum ein anderer Arbeit-
geber bereit gewesen ist, ihn 
einzustellen. Bei seinem jetzi-
gen Arbeitgeber fühlt er sich 
gut in seiner Situation unter-
stützt. Die außergewöhnlichen 
Belastungen, die dem Arbeitge-
ber bei der Aufrechterhaltung 

des Beschäftigungsverhältnisses mit Nico Winter entstehen, werden vom 
LAGuS durch einen Beschäftigungssicherungszuschuss ausgeglichen. 

An diesen drei Beispielen wird deutlich, dass das soziale Engagement des 
Unternehmerpaares dazu beigetragen hat, Arbeitsplätze für schwerbehin-
derte Menschen trotz ihrer Einschränkungen zu schaffen und zu erhalten. 
Die Suche nach Möglichkeiten, auftretende Schwierigkeiten zu bewältigen, 
hat sich nachhaltig auf das Miteinander in der Firma ausgewirkt. Die För-
derung durch das LAGuS hat es ermöglicht, die Arbeitsplätze dauerhaft zu 
erhalten und somit die Fachkräfte für das Familienunternehmen im besten 
Sinne zu sichern. 

Eine erste Möglichkeit, sich über die das große Thema „Teilhabe schwerbe-
hinderter Menschen am Arbeitsleben“ zu informieren, ist auch der Blick in 
die Broschüre „Schwerbehinderte Menschen im Betrieb – Leistungen und 
Hilfen – Ein Ratgeber für Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Mecklenburg-
Vorpommern“. Sie wurde 2019 überarbeitet und neu aufgelegt.

Wohn- und (inklusive) Arbeitswelten 

Seit 1990 gibt es das Unternehmen „Suhl Tisch- und Wohnkultur“, ein auf 
Tische, Wohnmöbel und Küchengeräte spezialisiertes Einzelhandelsunter-
nehmen. Die Brüder Martin und Christoph Suhl führen das 1989 von ihren 
Eltern ursprünglich in der Nähe von Bützow gegründete Geschäft in zwei 
Filialen weiter, eine davon in Rostock in der Kröpeliner Straße. Fünfzehn 
Mitarbeiter hat das Unternehmen derzeit, darunter zwei Mitarbeiter mit 
Behinderungen. Einer von ihnen ist Thomas Schmidt, Mitte 30. Als ausge-
bildeter Elektroniker und somit als Fachkraft war er dem Unternehmen Suhl 
durchaus willkommen. 

Auf der Suche nach einer Anstellung stand Thomas Schmidt im Novem-
ber 2016 mit seinem Integrationsberater vom Grone Bildungszentrum 
Rostock vor der Tür des Geschäfts. Weil der Integrationsberater der festen 

Nico Winter.
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Frühzeitige 
Unterstützung 

Im Sommer 2019 endete 
erfolgreich ein erstes Lan-
desprogramms zur Förde-
rung schwerbehinderter 
Schülerinnen und Schü-
lern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf beim 
Übergang von der Schule 
in eine betriebliche Ausbil-
dung oder eine sozialver-
sicherungspflichtige Be-
schäftigung auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt. 
Das Modellprojekt hatte 
356 Teilnehmende, die im 
Rahmen von 803 Prakti-
ka in verschiedenste Beru-
fe und Arbeitsbereiche hi-
neinschnuppern und ihre 
Fähigkeiten testen konn-
ten. 
Aufgrund des Erfolgs star
tete das Ministerium für 
Soziales, Integration und 
Gleichstellung im An-
schluss ein zweites Lan
desprogramm für die 
Schuljahre 2019/20 und 
2020/21. Für jedes Schul-
jahr werden 750.000  Euro 
aus den Mitteln der Aus-
gleichsabgabe für die in-
tensive und wirksame Be-
gleitung der schwerbehin-
derten jungen Menschen 
bei der betrieblichen Aus-
bildung oder während ei-
ner sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung 
zur Verfügung gestellt. 
Auch bei der Umsetzung 
des zweiten Landespro-
gramms arbeiten Integra-
tionsfachdienste, Agentu-
ren für Arbeit und LAGuS 
eng zusammen. Die Prakti-
ka sollen vorwiegend in Be-
trieben auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt durch-
geführt werden, zu de-
nen auch Inklusionsbetrie-
be gehören, nicht jedoch 
Werkstätten für behinder-
te Menschen. 

Überzeugung war, 
dass er seinen Schü-
ler durchaus erfolg-
reich vermitteln 
könne, zog er mit 
ihm in seiner Freizeit 
von Tür zu Tür. Nach 
einem Probeprakti-
kum entschlossen 
sich die Geschäfts-
führer Suhl, Thomas 
Schmidt in ihrem 
Unternehmen anzu-
stellen. Hier wurde ihm unter anderem die Verantwortung für die Wartung 
und Reparatur von Kaffeeautomaten übertragen. Zum ersten Mal hatte 
Thomas Schmidt damit einen unbefristeten Arbeitsvertrag in der Tasche.

Bis dahin hieß es in der Vergangenheit kurz vor Ende der Probezeiten immer 
wieder, er sei zu langsam. Thomas Schmidt ist Autist. Zwar arbeitet er tat-
sächlich langsam, dafür aber genauer als andere, so seine eigene Einschät-
zung. Als Autist könne er sich am besten konzentrieren, wenn er in einem 
ruhigen Raum ungestört und „schön abgekapselt“ arbeiten könne. Für sol-
che Arbeitsbedingungen haben Christoph und Martin Suhl als Arbeitge-
ber gesorgt und mit der unbefristeten Einstellung des Fachmannes einen 
Vertrauensvorschuss gewährt, den sie nicht bereuen. Den Umgang mit der 
Behinderung ihres Mitarbeiters sehen sie als Herausforderung und als ge-
sellschaftliche Verantwortung, der es sich zu stellen gilt. 

Da Thomas Schmidt aufgrund seiner Schwerbehinderung sein eigenes 
Arbeitstempo benötigt, um seinem Anspruch hinsichtlich der Qualität 
gerecht zu werden, liegt bei ihm eine behinderungsbedingte Leistungs-
einschränkung vor. Martin Suhl stellte als Arbeitgeber beim LAGuS einen 
Antrag auf Leistungen zum Ausgleich außergewöhnlicher Belastungen 
aufgrund behinderungsbedingter Leistungseinschränkung. Nach Prüfung 
des Antrages bewilligte das Integrationsamt im LAGuS einen finanziellen 
Zuschuss zur teilweisen Abgeltung dieser außergewöhnlichen Belastun-
gen. Aufgrund dieser Förderung erhält Thomas Schmidt nun regelmäßig 
personelle Unterstützung bei der Reparatur der Kaffeeautomaten. Sie wird 
durch den Geschäftsführer Christoph Suhl persönlich unter anderem durch 
zusätzliche Anleitungen und Arbeitsbesprechungen realisiert. So konnte 
das Arbeitsverhältnis mit Thomas Schmidt für das Unternehmen weiter ge-
sichert werden. 

Der selbstlose Einsatz des Integrationsberaters, in seiner Freizeit mit seinem 
Schüler auf Arbeitssuche zu gehen, hat sich also gelohnt. Schließlich hat 
der Lehrer an die Vermittelbarkeit seines Schülers geglaubt und diesmal hat 
der Glaube nicht nur Berge versetzt, sondern in eine inklusive Arbeitswelt 
bei der Suhl Tisch- und Wohnkultur geführt.

Thomas Schmidt (l.) mit seinem Chef Christoph Suhl.



SEITE 39LAGuS  -  Jah resber i ch t  20 19

ARBEITSSCHUTZ

Arbeitsschutz 
und technische 

Sicherheit

Kernaufgabe der Abteilung 
„Arbeitsschutz und tech-
nische Sicherheit“ ist die 
Überprüfung, inwieweit die 
staatlichen Arbeitsschutz-
vorschriften in den Betrie-
ben in MV eingehalten 
werden. Gleichzeitig berät 
das LAGuS die Arbeitge-
ber hinsichtlich der Umset-
zung der Vorschriften mit 
dem Ziel sicherer, gesun-
der und menschengerech-
ter Arbeitsbedingungen. 
Der Rechtsbereich des Ar-
beitsschutzes umfasst ei-
ne Vielzahl von Vorschriften 
auf den Gebieten des tech-
nischen, sozialen und medi-
zinischen Arbeitsschutzes. 
Dazu zählen beispielsweise 
das Arbeitsschutzgesetz mit 
zahlreichen Verordnungen 
und technischen Regeln, das 
Arbeitszeitgesetz, das Fahr-
personalgesetz, das Mutter-
schutzgesetz sowie das Ju-
gendarbeitsschutzgesetz.
2019 wurden insgesamt 
152 Verwarnungen und 
400 Bußgelder ausgespro-
chen. In vier Fällen wurde 
der Verdacht einer Straftat 
festgestellt und das Verfah-
ren an die Staatsanwalt-
schaft abgegeben. 
Über die Kernaufgaben hi-
naus leistet die Arbeits-
schutzverwaltung einen 
wichtigen Beitrag zum 
Verbraucher-, Patienten- 
und Umweltschutz. Diese 
Überwachungsaufgaben 
werden auf den Rechtsge-
bieten des Strahlenschut-
zes, der Sprengstoffe, des 
Gefahrguttransports, der 
Gentechnik, der Medizin-
produkte, des Chemika-
lienrechts und des techni-
schen Verbraucherschut-
zes wahrgenommen.

Unterwegs in Betrieben und  
auf Baustellen
Täglich sind die Kolleginnen und Kollegen aus der Abteilung Arbeits-
schutz und technische Sicherheit des LAGuS im Land unterwegs zu 
Betriebskontrollen. Unterschieden wird zwischen Betriebsbesichti-
gungen aus eigener Initiative und Vor-Ort-Kontrollen, die aus einem 
bestimmten Anlass erfolgen. 2019 gab es 1.121 solcher Kontrollbe-
suche, die beispielsweise aus Beschwerden und Mängelanzeigen 
resultierten. Aus eigener Initiative gab es 1.999 Besichtigungen. 
Diese Kontrollen erfolgten im Rahmen der risikoorientierten Über-
wachungsstrategie (aktive Überwachung). Davon wurden 710 Be-
sichtigungen als „Behördliche Systemkontrolle“ durchgeführt. Dies 
ist eine länderübergreifende Standardmethode für die Kontrollen 
der Arbeitsschutzaufsicht mit dem Schwerpunkt der Kontrolle des 
betrieblichen Arbeitsschutzsystems. Das Ziel ist es, durch Verbesse-
rung des Arbeitsschutzsystems nachhaltig auf sichere und gesunde 
Arbeitsplätze hinzuwirken. 

Auf den Baustellen in Mecklenburg-Vorpommern gab es 846 Kon
trollen mit 804 Beanstandungen. 579 Überprüfungen erfolgten aus 
eigener Initiative und 267 waren einem konkreten Anlass geschul-
det. Aus den Überwachungsmaßnahmen in den Betrieben und auf 
Baustellen resultierten insgesamt 4.570 Beanstandungen. 

Darüber hinaus hat das LAGuS den Arbeitgebern in einer Vielzahl von Be-
ratungen vermittelt, dass ein funktionierendes Arbeitsschutzsystem nicht 
nur zur Verbesserung der Sicherheit erforderlich ist, sondern auch zum 
wirtschaftlichen Erfolg des Betriebes beiträgt. 89 Prozent der Arbeitsplät-
ze in MV befinden sich in Klein- und Mittelbetrieben, und zwar 53 Prozent 
in Mittelbetrieben (20-499 Beschäftigte) und 36 Prozent in Kleinbetrieben 
(< 20 Beschäftigte). Besonders die Kleinbetriebe mit bis zu 19 Beschäftigten 
sind auf Beratung und externe Unterstützung angewiesen. 

Neben der Aufsichtstätigkeit nimmt die Erledigung anlassbezogener Ver-
waltungsaufgaben (Bearbeitung von Anzeigen, Stellungnahmen, Geneh-
migungen, Beschwerden, Anfragen) einen großen Raum ein. 2019 wurden 
beispielsweise 1.288 Genehmigungen unterschiedlichster Art erteilt. Die 
Zahl der insgesamt bearbeiteten Anfragen, Anzeigen und Mängelmeldun-
gen steigerte sich im Vergleich zum Vorjahr um 27 Prozent auf 20.442.

 

Großer Andrang beim Arbeitsschutztag
Am 2. April 2019 fand im großen Festsaal der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege (FHöVPR) in Güstrow 
der Dritte Arbeitsschutztag für Mecklenburg-Vorpommern statt. 
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Lösungen für 
Handwerksbetriebe

Das Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Gesund-
heit MV hat das „Handbuch 
Arbeitsschutz – Lösun-
gen für kleine und mittle-
re Handwerksbetriebe“ ge-
meinsam mit dem LAGuS 
sowie den Handwerkskam-
mern Schwerin und Ost-
mecklenburg-Vorpommern 
(Rostock, Neubrandenburg) 
entworfen. Es basiert auf 
der 3. überarbeiteten Aufla-
ge des Arbeitsschutz-Hand-
buchs der Behörde für Ge-
sundheit und Verbraucher-
schutz, Amt für Arbeits-
schutz Hamburg, die zur 
Nutzung in Mecklenburg-
Vorpommern freigegeben 
wurde.
In zwölf Kapiteln vermit-
telt das Arbeitsschutz-
Handbuch das notwendige 
Rüstzeug, um den Arbeits-
schutz einerseits gut zu or-
ganisieren und anderer-
seits in die Betriebsabläufe 
zu integrieren. Inhalte und 
Arbeitshilfen sind auf die 
Bedürfnisse von kleinen 
und mittleren Handwerks-
betrieben abgestimmt. Bei 
Anwendung des Hand-
buchs erfüllen Betriebe 
die wesentlichen Arbeits-
schutz-Anforderungen.
Das Handbuch sowie die 
darin enthaltenen Formu-
lar-Vorlagen können von 
der Internetseite des Wirt-
schaftsministeriums her-
untergeladen, direkt aus-
gefüllt und abgespeichert 
oder als Publikation be-
stellt werden.
Im Rahmen von Betriebs-
systemkontrollen durch die 
Arbeitsschutzbehörde soll 
es vor allem kleinen und 
mittleren Handwerksbe-
trieben zur Unterstützung 
beim Aufbau ihrer Arbeits-
schutzorganisation zur Ver-
fügung gestellt werden.

Eingeladen hatten das Wirtschaftsministerium und das Landesamt 
für Gesundheit und Soziales. Mit den Gästen, Referenten und Helfern 
nahmen insgesamt 250 Personen teil, im Vergleich zu den vorherigen 
Arbeitsschutztagen war erfreulicherweise ein deutlicher Anstieg zu 
verzeichnen. Das zeigt eindrucksvoll, dass die Fachleute im Arbeits-
schutz einen solchen Austausch gut annehmen.

Zum Auftakt der Fachtagung präsen-
tierte Dr. Stefan Rudolph, Staatssekre-
tär im Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Gesundheit, das Arbeitsschutz-
Handbuch Mecklenburg-Vorpom
mern. „Arbeitsschutz ist kollektiver 
Selbstschutz mit dem Ziel, die eigene 
Gesundheit zu schützen und das ge-
wollte Betriebsergebnis zu sichern. 
Wer am Arbeitsschutz spart, wird im 
Wettbewerb um Produktivität und Be-
schäftigte verlieren. Der Arbeitsschutz 
muss fest in Betriebsabläufe integriert sein und täglich neu bewusst gelebt 
werden. Das ist insbesondere für kleinere Unternehmen eine große Heraus-
forderung. Das 1. Arbeitsschutz-Handbuch ist ein praxisnahes, verständli-
ches Arbeitsbuch für jedes Unternehmen“, sagte Dr. Rudolph. 

Den weiteren Tagungsverlauf bestimmten verschiedene Themenblöcke:

•	 die Bedeutung aktueller Gesetzesänderungen

•	 die Durchführung einer vorbildlichen Arbeitsschutzorganisation

•	 Denkanstöße, unter anderem zur Bedeutung von Geschlechtsrollenbil-
dern im Arbeitsschutz

Neben den Fachvorträgen wurden interessante Praxisbeispiele vorgestellt, 
beispielsweise von der ZF-Group/TRW Airbag Systems GmbH aus Laage und 
den Marlower Möbelwerken. Konkrete Beispiele über die Arbeitsschutzakti-
vitäten aus den Unternehmen der Region stoßen beim Publikum immer auf 
besonders großes Interesse. Aber auch die Fachbeiträge aus dem LAGuS zu 
den Neuerungen im Mutterschutzgesetz und den Änderungen im Strah-
lenschutzrecht fanden große Aufmerk-
samkeit beim Publikum.

Teil zwei der Fachtagung wurde mit 
einer sogenannten „Arbeitsschutz-
Vernissage“ interaktiv gestaltet. Hier 
konnten die Teilnehmenden an The-
menständen mit den Ausstellern, Re-
ferenten und LAGuS-Beschäftigten 
ins Gespräch kommen. Die Arbeits-
schutz-Vernissage in dieser Form 
hatte Premiere. In der Auswertung 

Staatssekretär Dr. Stefan Rudolph (r.) 
im Gespräch mit Dr. Heiko Will, Erster 
Direktor des LAGuS.

Das Arbeitsschutz-Handbuch war in 
wenigen Minuten vergriffen.
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der vergangenen Arbeits-
schutztage wurde häufig der 
Wunsch nach zusätzlicher Zeit 
für Fragen und zum fachli-
chen Austausch geäußert. Mit 
der Vernissage in einem extra 
Zeitfenster konnte diesem 
Wunsch Rechnung getragen 
werden. Der frisch nach Sanie-
rung wiedereröffnete Festsaal 
in Güstrow bot dafür die per-
fekte Atmosphäre. 

 

Feuer und Flamme
„Konzertwahnsinn in Rostock“, so die Schlagzeile im Juni 2019. Gleich 
drei Open-Air-Großveranstaltungen fanden an einem Wochenende 
statt. Zuerst Roland Kaiser am Freitag, 14. Juni, gefolgt von Marc Fors-
ter am Sonnabend, 15. Juni, und als krönender Abschluss Rammstein 
im Ostsee-Stadion am 16. Juni. Und jetzt das Behördendeutsch: „Al-
len Veranstaltungen gemeinsam war der nicht unerhebliche Einsatz 
pyrotechnischer Gegenstände mit zahlreichen feuergefährlichen 
Handlungen.“ 

Das LAGuS hat im Vorfeld zu kontrollieren, ob die sprengstoffrechtlichen 
Voraussetzungen für den Einsatz pyrotechnischer Effekte durch den jeweili-
gen gewerblichen Pyrotechniker vorliegen. Im Zusammenhang mit der An-
zeigepflicht der Pyrotechniker prüft das LAGuS unter anderem auch, ob die 
notwendigen örtlichen Voraussetzungen (beispielsweise Schutzabstände), 
die zum Abbrennen der jeweiligen Bühnenpyrotechnik erforderlich sind, 
eingehalten werden.

In den Wochen vor den Konzerten gab es zudem intensiven Kontakt zu den 
Firmen, die für den Einsatz der Pyrotechnik verantwortlich waren, und zu 
den Veranstaltern. Insgesamt war der Beratungsbedarf hinsichtlich der ge-
setzlichen Anforderungen nach dem Sprengstoffgesetz sehr hoch. An den 
jeweiligen Veranstaltungstagen gab es dann zunächst bei den Proben ent-
sprechende Vor-Ort-Kontrollen durch Berufsfeuerwehr, freiwillige Feuer-
wehr und LAGuS. Auch die Konformität der eingesetzten pyrotechnischen 
Gegenstände sowie die Einhaltung der in den Befähigungsscheinen und 
Erlaubnissen verankerten Auflagen wurden durch das LAGuS überwacht.

Unbestrittener Höhepunkt an diesem Konzert-Wochenende war der Auftritt 
von Rammstein im Ostsee-Stadion. Die für die Pyrotechnik sowie für die 
feuergefährlichen Handlungen verantwortliche Firma operiert weltweit und 
hat unter anderem auch die pyrotechnischen Effekte für die Konzerte bei-
spielsweise von Robbie Williams, Coldplay und Rihanna geplant und durchge-
führt. Allein für das Rammstein-Konzert waren 13 Befähigungsscheininhaber 

Bewährtes Format 

Der Arbeitsschutztag für 
Mecklenburg-Vorpom-
mern ist als Fachtagung 
konzipiert und steht immer 
unter dem Motto „Arbeits-
schutz in der Praxis“. Er soll 
Arbeitgeber für das Thema 
Arbeitsschutz sensibilisie-
ren und betrieblichen Ar-
beitsschutz-Akteuren ak-
tuelles fachbezogenes Wis-
sen vermitteln. Zielgruppe 
sind Arbeitgeber, Fachkräf-
te für Arbeitssicherheit, Be-
triebsärzte, Sicherheitsin-
genieure, Personalverant-
wortliche, Betriebsräte und 
interessierte Personen, die 
mit Arbeits- und Gesund-
heitsschutz in Betrieben 
oder Verwaltungen beauf-
tragt sind.
Diese Fachtagung, die al-
len Gästen auch Zeit für 
den Austausch unterein-
ander und Gelegenheit 
zum Netzwerk-Knüpfen 
bietet, wird alle zwei Jahre 
durchgeführt. 2021 soll es 
den Vierten Arbeitsschutz-
tag für Mecklenburg-Vor-
pommern geben, wieder 
federführend vom LAGuS 
organisiert.

Spielerisch wurde aufeinander abgestimmtes 
Handeln trainiert.

Ronny Hauptmann (M.) sorgte 
dafür, dass die Technik bei den 
Vorträgen funktionierte, auch für 
Christin Kalg und Dr. Michael Sieg 
(alle LAGuS).
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nach Sprengstoffgesetz 
anwesend und betei-
ligt.

Neben den pyrotech-
nischen Effekten unter-
schiedlicher Kategorien 
waren auch zahlrei-
che feuergefährliche 
Handlungen mit teils 
großem Ausmaß Be-
standteil des Konzertes. 
Die dabei eingesetzte 
Substanz Isopar L ist 
für die vorgesehene 
Anwendung erprobt 
worden und jeder ein-
zelne Effekt wurde mit 
einer definierten Men-
ge des Stoffes geplant. 
Beeindruckend war das 
Timing der Beteiligten, 
da zum Beispiel die 
Zündung der Flammen 
eine definierte Vor-
laufzeit benötigte und 
das Zusammenspiel 
zwischen Effekten und 
Auftritt der Band nach 
Aussage der verant-
wortlichen Firma regel-
mäßig eine Herausforderung darstellt. Insgesamt war die Vorbereitung und 
Durchführung dieser Veranstaltung sehr professionell, was sich auch in der 
abschließenden Besprechung widerspiegelte. 

Das gilt für alle drei Konzerte. Überrascht hat, dass nicht – wie vermutet – 
Rammstein in Sachen Pyrotechnik den Maßstab setzte. Es war das Konzert 
von Roland Kaiser, bei dem noch erheblich mehr pyrotechnische Effekte 
zum Einsatz kamen. Auch dieser Umstand belegt, wie intensiv Künstler bei 
ihren Auftritten Pyrotechnik einsetzen. Selbst Comedy-Veranstaltungen, 
beispielsweise mit Mario Barth in der Rostocker Stadthalle, kommen heut-
zutage nicht mehr ohne Feuer und Flamme aus. Deshalb wird die Über-
wachung der gewerblichen Pyrotechniker und der pyrotechnischen Effekte 
sowie die Zusammenarbeit mit anderen Behörden bei Großveranstaltun-
gen auch zukünftig ein interessantes und umfangreiches Tätigkeitsfeld für 
das LAGuS sein.

Arbeitsteilung und 
Zentralisierung

Bis 2017 wurde die Einhal-
tung der Sozialvorschriften 
im Straßenverkehr in den 
Unternehmen Mecklen-
burg-Vorpommerns von 
sieben Beschäftigten der 
Abteilung Arbeitsschutz 
kontrolliert. Aufgabe die-
ser Beschäftigten war es, 
die eingegangenen Anzei-
gen von Polizei und Bun-
desamt für Güterverkehr zu 
bearbeiten und Betriebs-
kontrollen bezüglich der 
Sozialvorschriften durch-
zuführen. 
2018 wurden diese bei-
den Aufgabengebiete ge-
trennt. So übernahm die 
Bußgeldstelle des LAGuS 
mit zwei Beschäftigten die 
komplette Anzeigenbear-
beitung für MV. 2019 sind 
dort 1.011 Anzeigen ein-
gegangen, aus deren Be-
arbeitung folgten 117 Ver-
warnungen und 295 Buß-
geldbescheide.
Die Betriebskontrollen 
führten die fünf verbliebe-
nen Beschäftigten durch. 
Sie konnten sich auf den 
ganzheitlichen Arbeits-
schutz in den Betrieben 
konzentrieren. Die Bera-
tung und Aufklärung der 
Unternehmen stand im 
Vordergrund. Vor allem 
zur Arbeitszeit gab es ho-
hen Aufklärungsbedarf. In 
24 Betriebskontrollen wur-
den insgesamt 375 Fah-
rer mit 55.058 Fahrertagen 
kontrolliert. Hierbei wur-
den 4.811 Zuwiderhand-
lungen festgestellt, die mit 
zwei Verwarnungen und 14 
meist hohen Bußgeldern 
geahndet wurden.

Die Band Rammstein begeistert nicht nur mit Musik,…

… sondern immer auch mit einer spektakulären Show.
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Liste der 
Maßnahmen

Zum Schutz der Beschäf-
tigten und um in Zukunft 
derartige Unfälle zu ver-
meiden, wurden umfas-
sende Arbeitsschutzmaß-
nahmen veranlasst:
•	 umgehende Vorstellung 

der Unfallbeteiligten beim 
Durchgangsarzt und Be-
triebsarzt

•	Meldung des Arbeitsun-
falls an das LAGuS

•	messtechnische Auswer-
tung der Personendosi-
meter der Unfallbeteilig-
ten durch die Landesan-
stalt für Personendosime-
trie MV

•	 rechnerische Ermittlung 
der effektiven Dosis so-
wie der Hautdosis für die 
betroffenen Beschäftig-
ten durch einen behörd-
lich bestimmten Sachver-
ständigen

•	Festlegung entsprechen-
der Ersatzdosiswerte und 
Meldung an die zustän-
digen Stellen durch das 
LAGUS, um eine korrekte 
Bilanzierung der berufli-
chen Strahlenexposition 
der Unfallbeteiligten zu 
ermöglichen

•	Dokumentation des Un-
fallereignisses im Be-
triebsbuch des Röntgen-
gerätes

•	 Sachverständigenprüfung 
des Röntgengerätes, um 
technische Mängel als 
Unfallursache ausschlie-
ßen zu können

•	Auswertung des Unfaller-
eignisses mit den betrof-
fenen Beschäftigten

•	Überarbeitung der Strah-
lenschutzanweisung, der 
Gefährdungsbeurteilung 
sowie der Abgrenzungs-
verträge mit dienstleis-
tenden Fremdfirmen

Arbeitsunfall beim Röntgen 

Im Schiffbau findet Röntgenstrahlung bei der zerstörungsfreien Werkstoff-
prüfung (ZfP) Anwendung. Mit Röntgenuntersuchungen ist es beispiels-
weise möglich, die Qualität von Schweißnähten zuverlässig zu beurteilen. 
Am 12.03.2019 ereignete sich in einem Schiffbau-Unternehmen in MV ein 
Arbeitsunfall, in dessen Folge Beschäftigte unbeabsichtigt Röntgenstrah-
lung ausgesetzt wurden.

Zwei unternehmenseigene Beschäftigte (Arbeitnehmer 1 und 2) sowie 
ein Beschäftigter einer Fremdfirma mit dem Tätigkeitsschwerpunkt zer-
störungsfreie Werkstoffprüfung (Arbeitnehmer 3) waren beauftragt, Mate-
rialproben einer Schweißverbindung mittels Röntgenstrahlung zu unter-
suchen. Dazu erfolgte in einer Montagehalle zunächst der Aufbau der 
Prüfvorrichtung (siehe Abb.). Diese besteht grundsätzlich aus der Röntgen-
röhre mit Stativ, Schaltkoffer und Verbindungskabel sowie den notwendi-
gen Absperrungen und Kennzeichnungen des Gefahrenbereiches.

Die Arbeitnehmer  1 und 2 positionierten zunächst die Röntgenröhre mit 
Stativ, während Arbeitnehmer 3 in einer Entfernung von etwa 15 Metern 
den Schaltkoffer für die Prüfung vorbereitete und an das von der Röntgen-
röhre herführende Verbindungskabel anschloss. Zur korrekten und ab-
schließenden Ausrichtung des ersten Probestückes und des Röntgenfilms 
begab sich Arbeitnehmer 1 auf Erdgleiche kniend mit dem Kopf voran 
unter die Röntgenröhre.

Noch währenddessen vernahm der unmittelbar neben der Apparatur ste-
hende Arbeitnehmer  2 den Warnton seines am Körper getragenen Dosi-
meters. Die unvermittelt folgende visuelle Kontrolle der Signalleuchte der 
Röntgenröhre deutete auf deren aktivierten Betriebszustand, also auf das 
Freiwerden von Röntgenstrahlung hin. Unverzüglich unterbrach der Arbeit-
nehmer 2 die Stromzufuhr zur Röntgenröhre.

Das Ereignis wurde dem LAGUS unverzüglich durch das Unternehmen mit-
geteilt. Am 13.03.2019 erfolgte eine Unfalluntersuchung vor Ort. An dieser 
nahmen neben den LAGuS-Beschäftigten der Strahlenschutzbeauftragte, 
die Sicherheitsfachkraft, die drei Unfallbeteiligten sowie weitere Vertreter 

Systemskizze Prüfaufbau ZfP
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Unfallgeschehen 
2019

Bis zum 31.01.2020 erreich-
ten das LAGuS insgesamt 
73 Mitteilungen über be-
sonders schwere und töd-
liche Unfallereignisse im 
Jahr 2019, wovon 37 um-
gehend durch LAGuS vor 
Ort untersucht wurden. 
Danach sind 2019 in MV 
fünf Menschen bei einem 
Arbeitsunfall ums Leben 
gekommen, 60 Beschäf-
tigte wurden bei der Ar-
beit besonders schwer ver-
letzt. Auf dem Weg zur Ar-
beit bzw. auf dem Nach-
hauseweg verunfallten ein 
Beschäftigter tödlich so-
wie drei sehr schwer. Ein 
Beschäftigter starb am Ar-
beitsplatz eines natürli-
chen Todes. Bei vier be-
sonders schweren Unfällen 
waren selbstständig tätige 
Personen betroffen.
Damit sank die Zahl der 
tödlichen Arbeitsunfälle 
auf das niedrigste Niveau 
seit Beginn der Datener-
fassung durch die Arbeits-
schutzbehörde im Jahr 
1993. Bisher sind nur im 
Jahr 2010 genauso wenig 
tödliche Arbeits- und We-
geunfälle verzeichnet wor-
den. 
Mit zwei tödlich und 22 
besonders schwer Ver-
unfallten ist der Anteil im 
verarbeitenden Gewerbe 
am höchsten. Ebenfalls 22 
schwere Arbeitsunfälle gab 
es im Baugewerbe. In der 
Land- und Forstwirtschaft 
ereigneten sich sieben be-
sonders schwere Unfälle.

des Unternehmens teil. Zur Ermittlung der Unfallursachen wurde der Prüf-
aufbau in Augenschein genommen und der Unfallhergang rekonstruiert.

Zum Schutz der betroffenen Beschäftigten und um in Zukunft derartige 
Unfälle zu vermeiden, wurden verschiedene Arbeitsschutzmaßnahmen 
veranlasst (siehe Seite 43). Die Umsetzung der veranlassten Maßnahmen 
wurde vom LAGUS intensiv begleitet und überwacht. Im Zuge dessen er-
folgte ferner die Überprüfung der Einhaltung weiterer Strahlenschutzvor-
schriften, beispielsweise mit Blick auf das Vorliegen der für den Umgang 
mit Röntgenstrahlen erforderlichen Fachkunde oder die Durchführung von 
wiederkehrenden Sachverständigenprüfungen am Röntgengerät. Hierbei 
konnten keine Verstöße festgestellt werden.

Überwachung der Aufbereitung von 
Endoskopen in Krankenhäusern

2019 hat das LAGuS zum zweiten Mal nach 2009 systematisch die Aufbe-
reitung in den Endoskopie-Abteilungen der Kliniken in MV überwacht, und 
zwar als gemeinsame Schwerpunktkontrolle von Arbeitsschutz und Kran-
kenhaushygiene in 22 von 34 Krankenhäusern.

In allen Einrichtungen hat sich die Anzahl der endoskopischen Untersu-
chungen erhöht. Ein Teil der Endoskopie-Abteilungen wurde bereits um-
gebaut und an die neuen Anforderungen angepasst. Trotzdem wurden 
noch in zwölf Einrichtungen Mängel hinsichtlich der räumlichen Gegeben-
heiten festgestellt. Dies betraf 
beispielsweise die Enge insbe-
sondere im unreinen Bereich, 
die unzureichende Trennung 
unreiner und reiner Arbeiten, 
fehlende Ablage- und Arbeits-
flächen, zu wenig Händedes-
infektionsmittelspender und 
den allgemeinen Sanierungs-
bedarf der Räume.

In den Lagerbereichen für ste-
riles Untersuchungsmaterial 
zeigte sich, dass häufig die in 
Folie-Papier-Verpackung ein-
geschweißten Instrumente zu 
groß für die vorhandenen La-
gerschränke und Körbe sind. 
Die Verpackungen werden 
geknickt oder eingeklemmt 
und können somit beschädigt 

An Endoskope werden hohe hygienische Anfor-
derungen gestellt. 
© Markus Langer / Fotolia.com
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Sichere 
Endoskope

Die medizinische Behand-
lung und Pflege von Pa-
tienten ist grundsätzlich 
mit Risiken verbunden, die 
auch von den angewand-
ten Medizinprodukten aus
gehen können. Für Endos
kope, die in der Funktions
diagnostik zur Anwendung 
kommen, ist die sachge-
rechte hygienische Aufbe-
reitung entsprechend der 
Medizinprodukte-Betrei
berverordnung ein wesent-
licher Sicherheitsaspekt. 
Die behördliche Überprü-
fung der Aufbereitung von 
Medizinprodukten umfasst 
folgende Bereiche:
•	Reinigung und Desinfek-

tion,
•	Prüfung und Erhaltung 

der technisch-funktionel
len Sicherheit der Geräte 
und

•	ordnungsgemäße Lage-
rung. 

Für die Qualität der Aufbe-
reitung sind ausreichend 
ausgebildetes Personal 
und eine geeignete räum-
lich-technische Ausstat-
tung der Aufbereitungsein-
heiten von entscheidender 
Bedeutung. Auch diese As-
pekte sind somit anhand 
der gesetzlichen Vorgaben 
zu prüfen.

werden. Ist die Verpackung nicht intakt, dürfen Produkte, die steril zur An-
wendung kommen sollen, nicht mehr angewendet werden.

Unter Berücksichtigung der stetig steigenden Menge des aufzubereiten-
den Materials, der notwendigen administrativen Arbeiten sowie der un-
vermeidbaren Fehlzeiten (Urlaub, Krankheit) erscheint in elf Kliniken die 
Anzahl der Beschäftigten als nicht ausreichend, um langfristig eine valide 
Aufbereitung der Medizinprodukte zu gewährleisten. In sieben Einrichtun-
gen war das mit der Aufbereitung beauftragte Personal nicht hinreichend 
qualifiziert.

Häufig fehlten wesentliche Regelungen der Qualitätssicherung, unter an-
derem waren die qualitätsrelevanten kritischen Arbeitsschritte nicht voll-
ständig in den Standardarbeitsanweisungen abgebildet. Die Dokumente 
zum Qualitätsmanagement waren insbesondere zu folgenden Themen zu 
überarbeiten:

•	 Risikoanalyse und Einstufung mit darauf basierender Zuordnung der 
Medizinprodukte zu den Aufbereitungsverfahren

•	 Umgang mit Fehlern und Abweichungen

•	 Beteiligung der Aufbereitungsverantwortlichen an der Beschaffung

•	  Arbeitsschritte der manuellen Aufbereitung und Hilfsmittel

•	 Umgang mit Leihinstrumenten

•	 Planung und Durchführung von Routinekontrollen

•	 Validierung von Aufbereitungsverfahren bei Abweichung von den 
Herstellervorgaben

•	 Umgang mit CJK und vCJK auch bei nicht erkennbarem Risiko 

Entsprechend Anlage 7 der Empfehlung der Kommission für Krankenhaus-
hygiene und Infektionsprävention (KRINKO) beim Robert Koch-Institut (RKI) 
und des Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) 
sind Maßnahmen zur Minimierung des Risikos einer Übertragung der spo-
radischen Creuzfeld-Jacob-Krankheit (CJK) und der BSE-assoziierten neuen 
Variante der CJK (vCJK) zu treffen, eingehende Erläuterungen sind dort zu 
finden. Die erforderlichen Maßnahmen werden in Maßnahmen bei erkenn-
barem oder vermuteten Risiko (aufgrund einer klinischen Diagnose) und 
solche bei nicht erkennbarem Risiko unterteilt. In vielen Einrichtungen sind 
Maßnahmen für Patienten mit erkennbarem Risiko festgelegt. Eine Risiko-
bewertung der invasiven Eingriffe und Operationen für die Übertragung 
von CJK und vCJK auch bei nicht erkennbarem Risiko, also für die generel-
le Aufbereitung, wurde zum Teil nicht durchgeführt und die notwendigen 
Maßnahmen nicht festgelegt. Grundsätzlich sind 2 mindestens potenziell 
wirksame Aufbereitungsverfahren zu kombinieren. Für die Aufbereitung 
thermolabiler flexibler Endoskope sind validierte Aufbereitungsverfahren 
anzuwenden d. h. Vermeidung der Antrocknung, Vorreinigung und Reini-
gung mit ausreichender und nachgewiesener Reinigungsleistung, geeig-
nete Desinfektion und ggf. Sterilisation. 
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Engagement  
für den  

Patientenschutz

Verantwortlich für das 
erstmalige Inverkehrbrin-
gen von Medizinproduk-
ten ist nach Medizinpro-
duktegesetz der Hersteller 
oder sein Bevollmächtigter. 
2019 hat das LAGuS drei 
Hersteller im Rahmen von 
Inspektionstätigkeiten vor 
Ort überwacht. Darüber 
hinaus erfolgte bei der Er-
stellung von 75 Exportbe-
scheinigungen eine Über-
prüfung der mit dem An-
trag beizubringenden Do-
kumente. In der Summe 
zeigten sich einige Mängel 
in der technischen Doku-
mentation. Aber auch in-
haltliche Mängel wurden 
beanstandet, z. B. bei der 
Durchführung der Lite-
raturrecherche, dem Ver-
gleich mit etablierten Me-
dizinprodukten und Be-
handlungsmethoden, dem 
Qualifikationsnachweis der 
Autoren oder der Aktuali-
sierungsplanung der klini-
schen Bewertung.
Während der Überwa-
chung vor Ort waren wei-
tere Mängel in den Verfah-
rensanweisungen zum Ri-
sikomanagement und zur 
Meldung von Vorkommnis-
sen zu beanstanden. Ins-
besondere die festgeleg-
ten Meldefristen stimmten 
bei einem Hersteller nicht 
mit den Vorgaben der Me-
dizinproduktesicherheits-
planverordnung überein. 
Im vergangenen Jahr hat 
das LAGuS zudem etwa 
1.800 Vorkommnis-Mel-
dungen in Zusammenhang 
mit Medizinprodukten in 
Deutschland und Europa 
mit Blick auf Informations- 
oder Handlungsbedarf für 
MV bewertet. 

Zudem soll die Auswertung der Validierungsberichte und die Umsetzung 
der daraus resultierenden Maßnahmen vollständig und dokumentiert 
unter Einbeziehung der betroffenen Fachbereiche Medizintechnik, Technik, 
Krankenhaushygiene und der für die Aufbereitung der Medizinprodukte 
vor Ort Verantwortlichen erfolgen. Die Überprüfung dieser Validierungs-
berichte zeigte, dass die dort und in den Herstellerangaben festgelegten 
oder aber laut KRINKO-BfArM-Empfehlung geforderten Routinekontrollen 
teilweise nicht oder nicht in den festgelegten Fristen durchgeführt wurden. 
Ein Beispiel hierfür war die halbjährliche Durchführung mikrobiologischer 
Untersuchungen an Endoskopen, statt vierteljährlich, wie im Validierungs-
bericht gefordert. Dies ist laut KRINKO-BfArM-Empfehlung bei Unterschrei-
tung der Grenzwerte möglich, hier fehlte aber die Abstimmung mit dem 
Validierer zur Fristverlängerung. 

Vergleich mit den 2009 durchgeführten Prüfungen:

Aufgrund des großen Zeitraumes zwischen den Kontrollen lassen sich die 
Ergebnisse schwer vergleichen. Die Prüfgrundlage, die KRINKO-BfArM-Emp-
fehlung, hat sich nicht wesentlich geändert, jedoch wird die Überwachung 
nun systematisch nach der bundeseinheitlichen Verfahrensanweisung 
und den zugehörigen Formblättern dokumentiert. 2009 wurden grund-
legende Anforderungen der Aufbereitung geprüft, wie Sachkenntnis des 
Personals, validierte Aufbereitungsverfahren und räumliche Bedingungen. 
In 2019 wurden dann Defizite festgestellt nach Erhöhung der Anzahl endo-
skopischer Untersuchungen ohne Anpassung der Endoskopieabteilungen 
an die gestiegenen Anforderungen. Es ergeben sich aus der zehnjährigen 
Überwachungspraxis und der Entwicklung in der Medizin nun zusätzlich 
spezifische Fragestellungen zur Eignung der Aufbereitungsverfahren. Bei-
spiele sind die Herstellerangaben zu validierten Aufbereitungsverfahren, 
der geforderte Nachweis der Reinigungsleistung mit der modifizierten OPA 
(ortho-Phthaldialdehyd)-Methode durch geeignete Labore und der Äqui-
valenznachweis zur Wirksamkeit und Reproduzierbarkeit manueller Aufbe-
reitungsverfahren unter Praxisbedingungen.

Aus den Geräten werden regelmäßig Proben zur mikrobiologischen Untersuchung ent-
nommen.
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Überwachung 
gentechnischer 

Anlagen 

Arbeiten mit gentechnisch 
veränderten Organismen 
werden in MV beispiels-
weise an den Universitäten 
Rostock und Greifswald so-
wie im Bundesforschungs-
institut für Tiergesundheit 
auf der Insel Riems durch-
geführt. Für diese Arbei-
ten nach Gentechnikge-
setz sind bestimmte or-
ganisatorische und tech-
nische Maßnahmen not-
wendig, um den Kontakt 
der verwendeten Organis-
men mit Mensch und Um-
welt zu begrenzen und ein 
dem Gefährdungspoten-
zial angemessenes Sicher-
heitsniveau zu gewährleis-
ten. Die Arbeiten werden 
in sogenannten gentech-
nischen Anlagen, wie z. B. 
Laboratorien, Produktions-
anlagen oder Tierhaltungs-
räumen, in verschiedenen 
Sicherheitsstufen durch-
geführt. Für die Überwa-
chung der Arbeiten ist das 
LAGuS zuständig.
2019 wurden insgesamt 
135 gentechnische Anla-
gen gemeldet, davon 72 
Anlagen der Sicherheits-
stufe 1, 60 der Stufe 2, zwei 
der Stufe 3. 
Im Friedrich-Loeffler-Insti-
tut auf der Insel Riems be-
findet sich eine Anlage der 
Stufe 4, also mit den höchs-
ten Anforderungen an das 
Sicherheitsniveau. Bei der 
Überwachung durch das 
LAGuS werden bauliche, 
technische und organi-
satorische Maßnahmen 
überprüft. Vor Ort ist auch 
die Beratung der Betreiber 
bzw. Projektleiter Bestand-
teil der Besichtigungen.

Fazit:

In Auswertung der Schwerpunktüberprüfung der Endoskopie-Abteilungen 
in Krankenhäusern und angesichts der schwierigen Vergleichbarkeit mit 
der vorherigen Schwerpunktaktion wurde aufgrund der rasanten Entwick-
lungen im Bereich der Medizin eine Frequenz von drei bis fünf Jahren für 
erneute Überprüfungen diskutiert.

Behördliche Zusammenarbeit im Sinne 
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes

In Zeiten, in denen nachhaltige Rohstoffpolitik und Ressourceneffizienz, 
zum Beispiel durch Abfallvermeidung und Recycling, immer mehr an Be-
deutung gewinnen, ist es wichtiger denn je, auch im Sinne des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes darauf zu achten, dass Produkte mit hohem Gefahr-
stoff- und Gefährdungspotenzial nicht wiederverwendet und aus dem 
Stoffkreislauf entfernt werden.

Ein Beispiel dafür ist die umfangreiche Wiederverwertung von ausgebau-
tem Asphaltmaterial von mehr als elf Millionen Tonnen jährlich. Noch bis in 
die 1980er-Jahre wurde Asbest in Straßenbelägen direkt als Zuschlagstoff 
eingesetzt. Aber auch in den heutigen Asphalt-Fahrbahndecken ist das Vor-
handensein von Asbest nicht auszuschließen, denn insbesondere für die 
hoch beanspruchte Deckschicht werden häufig Gesteine verwendet, die 
natürliche Anteile an Asbestmineralen enthalten.

Vor diesem Hintergrund wurde nach konstruktiven Beratungen zu die-
sem Thema zwischen der Straßenbauverwaltung MV und dem LAGuS 
eine Rundverfügung mit Hinweisen zum Umgang mit asbesthaltigem 
Material aus Aufbrüchen im Asphaltstraßenbau erlassen. Darin wird die 

Asphaltmischanlage.
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ARBEITSSCHUTZ

Saisonbetriebe: 
eine  

Halbzeitbilanz

Um einem jahreszeitlich 
schwankenden Arbeits-
anfall gerecht zu werden 
und damit der Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit Rech-
nung zu tragen, kann das 
LAGuS abweichende län-
gere Arbeitszeiten für Sai-
son- und Kampagnebe-
triebe für eben die konkret 
begrenzte Zeit der Saison 
und Kampagne bewilli-
gen. Für ganzjährig betrie-
bene Hotels und Gaststät-
ten bestanden Unsicher-
heiten, wann ein Betrieb 
ein Saisonbetrieb ist.
Für Mecklenburg-Vorpom-
mern erarbeiteten das zu-
ständige Wirtschaftsminis-
terium und das LAGuS da-
her Kriterien für ganzjäh-
rig betriebene Hotel- und 
Gaststättenbetriebe und 
schrieben sie in einer ent-
sprechenden Arbeitsan-
weisung nieder. 
Für Hotels- und Gaststät-
tenbetriebe erteilte das 
LAGuS 2019 lediglich zwei 
Genehmigungen, zum ei-
nen für ein Restaurant auf 
Rügen für 15 Beschäftigte 
und zum anderen für ein 
Ferienresort für sechs Be-
schäftigte. Beide Betriebe 
haben bereits in der Ver-
gangenheit entsprechen-
de Genehmigungen erhal-
ten.
Der prognostizierte An-
sturm ist ausgeblieben. 
Als Hauptgründe nannte 
die Branche den bürokra-
tischen Aufwand und den 
mangelnden Nutzen. 
Für den Bereich der Land-
wirtschaft blieben die An-
tragszahlen konstant.

Ermittlungspflicht der Straßenbauverwaltung hinsichtlich der Gefahrstoff-
belastung der auszubauenden Asphalte festgeschrieben. Somit wurde eine 
wichtige Voraussetzung geschaffen, um bereits in der Planungsphase die 
Entscheidung zwischen schadloser Verwertung oder gemeinwohlverträgli-
cher Abfallbeseitigung treffen zu können. 

Mutterschutz in Zahlen 

Der Fachbereich Mutterschutz hat 2019 von Arbeitgebern insgesamt 6.376 
Anzeigen über die Beschäftigung werdender oder stillender Mütter ge-
mäß Mutterschutzgesetz erhalten. Diese Anzeigen stellen eine wesentli-
che Grundlage für die Aufsichtsbehörde dar, um den besonderen Schutz 
werdender Mütter vor Gefahren am Arbeitsplatz zu überprüfen. Der Stand 
der Umsetzung notwendiger Schutzmaßnahmen in den Betrieben ist ge-
gebenenfalls Anlass für gezielte Arbeitsplatzüberprüfungen. 2019 wurden 
in diesem Zusammenhang 33 Besichtigungen und 900 Beratungen durch-
geführt. Bei den zielgerichteten Kontrollen der Arbeitsbedingungen wer-
dender Mütter gab es 22 Beanstandungen. In einem Fall musste Strafanzei-
ge gestellt werden. 

Im Jahr 2019 sind insgesamt 43 Anträge auf Zulassung zur Kündigung wäh-
rend der Schwangerschaft oder Elternzeit eingegangen. In 24 Fällen musste 
auf Grund des Wegfalls von Arbeitsplätzen, zum Beispiel durch Betriebsstill-
legung oder Insolvenz, der Kündigung ausnahmsweise zugestimmt wer-
den. Ein Antrag wurde abgelehnt. Am Stichtag hatten sich 16 Anträge auf 
andere Art erledigt (beispielsweise Antragsrücknahme).
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Personal und 
Haushalt

Zum Stichtag 31.12.2019 
waren im LAGuS 475 Mit-
arbeiterinnen und Mitar-
beiter beschäftigt, das sind 
zehn Beschäftigte weniger 
als ein Jahr zuvor – einge-
schlossen diejenigen, die 
sich in der Freistellungs-
phase der Altersteilzeit be-
finden (3).
447 Personen (336 Frau-
en, 111 Männer) waren un-
befristet beschäftigt, da-
von 231 Beamtinnen und 
Beamte sowie 213 weibli-
che und männliche Tarifbe-
schäftigte. Hinzu kommen 
fünf Arbeitsschutzoberins-
pektor-Anwärterinnen und 
-anwärter und eine Arbeits-
schutzreferendarin. 
Zum Stichtag waren 
63  Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter schwerbehin-
dert oder gleichgestellt. 
Im LAGuS werden Bundes- 
und Landesmittel sowie 
Gelder des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) umge-
setzt. 2019 wurden Ausga-
ben in Höhe von 716,4 Mil-
lionen Euro für einmalige 
und laufende Leistungen 
an Berechtigte getätigt. 
Dies sind 28,7 Millionen Eu-
ro mehr als im Vorjahr. 
Es wurden 445,6 Millio-
nen Euro Landesmittel, 
189,8  Millionen Euro Bun-
desmittel und 81,0 Millio-
nen Euro aus dem ESF aus-
gereicht. 68,6 Millionen Eu-
ro wurden nach dem Un-
terhaltsvorschussgeset-
zes ausgezahlt. Das ausge-
reichte Bundeselterngeld 
stieg um 1,3 Millionen Eu-
ro auf 109,1 Millionen Euro. 
Die Einnahmen betrugen 
68,2 Millionen Euro. 

Verlässliche Partner
Auch im Jahr 2019 hat die Abteilung 1 als Zentralabteilung für das 
LAGuS ihren Service für die Verwaltung weiter ausgebaut und ist 
durch die ausgewogene Struktur in den vier Dezernaten ein verläss-
licher Ansprechpartner für die Fachabteilungen in allgemeinen An-
gelegenheiten des Geschäftsbereichs. 

Aber auch die fortschreitende Digitalisierung der Fachabteilungen 
und der eigenen Abteilung bewegt die Dezernate der Zentralabtei-
lung neben den alltäglichen Aufgaben zunehmend. Bei nahezu je-
der Maßnahme der Fachabteilungen sind die Dezernate betroffen. 
Ob organisatorische Regelungen, die Bereitstellung von Personal, 
die Prüfung von Eingruppierung und Vertragsangelegenheiten so-
wie die Bereitstellung finanzieller Mittel oder aber die IT-technische 
bzw. tatsächliche Begleitung in der Intendanz – die Dezernate der 
Abteilung 1 arbeiten Hand in Hand mit den Fachabteilungen an den 
Herausforderungen der Digitalisierung. Dabei haben sie immer die 
Arbeitsfähigkeit des LAGuS, den wirtschaftlichen Umgang mit den 
Haushaltsmitteln und nicht zuletzt den Service für die Bürgerinnen 
und Bürger im Blick. 

 

Fünf Jahre Mentoring-Programm:  
ein Rückblick
An einer Fortbildungsreihe zur Erhöhung des Anteils von Frauen in 
Führungspositionen in MV können jährlich zwölf Frauen teilnehmen. 
Jedes der neun Ministerien kann eine Teilnehmerin aus dem eigenen 
Haus oder dem nachgeordneten Bereich entsenden. Daneben kann 
je eine Teilnehmerin der Landtagsverwaltung, des Landesrechnungs-
hofes und der Landespolizei teilnehmen. 

Fünf Kolleginnen des LAGuS haben das Programm absolviert oder stehen vor dem 
Abschluss: Dr. Kathrin Baumgarten, Anne Streubel, Daniela Jaeschke, Susann Lajewski 
und Antje Kruse (v. l.).
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und des Mentoring-Programms gestartet. 60 Teilnehmerinnen durf-
ten also insgesamt bis Ende 2019 die Fortbildungsreihe besuchen 
und begleitend das Mentoring-Programm durchlaufen. 

Sowohl die Fortbildungsreihe als auch das Mentoring-Programm werden 
von den Teilnehmerinnen als gewinnbringend für die Weiterentwicklung 
von Führungskompetenzen, aber auch für die eigene Persönlichkeit be-
schrieben. Die einzelnen Fortbildungen ermöglichen es häufig, Sachverhal-
te aus dem eigenen Alltag zu analysieren und gemeinsam in eine kollegiale 
Beratung einzutreten. Einzelne Jahrgänge haben sich aufgrund des im Rah-
men der Fortbildungsreihe entwickelten besonderen Vertrauensverhält-
nisses zu weiteren Terminen der kollegialen Beratung getroffen, um sich 
gegenseitig auch im Nachgang der Fortbildungsreihe zu unterstützen.

Gleiches gilt für die Tandems aus Mentor bzw. Mentorin und Mentee im 
Rahmen des Mentoring-Programms. Auch hier haben sich teilweise über 
die Laufzeit des Programms hinaus enge Kontakte bis hin zu Freundschaf-
ten zwischen den ehemaligen Mentoren/ Mentorinnen und ihren Mentees 
entwickelt. 

Auch der Erste Direktor des LAGuS, Dr. Heiko Will, nimmt seit 2016 als Men-
tor an dem Programm teil und hat in der Zeit vier Mentees begleitet. 
Sein Fazit: 

„Ich sehe den besonderen Wert des Mentoring-Programms in der 
Vernetzung der Mentees für die Zukunft sowie in der Möglichkeit, 
mit erfahrenen Führungskräften in vertraulichem Rahmen ein Jahr 
lang Themen besprechen zu können. Aber auch wir Mentorinnen 
und Mentoren profitieren enorm von diesem Jahr.“

Die Mentoren und direkten Vorgesetzten der Mentees werden durch Fort-
bildungen und Konsultationen bei ihren Aufgaben unterstützt. Insbeson-
dere die Vorgesetzten sollen in die Lage versetzt werden, die Entwicklung 
ihrer Mitarbeiterinnen positiv zu beeinflussen. Aus Sicht der Mentees hat 
sich bewährt, dass die Auswahl der Mentoren über die Ressortgrenzen hin-
weg erfolgt, so kann ein besonderes Vertrauensverhältnis aufgebaut wer-
den. Ebenso ist es auf diese Weise möglich, Lösungsansätze anderer Ver-
waltungszweige zu ggf. ähnlichen Sachverhalten kennenzulernen. 

Nicht zuletzt wird der Netzwerkausbau durch die Fortbildungsreihe und 
das Mentoring-Programm deutlich verstärkt. Auch weitere begleitende Ak-
tivitäten der Landesregierung tragen hierzu positiv bei. 

Um künftig auch begabten Frauen im 1. Einstiegsamt der Laufbahngrup-
pe 2 eine entsprechende Förderung zukommen zu lassen, ist der Erste Di-
rektor des LAGuS gemeinsam mit der Fachhochschule bestrebt, das Pro-
gramm auch auf Teilnehmerinnen des gehobenen Dienstes auszuweiten.

Auf dem Weg zur 
Führungsposition

Die Landesregierung ist 
seit einigen Jahren be-
strebt, den Anteil von Frau-
en in Führungspositionen 
zu erhöhen. Hierzu wurde 
2015 die Fortbildungsreihe 
zur Erhöhung des Anteils 
von Frauen in Führungspo-
sitionen ins Leben gerufen. 
Sie wird seitdem jährlich an 
der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung, Poli-
zei und Rechtspflege des 
Landes Mecklenburg-Vor-
pommern in Güstrow an-
geboten.
Die Fortbildungsreihe be-
steht aus fünf Modulen. Sie 
werden als Fortbildungen 
innerhalb eines Jahres an-
geboten. Begleitend dazu 
wurde ein Mentoring-Pro-
gramm etabliert. Dadurch 
soll den Teilnehmerinnen 
zum einen der Austausch 
und die Beratung zu prak-
tischen Erfahrungen mit 
einer erfahrenen Mento-
rin oder einem erfahrenen 
Mentor ermöglicht wer-
den, zum anderen werden 
Wege zur Eröffnung und 
Förderung hilfreicher Kon-
takte geebnet. 
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Gesundheit immer 
im Blick behalten

Auch 2019 gab es vielfäl-
tige Angebote im Rah-
men des Betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements. 
Neben Gesundheitsvor-
trägen, beispielsweise zu 
den Themen Stressbewäl-
tigung, Erste Hilfe und ge-
sunde Ernährung, fanden 
Impulskurse zur Fitness 
statt (z. B. Faszientraining, 
Yoga oder Mobilisations-
übungen). Darüber hin-
aus wurden teambildende 
Maßnahmen wie die Teil-
nahme an Firmenläufen 
und am Stadtradeln unter-
stützt. Kontinuierlich wur-
den auch Führungskräfte-
schulungen und Präven
tionsveranstaltungen zum 
Thema Sucht durchge-
führt.
Die verschiedenen Kurse 
und Seminare haben sich 
wie die jährlichen Gesund-
heitstage fest etabliert und 
werden gut angenommen. 
Allein an den Gesundheits-
angeboten nahmen etwa 
450 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter teil. 
Das BGM im LAGuS möchte 
den Beschäftigten ermög-
lichen, aktuelle Gesund-
heitsthemen, andere Sicht-
weisen und interessante 
Sportarten kennenzuler-
nen. Dank der Kennlern-
angebote hat jeder Einzel-
ne die Chance, neue Aspek-
te in sein eigenes Gesund-
heitsverhalten zu über-
nehmen. Darum engagiert 
sich das LAGuS seit Jahren 
im eigenen Betrieblichen 
Gesundheitsmanagement 
und wird dies weiter aktiv 
tun. 

Zu Gast bei der 
Klausurtagung des LAGuS
Frau Stefanie Drese, Ministerin für Soziales, Integration und Gleichstel
lung, besuchte die jährliche Klausurtagung des LAGuS am 19.  und 
20. Februar in Salem. Im Fokus der Veranstaltung stand die Führung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Die Ministerin nutzte die 
Gelegenheit, sich aktiv an den Diskussionen in den verschiedenen 
Workshops zu beteiligen und mit den Führungskräften ins Gespräch 
zu kommen.

Die traditionelle Klausurtagung zeigte sich in diesem Jahr in neuem Format. 
Unter dem Motto „Nicht nur zuhören, sondern aktiv mitwirken“ diskutierten 
die Abteilungsleiter/-innen und Dezernatsleiter/-innen in verschiedenen 
Workshops Herausforderungen des Führungsalltags wie das Führen auf 
Distanz, die Motivation von Mitarbeiter/-innen in Veränderungsprozessen 
und den Umgang mit Konflikten. Im Dialog mit dem Dozenten Dr. Michael 
Schnell vom Institut Dr. Müller Köln entwickelten sie am ersten Tag Lösungs-
ansätze für die Führungsarbeit im LAGuS und tauschten Erfahrungen aus.  

Am zweiten Tag wurden in einem World-Café konkrete LAGuS-Themen dis-
kutiert. Es wurde die Zusammenarbeit der Zentral- und der Fachabteilun-
gen kritisch betrachtet und Verbesserungsvorschläge gesammelt. In Bezug 
auf den Krankenstand im LAGuS wurden mögliche Hintergründe disku-
tiert, Fürsorgepflichten und personalrechtliche Hintergründe erörtert. Die 
Personalführungsgespräche, die als festes Führungsinstrument im LAGuS 
etabliert sind, wurden evaluiert und Optimierungsvorschläge für die Leit-
fadengestaltung und die Durchführung gesammelt. Die Ergebnisse der Dis-
kussionen wurden im Plenum präsentiert mit dem Ziel, Schwerpunkte für 
Veränderungen herauszuarbeiten. 

Darüber hinaus wurde das Projekt „Bürgerfreundlichere Bescheide im Schwer-
behinderten-Feststellungsverfahren“ der Abteilung 4 vorgestellt. Zielstellung 
des Projektes ist es, Bescheide zukünftig adressatenorientiert zu formulieren. 
Entscheidungen der Sozialverwaltung sollen dadurch nachvollziehbarer sein 
und die Unzufriedenheit bei den Antragstellenden gesenkt werden. 

Sozialministerin Stefanie Drese (l.) im Gespräch mit Maria Heide, Arbeitspsychologin 
am LAGuS.
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Umzüge im 
LAGuS

Anfang November 2019 
war es soweit: Das gro-
ße Umziehen am Stand-
ort Rostock hat begonnen. 
Los ging es für die Kolle-
ginnen und Kollegen der 
Dezernate Personal und 
Haushalt sowie Organisa-
tion und E-Government. 
Auch Dr. Heiko Will, Erster 
Direktor des LAGuS, sowie 
Stabstellen und Geschäfts-
zimmer waren betroffen. 
Sie zogen in ihr Zwischen-
domizil in der Stephanstra-
ße 18, 18055 Rostock. Des 
Weiteren wurde Ende No-
vember 2019 der Fachbe-
reich IT in der Gertruden-
straße, in der die Abteilung 
Gesundheit untergebracht 
ist, umquartiert.
Die Umzüge wurden not-
wendig, damit im Landes-
behördenzentrum Rostock, 
Erich-Schlesinger-Straße, 
Platz geschaffen wird für 
die Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Erdgeschoss, 
die dort raus müssen, weil 
Bauarbeiten anstehen. Al-
le vorgenannten Umzüge 
gingen ohne größere Stö-
rungen vonstatten. Die Ar-
beitsausfälle konnten auf 
Grund einer guten Vorbe-
reitung auf ein Mindest-
maß begrenzt werden. 
Weitere Umzüge des 
LAGuS werden in den 
nächsten zwei Jahren fol-
gen.

Laborneubau in Schwerin

Rund 8,4 Millionen Euro investiert das Land in einen Neubau für die Schwe-
riner Kolleginnen und Kollegen der Abteilung Gesundheit des LAGuS. Auf 
fast 1000 Quadratmetern werden moderne Arbeitsräume und auf weiteren 
500 Quadratmetern neue Labore entstehen. Die Planungen zum Bauvor-
haben wurden im Jahr 2015 abgeschlossen. Für Verzögerungen des Bau-
beginns sorgten Munitionsbergungsarbeiten sowie Auflagen zum Tier- und 
Artenschutz. Das Gelände in der Schweriner Graf-Yorck-Straße war eine so-
genannte Munitionsverdachtsfläche. Bevor mit dem eigentlichen Bau be-
gonnen werden konnte, mussten die Flächen großräumig von Munition 
befreit und zudem geschützte Arten wie die Zauneidechse umgesiedelt 
werden. 

Der Start der Baumaßnahme erfolgte im Februar 2019. Bereits am 
22. Oktober 2019 konnte die Rohbaufertigstellung des Laborgebäu-
des mit einem traditionellen Richtfest gefeiert werden. Der anwesen-
de Finanzminister in MV, Herr Reinhard Meyer betonte in seiner Rede, 
dass mit Fertigstellung des Laborgebäudes, voraussichtlich Ende 
2020, künftig Arbeitsplätze mit deutlich verbesserten Arbeitsbedin-
gungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entstehen. Weitere 
Teilnehmer am Richtfest waren unter anderem auch Nikolaus Voss, 
Staatssekretär im Sozialministerium, Schwerins Oberbürgermeister 
Rico Badenschier und Dr. Heiko Will, Erster Direktor des LAGuS.

Einige der zukünftigen Nutzerinnen und Nutzer des Gebäudes konnten sich 
voller Vorfreude bereits vor Ort vom Baufortschritt überzeugen. Sollte der 
Innenausbau des Laborgebäudes so wie der Rohbau ohne Verzögerungen 
ausgeführt werden, können die neuen Labore und Büroräume im 1. Quartal 
2021 durch das LAGuS genutzt werden. 

Zum Richtfest kamen auch Dr. Rico Badenschier, Reinhard Meyer, Nikolaus Voss 
und Dr. Heiko Will (vorn, v. r.).
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In stetem Wandel

Vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels 
und der zunehmenden Di-
gitalisierung aller Lebens-
bereiche wird sich auch 
die Verwaltung wandeln 
müssen. In der jüngsten 
Vergangenheit ist die Er-
kenntnis gereift, dass die 
Landesverwaltung, wenn 
sie hier auch künftig Schritt 
halten will, nicht nur genü-
gend, sondern auch ent-
sprechend qualifiziertes 
Personal gewinnen und 
ein attraktiver Arbeitgeber 
für vorhandenes und neu-
es Personal sein muss.
Bis 2030 werden von den 
aktuell rund 37.400 Be-
schäftigten des Landes et-
wa 16.700 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter alters-
bedingt ausscheiden. Bei 
der Personalgewinnung 
konkurriert die Landesver-
waltung mit anderen öf-
fentlichen Arbeitgebern 
ebenso wie mit der freien 
Wirtschaft. Um die Funk-
tionsfähigkeit der Lan-
desverwaltung Mecklen-
burg-Vorpommern zu ge-
währleisten und diese zu-
kunftsfähig aufzustellen, 
sind auch hier strategische 
Maßnahmen zu ergreifen.

MV braucht auch im LAGuS gutes Personal 

Angesichts der Aufgabenverdichtung in der Landesverwaltung und der 
zunehmend angespannten Personalsituation hat die Landesregierung 
Mecklenburg-Vorpommern beschlossen, das Personalkonzept 2010 ab 
01.01.2020 auszusetzen und die Jahreseinsparrate für das Jahr 2020 zu er-
lassen. Um den Ressorts die weitere Konsolidierung ihrer Organisation zu 
ermöglichen, wird zunächst von weiteren personellen Einsparverpflichtun-
gen zunächst bis 31.12.2023 abgesehen. Vor Ablauf des Moratoriums wird 
unter Berücksichtigung der Haushaltslage überprüft werden, ob eine Ver-
längerung des Moratoriums erfolgen soll. Mit dem seit 2012 geltenden Per-
sonalkonzept 2010 wurden bislang insgesamt 1.212 Stellen eingespart; bis 
zum Ablauf des Jahres 2020 wären noch rund 96 Stellen durch die Ressorts 
zu spezifizieren und einzusparen gewesen. 

Auf der Grundlage des diesbezüglichen Koalitionsbeschlusses vom 
18.02.2019 ist mit dem Doppelhaushalt 2020/2021 zudem der Fonds 
„Handlungsfähige Landesverwaltung“ geschaffen worden, um damit die 
Fachkräftesicherung und die Gewährleistung der langfristigen Arbeits- und 
Leistungsfähigkeit sicherzustellen. Das Fondsvolumen in Höhe von 50 Mil-
lionen Euro wird auf alle Ressorts und die Staatskanzlei gleichmäßig und 
vollständig verteilt. Die Mittel stehen befristet bis 31.12.2024 zur Verfü-
gung. Der Grundgedanke ist, mit Hilfe zeitlich befristeter Maßnahmen im 
Rahmen vorfristiger Stellenwiederbesetzungen Einstellungen des nächs-
ten Jahrzehnts vorzuziehen und so die Landesverwaltung deutlich zu ver-
jüngen. Der temporäre Personalaufwuchs soll zudem dazu genutzt werden, 
in ausgewählten Bereichen der Landesverwaltung Arbeitsspitzen aufzufan-
gen und im Sinne einer dauerhaften Zukunftsinvestition Verwaltungsver-
fahren zu verschlanken und zu modernisieren.

Das Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung sowie das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales haben die Einsparvorgabe für das 
Jahr 2020 bereits spezifiziert. Die entsprechenden Einsparungen bzw. so-
genannten „kw-Vermerke“ sind mit dem Stellenplan 2018/2019 beschlos-
sen bzw. im Stellenplan 2020/2021 verankert worden. Durch den nunmehr 
vorliegenden Erlass ergibt sich somit auch für das Sozialressort ein Gutha-
ben aus der Übererfüllung, welches unter Beachtung bestimmter Vorga-
ben durch die einzelnen Ressorts eingesetzt werden kann. Hierbei ist dem 
LAGuS der weitaus größte Anteil an den dem Ressort zur Verfügung ste-
henden Mitteln zugewiesen worden.

Diese Mittel werden im Rahmen einer risikobasierten Abwägung und im 
Hinblick auf die angespannte Personalsituation in Hochrisikobereichen des 
LAGuS eingesetzt, wobei alle Abteilungen in den Blick genommen wur-
den und auch an den zur Verfügung stehenden Mitteln partizipieren. So 
konnten bzw. können u.  a. zwei Pharmazeuten für die Arzneimittelüber-
wachungs- und -prüfstelle in der Gesundheitsabteilung sowie ein Jurist 
für den Technischen Arbeitsschutz in der Arbeitsschutzabteilung einge-
stellt werden. Das Landesprüfungsamt für Heilberufe konnte personell ver-
stärkt werden, um die neuen großen Herausforderungen, die sich aus dem 
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Neuer 
Beratungsraum 

Aufgrund der steigenden 
Zahl an Beratungen und 
Schulungsmaßnahmen im 
LAGuS wurde die Einrich-
tung eines weiteren Bera-
tungsraumes notwendig. 
Am Standort Gertruden-
straße in Rostock konnte 
rechtzeitig gleich zu Be-
ginn des Jahres 2019 ein 
ehemaliger Lagerraum der 
Abteilung Gesundheit als 
Beratungsraum hergerich-
tet werden. Zu den um-
fangreichen Sanierungs-
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Personal, Bußgeldstelle, 
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Schiedsstellen
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Haushalt

Anett Baum
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Förderangelegenheiten
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Zuwendungen ESF I
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Versorgungsamt  Rostock

Claudia Junge

402 0381/331-59130

Dezernat 403
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Dezernat 404

Versorgungsamt Stralsund

Anne Streubel

404 03831/2697-59801
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Versorgungsärztlicher Dienst
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technische Sicherheit
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Dr. Bernd Kuntze
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Regionalbereich Nord 

Arbeitsschutz und 

technische Sicherheit

Antje Kruse

501

0381/331-59200 

03831/2697-59889

Dezernat 502

Arbeitsschutz und 

technische Sicherheit 

Schwerin

Kathrin Donner

502 0385/3991-550

Dezernat 503

Arbeitsschutz und 

technische Sicherheit 

Neubrandenburg

Andrea Schnell

503 0395/380-59662
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Wahlkampfverbot

Diese Broschüre wird im 
Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit des Landesam-
tes für Gesundheit und So-
ziales Mecklenburg-Vor-
pommern herausgegeben.
Sie darf weder von Partei-
en noch von Wahlhelfern 
während eines Wahlkamp-
fes zum Zwecke der Wahl-
werbung verwendet wer-
den. Dies gilt für Landtags-, 
Bundestags-, Kommunal- 
und Europawahlen.
Missbräuchlich ist beson-
ders die Verteilung auf 
Wahlkampfveranstaltun-
gen, an Informationsstän-
den der Parteien sowie 
das Einlegen, Aufdrucken 
oder Aufkleben parteipoli-
tischer Informationen oder 
Werbemittel.
Untersagt ist gleichfalls die 
Weitergabe an Dritte zum 
Zwecke der Wahlwerbung.
Eine Verwendung dieser 
Druckschrift durch Partei-
en oder sie unterstützende 
Organisationen ausschließ-
lich zur Unterrichtung ihrer 
eigenen Mitglieder bleibt 
hiervon unberührt. Unab-
hängig davon, wann, auf 
welchem Weg und in wel-
cher Anzahl diese Schrift 
dem Empfänger zugegan-
gen ist, darf sie auch oh-
ne zeitlichen Bezug zu ei-
ner bevorstehenden Wahl 
nicht in einer Weise ver-
wendet werden, die als Par-
teinahme der Landesregie-
rung zugunsten einzelner 
politischer Gruppen ver-
standen werden könnte.
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